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Gesamte Rechtsvorschrift fur Doppelbesteuerung — Einkommen- und Vermadgensteuern
(Estland), Fassung vom 22.02.2024

Beachte fur folgende Bestimmung

Die Anderungen auf Grund des MLI (BGBI. 111 Nr. 93/2018) kénnen nicht eindeutig zugeordnet werden,
vgl. daher die ,,synthetisierte” Version des DBA Estland plus MLI, als Anlage 1 dokumentiert.

Langtitel

ABKOMMEN zwischen der Republik Osterreich und der Republik Estland zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen
StF: BGBI. 111 Nr. 11/2003 (NR: GP XXI RV 598 AB 818 S. 81. BR: AB 6461 S. 681.)

Anderung
BGBI. 111 Nr. 93/2018 (NR: GP XXV RV 1670 AB 1732 S. 190. BR: AB 9848 S. 870.)

Sonstige Textteile
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluss des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Ratifikationstext

Die Mitteilungen gemaR Art.28 Abs.1 des Abkommens wurden am 30. Oktober bzw.
12. November 2002 abgegeben; das Abkommen ist gemaf seinem Art. 28 Abs. 2 mit 12. November 2002
in Kraft getreten.

Praambel/Promulgationsklausel

Die Republik Osterreich und die Republik Estland, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen
abzuschlieRen,

haben Folgendes vereinbart:

Text

Artikel 1
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN
Dieses Abkommen gilt fur Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten
anséssig sind.
Artikel 2
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Ricksicht auf die Art der Erhebung, fiir Steuern vom Einkommen
und vom Vermdgen, die fir Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskdrperschaften erhoben
werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermogen gelten alle Steuern, die vom
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermdgen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermdgens

www.ris.bka.gv.at Seite 1 von 29



R | S Bundesrecht konsolidiert

erhoben werden, einschlielich der Steuern vom Gewinn aus der VerduBerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermdgens sowie der Steuern vom Vermdgenszuwachs.
(3) Zu den bestehenden Steuern, fiir die das Abkommen gilt, gehdren insbesondere
a) in Osterreich:
1. die Einkommensteuer;
2. die Korperschaftsteuer;
3. die Grundsteuer;
4. die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben;
5. die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstiicken;
(im Folgenden als ,,dsterreichische Steuer bezeichnet);
b) in Estland:
1. die Einkommensteuer (tulumaks);
2. die lokale Einkommensteuer (kohalik tulumaks);
3. die Grundsteuer (maamaks);
(im Folgenden als ,,estnische Steuer* bezeichnet).
(4) Das Abkommen gilt auch fur alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ahnlicher Art, die nach
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben

werden. Die zustandigen Behorden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen
eingetretenen wesentlichen Anderungen mit.

Artikel 3
ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert,

a) bedeutet der Ausdruck ,,Osterreich* die Republik Osterreich;

b) bedeutet der Ausdruck ,,Estland“ die Republik Estland und, im geographischen Sinn verwendet,
das Hoheitsgebiet Estlands und alle an die Hoheitsgewésser Estlands angrenzenden Gebiete, in
denen Estland nach dem Recht Estlands und in Ubereinstimmung mit dem Voélkerrecht seine
Rechte hinsichtlich des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer Bodenschatze
ausuben darf;

c) bedeuten die Ausdriicke ,.ein Vertragsstaat“ und ,,der andere Vertragsstaat”, je nach dem
Zusammenhang, Osterreich oder Estland;

d) umfasst der Ausdruck ,Person“ natlrliche Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen;

e) bedeutet der Ausdruck ,,Gesellschaft juristische Personen oder Rechtstrager, die fur die
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden;

f) bedeuten die Ausdriicke ,,Unternehmen eines Vertragsstaats und ,,Unternehmen des anderen
Vertragsstaats*, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansassigen
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat anséssigen
Person betrieben wird,;

g) bedeutet der Ausdruck ,.internationaler Verkehr jede Beforderung mit einem Seeschiff oder
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen eines Vertragsstaats betrieben wird, es sei denn, das
Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschlieBlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat
betrieben;

h) bedeutet der Ausdruck ,,zustandige Behorde*

i) in Osterreich: den Bundesminister fiir Finanzen oder dessen bevollméachtigten Vertreter;
ii) in Estland: den Minister fir Finanzen oder dessen bevollméchtigten Vertreter;
i) bedeutet der Ausdruck ,,Staatsangehdriger*
i) jede natirliche Person, die die Staatsangehdrigkeit eines VVertragsstaats besitzt;
ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem
in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist.

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im
Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates tber die Steuern zukommt, fiir die das Abkommen
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gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat.

Artikel 4
ANSASSIGE PERSON

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,eine in einem Vertragsstaat anséssige
Person® eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres stdndigen
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschéftsleitung, des Ortes ihrer Griindung oder eines anderen &hnlichen
Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskdrperschaften. Der
Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkiinften aus Quellen in diesem
Staat oder mit in diesem Staat gelegenem Vermdgen steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natirliche Person in beiden Vertragsstaaten ansassig, so gilt Folgendes:

a) Die Person gilt als nur in dem Staat anséssig, in dem sie Uber eine stdndige Wohnstatte verfiigt;
verfugt sie in beiden Staaten Uber eine stdndige Wohnstétte, so gilt sie als nur in dem Staat
ansassig, zu dem sie die engeren personlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt
der Lebensinteressen);

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer
Lebensinteressen hat, oder verfiigt sie in keinem der Staaten Uber eine standige Wohnstétte, so
gilt sie als nur in dem Staat ansassig, in dem sie ihren gewohnlichen Aufenthalt hat;

¢) hat die Person ihren gewdhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so
gilt sie als nur in dem Staat anséssig, dessen Staatsangehdriger sie ist;

d) ist die Person Staatsangehériger beider Staaten oder keines der Staaten, so regeln die zustandigen
Behorden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natirliche Person in beiden Vertragsstaaten anséssig, so
werden sich die zustdndigen Behorden der Vertragsstaaten bemihen, die Frage in gegenseitigem
Einvernehmen zu regeln und die Art der Anwendung dieses Abkommens auf diese Person festzulegen. In
Ermangelung eines solchen Einvernehmens gilt die Person fur Zwecke der Inanspruchnahme von
Abkommensvorteilen als in keinem der beiden Vertragsstaaten ansassig.

Artikel 5
BETRIEBSTATTE

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,Betriebstatte eine feste
Geschéftseinrichtung, durch die die Tétigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgetibt wird.

(2) Der Ausdruck ,,Betriebstatte* umfasst insbesondere:

a) einen Ort der Leitung,

b) eine Zweigniederlassung,

c) eine Geschaftsstelle,

d) eine Fabrikationsstétte,

e) eine Werkstatte und

f) ein Bergwerk, ein Ol- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stitte der

Ausbeutung von Bodenschéatzen.

(3) Eine Bauausfiihrung oder Montage oder eine damit zusammenhéngende Uberwachungstatigkeit
ist nur dann eine Betriebstatte, wenn diese Ausfiihrung, Montage oder Tatigkeit die Dauer von neun
Monaten Uberschreitet.

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstétten:

a) Einrichtungen, die ausschlieBlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Giitern oder

Waren des Unternehmens benutzt werden;

b) Bestdnde von Giltern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieBlich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden;

c) Bestdnde von Gitern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieBlich zu dem Zweck
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden;

d) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschlieflich zu dem Zweck unterhalten wird, fir das
Unternehmen Giiter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen;
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e) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschlieflich zu dem Zweck unterhalten wird, fir das
Unternehmen andere Tétigkeiten auszutiben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstétigkeit
darstellen;

f) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschlieBlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der
unter lit. a bis e genannten Tétigkeiten auszuliben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende
Gesamttatigkeit der festen Geschéftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstatigkeit
darstellt.

(5) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhdngigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 — fir ein
Unternehmen tatig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens
Vertrdge abzuschliefen, und (bt sie die Vollmacht dort gewdhnlich aus, so wird das Unternehmen
ungeachtet der Absatze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat flr alle von der Person fir das
Unternehmen ausgelibten Tatigkeiten eine Betriebstatte, es sei denn, diese Tatigkeiten beschranken sich
auf die in Absatz 4 genannten Tatigkeiten, die, wirden sie durch eine feste Geschéftseinrichtung
ausgelibt, diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstéitte machten.

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstatte in einem
Vertragsstaat, weil es dort seine Tatigkeit durch einen Makler, Kommissionar oder einen anderen
unabhéngigen Vertreter ausiibt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschéftstétigkeit
handeln. Wenn die Tétigkeit dieses Vertreters jedoch ausschlieflich oder fast ausschlieBlich fiir dieses
Unternehmen erfolgt und die Bedingungen zwischen dem Vertreter und dem Unternehmen von denen
abweichen, die unabhéngige Personen miteinander vereinbaren wirden, so gilt der Vertreter nicht als
unabhéngiger Vertreter im Sinne dieses Absatzes. In diesem Fall ist Absatz 5 anzuwenden.

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat anséssige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat anséssig ist oder dort
(entweder durch eine Betriebstatte oder auf andere Weise) ihre Tétigkeit austibt, wird keine der beiden
Gesellschaften zur Betriebstétte der anderen.

Artikel 6
EINKUNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMOGEN

(1) Einklnfte, die eine in einem Vertragsstaat ansassige Person aus unbeweglichem Vermdgen
(einschlieBlich der Einkiinfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen
Vertragsstaat liegt, durfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Der Ausdruck ,.unbewegliches Vermdgen“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermdgen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehor
zum unbeweglichen Vermogen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe,
die Rechte, flr die die Vorschriften des Privatrechts tiber Grundstiicke gelten, jede Option oder &hnliches
Recht auf den Erwerb von unbeweglichem Vermdgen, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermdgen
sowie Rechte auf veranderliche oder feste Vergutungen fiir die Ausbeutung oder das Recht auf
Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschatzen; Schiffe und Luftfahrzeuge
gelten nicht als unbewegliches Vermdgen.

(3) Absatz 1 gilt fur Einklnfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermdgens als auch flr Einkilinfte aus der
VerduRerung von unbeweglichem Vermdgen.

(4) Sind mit dem Eigentum an Aktien oder sonstigen Gesellschaftsanteilen fiir den Eigentlimer
dieser Aktien oder Gesellschaftsanteile Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermdgen verbunden, das der
Gesellschaft gehort, so durfen die Einklnfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder
Verpachtung sowie jeder anderen Art der Verwertung eines solchen Rechtes in dem Vertragsstaat
besteuert werden, in dem das unbewegliche Vermdégen liegt.

(5) Die Absdtze 1, 3 und 4 gelten auch fiir Einkilinfte aus unbeweglichem Vermdégen eines
Unternehmens und fir Einkiinfte aus unbeweglichem Vermdgen, das der Ausiibung einer selbstandigen
Avrbeit dient.

Artikel 7
UNTERNEHMENSGEWINNE

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats dirfen nur in diesem Staat besteuert werden,
es sei denn, das Unternehmen Ubt seine Tatigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene
Betriebstatte aus. Ubt das Unternehmen seine Tétigkeit auf diese Weise aus, so dirfen die Gewinne des
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Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstétte
zugerechnet werden kénnen.

(2) Ubt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tatigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine
dort gelegene Betriebstatte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser
Betriebstétte die Gewinne zugerechnet, die sie hitte erzielen kdnnen, wenn sie eine gleiche oder &hnliche
Tatigkeit unter gleichen oder &hnlichen Bedingungen als selbstéandiges Unternehmen ausgetibt hatte und
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstétte sie ist, vollig unabhéngig gewesen ware.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstatte werden die fiir diese Betriebstatte
entstandenen Aufwendungen, einschlieRlich der Geschéftsfiihrungs- und allgemeinen Verwaltungskosten,
zum Abzug zugelassen, gleichgultig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstétte liegt, oder anderswo
entstanden sind.

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat Ublich ist, die einer Betriebstatte zuzurechnenden Gewinne
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schlief3t
Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der ublichen Aufteilung
ermittelt; die gewahlte Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsétzen
dieses Artikels Ubereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloRen Einkaufs von Guitern oder Waren fir das Unternehmen wird einer
Betriebstétte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absdtze sind die der Betriebstitte zuzurechnenden
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende Griinde daflir bestehen,
anders zu verfahren.

(7) Gehoren zu den Gewinnen Einkiinfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht
berihrt.

(8) Dieser Artikel hindert keinen Vertragsstaat daran, sein Recht in Bezug auf die Besteuerung von
Personen anzuwenden, die Versicherungsgeschafte austiben. Diese Steuer darf aber 5,4 vom Hundert des
Bruttobetrags der Pramien der Versicherungsgeschafte nicht tbersteigen.

(9) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,Gewinne* umfasst auch Gewinne eines
Gesellschafters aus seiner Beteiligung an einer Personengesellschaft und im Fall Osterreichs auch aus der
Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des dsterreichischen Rechts.

Artikel 8
SEESCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus dem Betrieb von Seeschiffen oder
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr dirfen nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 gilt auch fur Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft
oder einer internationalen Betriebsstelle.

Artikel 9
VERBUNDENE UNTERNEHMEN

(1) Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschaftsleitung, der
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschaftsleitung, der Kontrolle oder dem
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen
Vertragsstaats beteiligt sind

und in diesen Fallen die beiden Unternehmen in ihren kaufménnischen oder finanziellen Beziehungen an
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhéngige
Unternehmen miteinander vereinbaren wirden, so dirfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne
diese Bedingungen erzielt hatte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden.

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne
zugerechnet — und entsprechend besteuert —, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in
diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die
das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hatte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen
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vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen wéren, die unabhdngige Unternehmen miteinander
vereinbaren wiirden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Anderung der dort von diesen
Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Anderung sind die (ibrigen Bestimmungen dieses
Abkommens zu bericksichtigen; erforderlichenfalls werden die zustdndigen Behorden der
Vertragsstaaten einander konsultieren.

Artikel 10
DIVIDENDEN

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansassige Gesellschaft an eine im anderen
Vertragsstaat ansassige Person zahlt, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden diirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft anséssig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat ansdssige Person ist, nicht
lbersteigen:

a)5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine
Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar iber mindestens 25 vom
Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfiigt;

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Féllen.

Dieser Absatz beruihrt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen die
Dividenden gezahlt werden.

(3) Der in diesem Artikel Verwendete Ausdruck ,,Dividenden® bedeutet Einkiinfte aus Aktien,
Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Griinderanteilen oder anderen Rechten — ausgenommen
Forderungen — mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkiinfte,
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschittende Gesellschaft ansassig ist, den Einkinften aus
Aktien steuerlich gleichgestellt sind.

(4) Die Absdtze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat anséssige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansassig
ist, eine gewerbliche Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstétte oder eine selbstdndige Arbeit durch
eine dort gelegene feste Einrichtung austbt und die Beteiligung, fiur die die Dividenden gezahlt werden,
tatsdchlich zu dieser Betriebstatte oder festen Einrichtung gehort. In diesem Fall ist Artikel 7
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansassige Gesellschaft Gewinne oder Einkiinfte aus dem
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansédssige Person gezahlt werden
oder dass die Beteiligung, fur die die Dividenden gezahlt werden, tatsachlich zu einer im anderen Staat
gelegenen Betriebstétte oder festen Einrichtung gehért, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer flr
nichtausgeschiittete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die
nichtausgeschitteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder
Einkunften bestehen.

Artikel 11
ZINSEN

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat ansassige
Person gezahlt werden, durfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Zinsen durfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Zinsen eine im
anderen Vertragsstaat ansassige Person ist, 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht
Ubersteigen.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt Folgendes:

a) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und von der Regierung des anderen Vertragsstaats,
einschlieBlich seiner Gebietskdrperschaften, der Zentralbank oder einer Finanzinstitution, die
sich zur Génze im Eigentum dieser Regierung befindet, als Nutzungsberechtigter bezogen
werden, oder Zinsen, die aus Darlehen bezogen werden, fir die diese Regierung birgt, sind von
der Besteuerung im erstgenannten Staat ausgenommen;

b) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen, dirfen nur im anderen Vertragsstaat besteuert
werden, wenn
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i) der Empfanger im anderen Staat ansassig ist, und

if) der Empfanger ein Unternehmen des anderen Staates und der Nutzungsberechtigte der Zinsen
ist, und

iii) die Zinsen fur Darlehen gezahlt werden, die im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren
oder von gewerblichen, kaufménnischen oder wissenschaftlichen Ausriistungen auf Kredit
durch das Unternehmen an ein Unternehmen des erstgenannten Staates stehen, es sei denn, der
Verkauf oder das Darlehen wird zwischen verbundenen Personen getétigt beziehungsweise
gewabhrt.

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Zinsen* bedeutet Einkiinfte aus Forderungen jeder
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstiicken gesichert sind, und inshesondere
Einkiinfte aus offentlichen Anleihen und aus Obligationen einschlieBlich der damit verbundenen
Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschlage fur verspatete Zahlung gelten nicht als Zinsen im
Sinne dieses Artikels.

(5) Die Absatze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansassige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tatigkeit
durch eine dort gelegene Betriebstatte oder eine selbstdndige Arbeit durch eine dort gelegene feste
Einrichtung auslbt und die Forderung, fir die die Zinsen gezahlt werden, tatsachlich zu dieser
Betriebstatte oder festen Einrichtung gehort. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14
anzuwenden.

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem
Staat ansdssige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Ricksicht darauf, ob er in einem
Vertragsstaat anséssig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstatte oder eine feste Einrichtung
und ist die Schuld, flr die die Zinsen gezahlt werden, fiir Zwecke der Betriebstéatte oder der festen
Einrichtung eingegangen worden und tragt die Betriebstétte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so
gelten die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstatte oder die feste Einrichtung liegt.

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und (bersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese
Beziehungen vereinbart hatten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem
Fall kann der (Ubersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter
Berticksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden.

Artikel 12
LIZENZGEBUHREN

(1) Lizenzgebihren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat
ansassige Person gezahlt werden, dirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Lizenzgebuhren dirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der
Lizenzgebiihren eine im anderen Vertragsstaat ansassige Person ist, nicht tbersteigen:

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebihren, die fiir die Benutzung gewerblicher,
kaufménnischer oder wissenschaftlicher Ausriistungen gezahlt werden;

b) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebihren in allen anderen Fallen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Lizenzgebulhren bedeutet Vergutungen jeder Art,
die fur die Benutzung oder fur das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen,
kinstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschlieBlich kinematographischer Filme und Filme
oder Béander fur Rundfunk und Fernsehen, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Planen,
geheimen Formeln oder Verfahren oder fiir die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher,
kaufmdannischer oder wissenschaftlicher Ausristungen oder fir die Mitteilung gewerblicher,
kaufmannischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.

(4) Die Absdtze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansdssige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgeblhren stammen, eine gewerbliche
Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstatte oder eine selbstdndige Arbeit durch eine dort gelegene
feste Einrichtung ausiibt und die Rechte oder Vermdgenswerte, fiir die die Lizenzgebiihren gezahlt
werden, tatsdchlich zu dieser Betriebstatte oder festen Einrichtung gehdren. In diesem Fall ist Artikel 7
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.
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(5) Lizenzgebuhren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in
diesem Staat anséssige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebuhren, ohne Ricksicht darauf, ob
er in einem Vertragsstaat ansassig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstatte oder eine feste
Einrichtung und ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebiihren fiir Zwecke der Betriebstatte oder
der festen Einrichtung eingegangen worden und tragt die Betriebstatte oder die feste Einrichtung die
Lizenzgebiihren, so gelten die Lizenzgebiihren als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstatte oder
die feste Einrichtung liegt.

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und Ubersteigen deshalb die Lizenzgebihren, gemessen
an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese
Beziehungen vereinbart hatten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem
Fall kann der ubersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter
Berucksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden.

Artikel 13
GEWINNE AUS DER VERAUSSERUNG VON VERMOGEN

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansassige Person aus der VerduBerung von
unbeweglichem Vermdgen im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, oder von
Anteilen an einer Gesellschaft, deren Vermogenswerte hauptséchlich aus solchem Vermdégen bestehen,
dirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Gewinne aus der VerduBerung beweglichen Vermdgens, das Betriebsvermdgen einer
Betriebstétte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer
festen Einrichtung gehort, die einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person fir die Auslbung einer
selbstandigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfligung steht, einschlieBlich derartiger Gewinne, die
bei der VerdulRerung einer solchen Betriebstétte (allein oder mit dem Ubrigen Unternehmen) oder einer
solchen festen Einrichtung erzielt werden, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(3) Gewinne, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats aus der Verauferung von Seeschiffen oder
Luftfahrzeugen bezieht, die von diesem Unternehmen im internationalen Verkehr betrieben werden, und
von beweglichem Vermdgen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dirfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

(4) Gewinne aus der VerdulRerung des in den Absdatzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermdgens durfen
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der VeréufRerer ansassig ist.

Artikel 14
SELBSTANDIGE ARBEIT

(1) Einklnfte, die eine in einem Vertragsstaat ansassige natirliche Person aus einem freien Beruf
oder aus sonstiger selbstandiger Tétigkeit bezieht, dirfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei
denn, dass der Person im anderen Vertragsstaat fur die Austbung ihrer Tétigkeit gewohnlich eine feste
Einrichtung zur Verfligung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfliigung, so durfen die
Einkinfte im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung
zugerechnet werden konnen. Halt sich eine in einem Vertragsstaat anséssige natirliche Person im anderen
Vertragsstaat insgesamt langer als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von zwolf Monaten, der wahrend
des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, auf, gilt sie fir diese Zwecke als eine Person, der im
anderen Staat gewohnlich eine feste Einrichtung zur Verfligung steht; die Einkinfte, die sie aus ihrer
oben genannten und im anderen Staat ausgelibten Téatigkeit bezieht, durfen dieser festen Einrichtung
zugerechnet werden.

(2) Der Ausdruck ,.freier Beruf* umfasst insbesondere die selbstdndig ausgeiibte wissenschaftliche,
literarische, knstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tatigkeit sowie die selbstandige Tatigkeit
der Arzte, Rechtsanwdlte, Ingenieure, Architekten, Zahndrzte und Buchsachverstandigen.

Artikel 15

UNSELBSTANDIGE ARBEIT

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 durfen Gehélter, Léhne und &hnliche Vergltungen, die
eine in einem Vertragsstaat ansassige Person aus unselbstandiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgelibt. Wird die Arbeit dort
ausgelibt, so durfen die dafiir bezogenen Vergitungen im anderen Staat besteuert werden.
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(2) Ungeachtet des Absatzes 1 durfen Vergltungen, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person
fur eine im anderen Vertragsstaat ausgelibte unselbstdndige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat
besteuert werden, wenn

a) der Empfanger sich im anderen Staat insgesamt nicht langer als 183 Tage innerhalb eines
Zeitraums von zwolf Monaten, der wahrend des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet,
aufhalt und

b) die Vergitungen von einem Arbeitgeber oder flr einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im
anderen Staat ansassig ist, und

c) die Vergitungen nicht von einer Betriebstatte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die
der Arbeitgeber im anderen Staat hat.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels diurfen Vergiitungen fir
unselbstandige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das von einem Unternehmen
eines Vertragsstaats im internationalen Verkehr betrieben wird, ausgeiibt wird, in diesem Staat besteuert
werden.

Artikel 16
AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGUTUNGEN

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergiitungen und &dhnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragsstaat ansassige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats oder
eines anderen &hnlichen Organs einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansassig ist,
dirfen im anderen Staat besteuert werden.

Artikel 17
KUNSTLER UND SPORTLER

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 dirfen Einkinfte, die eine in einem Vertragsstaat ansassige
Person als Kunstler, wie Bihnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkiinstler sowie Musiker, oder als
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat personlich ausgeibten Tétigkeit bezieht, im anderen Staat
besteuert werden.

(2) FlieRen Einkinfte aus einer von einem Kinstler oder Sportler in dieser Eigenschaft personlich
ausgelibten Tatigkeit nicht dem Kiinstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dirfen
diese Einkunfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der
Kinstler oder Sportler seine Tatigkeit ausibt.

(3) Die Absétze 1 und 2 gelten nicht fur Einkinfte aus der von einem Kunstler oder Sportler in
einem Vertragsstaat ausgetbten Tatigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder vorwiegend aus
offentlichen Kassen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskdrperschaften
unterstltzt wird. In diesem Fall durfen die Einkunfte nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem
der Kunstler oder Sportler anséssig ist.

Artikel 18
RUHEGEHALTER

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 diirfen Ruhegehélter und &hnliche Vergiitungen, die einer in
einem Vertragsstaat ansassigen Person fiir friihere unselbstandige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem
Staat besteuert werden.

Artikel 19

OFFENTLICHER DIENST

(1) a) Gehdlter, Lohne und adhnliche Vergltungen, ausgenommen Ruhegehélter, die von einem
Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskdrperschaften an eine natirliche Person fiir die diesem
Staat oder der Gebietskorperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, diirfen nur in diesem Staat
besteuert werden.

b) Diese Gehalter, Léhne und ahnlichen Vergitungen dirfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat
besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natiirliche Person in
diesem Staat ansassig ist und
i) ein Staatsangehoriger dieses Staates ist oder
ii) nicht ausschlieRlich deshalb in diesem Staat anséssig geworden ist, um die Dienste zu leisten.

(2) a) Ruhegehélter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskdrperschaften oder aus
einem von diesem Staat oder der Gebietskdrperschaft errichteten Sondervermdgen an eine
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nattirliche Person fir die diesem Staat oder der Gebietskdrperschaft geleisteten Dienste gezahlt
werden, dirfen nur in diesem Staat besteuert werden.

b) Diese Ruhegehdlter dirfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die
naturliche Person in diesem Staat anséssig ist und ein Staatsangehdriger dieses Staates ist.

(3) Absatz 1 gilt auch fur Vergitungen, die an den &sterreichischen Handelsdelegierten in Estland
und an das Personal dieser Osterreichischen AuBRenhandelsstelle gezahlt werden.

(4) Auf Gehélter, Lohne und dhnliche Vergutungen und Ruhegehélter fur Dienstleistungen, die im
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tatigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner
Gebietskorperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 oder 18 anzuwenden.

Artikel 20
STUDENTEN

Zahlungen, die ein Student, Praktikant, Lehrling oder eine in Ausbildung stehende Person, die sich
in einem Vertragsstaat ausschlieBlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhalt und die im anderen
Vertragsstaat ansassig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansassig war,
fur ihren Unterhalt, ihr Studium oder ihre Aushildung erhalt, dirfen im erstgenannten Staat nicht
besteuert werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen aul3erhalb dieses Staates stammen.

Artikel 21
ANDERE EINKUNFTE

(1) Einkiinfte einer in einem Vertragsstaat anséssigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht
behandelt wurden, diirfen ohne Riicksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkinfte als solche aus unbeweglichem Vermdgen im Sinne des Artikels
6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansassige Empfanger im anderen
Vertragsstaat eine gewerbliche Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstatte oder eine selbstédndige
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausubt und die Rechte oder VVermdgenswerte, fur die
die Einkiinfte gezahlt werden, tatschlich zu dieser Betriebstatte oder festen Einrichtung gehéren. In
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

Artikel 22
VERMOGEN

(1) Unbewegliches Vermdgen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansassigen
Person gehdrt und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden.

(2) Bewegliches Vermdgen, das Betriebsvermdgen einer Betriebstétte ist, die ein Unternehmen eines
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehort, die einer in
einem Vertragsstaat ansassigen Person fur die Ausilibung einer selbstdndigen Arbeit im anderen
Vertragsstaat zur Verfiigung steht, darf im anderen Staat besteuert werden.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem Unternehmen eines Vertragsstaats im
internationalen Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermégen, das dem Betrieb dieser Schiffe
oder Luftfahrzeuge dient, dirfen nur in diesem Staat besteuert werden.

(4) Alle anderen Vermdgensteile einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person durfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

Artikel 23
VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG

(1) Bei einer in Osterreich ansassigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

a) Bezieht eine in Osterreich ansassige Person Einkiinfte oder hat sie Vermégen und diirfen diese
Einkinfte oder dieses Vermdgen nach diesem Abkommen in Estland besteuert werden, so nimmt
Osterreich vorbehaltlich der Buchstaben b bis e diese Einkiinfte oder dieses Vermdgen von der
Besteuerung aus;

b) Bezieht eine in Osterreich ansassige Person Einkiinfte, die nach den Artikeln 10, 11 und 12 in
Estland besteuert werden diirfen, so rechnet Osterreich auf die vom Einkommen dieser Person zu
erhebende Steuer den Betrag an, der der in Estland gezahlten Steuer entspricht. Der
anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht
Ubersteigen, der auf die aus Estland bezogenen Einkinfte entfallt;

www.ris.bka.gv.at Seite 10 von 29



R | S Bundesrecht konsolidiert

¢) Einkiinfte oder Vermogen einer in Osterreich anséssigen Person, die nach dem Abkommen von
der Besteuerung in Osterreich auszunehmen sind, diirfen gleichwohl in Osterreich bei der
Festsetzung der Steuer fir das brige Einkommen oder Vermdgen der Person einbezogen
werden;

d) Einkiinfte, die eine in Osterreich ansassige Person bezieht und die Osterreich als Einkiinfte
betrachtet, die auf Grund dieses Abkommens in Estland zu besteuern sind, dirfen dessen
ungeachtet in Osterreich besteuert werden, wenn Estland diese Einkiinfte nach Durchfiihrung
eines Verstandigungsverfahrens auf Grund dieses Abkommens von der Besteuerung ausnimmt;

e) Bezieht eine in Osterreich ansassige Gesellschaft Dividenden von einer in Estland ansassigen
Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert des Gesellschaftskapitals hélt, so nimmt
Osterreich unter den Voraussetzungen, wie sie in den allgemein anwendbaren Bestimmungen des
oOsterreichischen Rechts in Bezug auf das internationale Schachtelprivileg angefuhrt sind, diese
Dividenden von der Besteuerung aus.

(2) Bei einer in Estland ansassigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

a) Bezieht eine in Estland anséssige Person Einkiinfte oder hat sie Vermdgen und durfen diese
Einkiinfte oder dieses Vermdgen nach diesem Abkommen in Osterreich besteuert werden, so
rechnet Estland, sofern sein innerstaatliches Recht keine gulinstigere Behandlung vorsieht,

i) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in
Osterreich gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht;

ii) auf die vom Vermdgen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Osterreich
gezahlten Steuer vom Vermdgen entspricht.

Der anzurechnende Betrag darf keinesfalls den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer
vom Einkommen oder vom Vermdgen in Estland (bersteigen, der auf die Einkiinfte, die in
Osterreich besteuert werden diirfen oder auf das Vermogen, das in Osterreich besteuert werden
darf, entfallt.

b) Bezieht eine in Estland ansassige Gesellschaft Dividenden von einer in Osterreich ansissigen
Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert der mit vollem Stimmrecht ausgestatteten
Anteile halt, umfasst fiir Zwecke der lit. a die in Osterreich gezahlte Steuer nicht nur die Steuer
auf Dividenden, sondern auch die gezahlte Steuer auf die zugrundeliegenden Gewinne der
Gesellschaft, aus denen die Dividenden gezahlt wurden.

Artikel 24
GLEICHBEHANDLUNG

(1) Staatsangehorige eines Vertragsstaats dirfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder
damit zusammenhangenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die
Besteuerung und die damit zusammenhangenden Verpflichtungen, denen Staatsangehdrige des anderen
Staates unter gleichen Verhéltnissen, insbesondere hinsichtlich der Anséssigkeit, unterworfen sind oder
unterworfen werden kénnen. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch fiir Personen, die in
keinem Vertragsstaat ansassig sind.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstétte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungunstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des
anderen Staates, die die gleiche Tétigkeit ausuben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat anséssigen Personen Steuerfreibetrage, -
vergunstigungen und -erméBigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu
gewdhren, die er seinen ansassigen Personen gewéhrt.

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden sind,
sind Zinsen, Lizenzgeblhren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im
anderen Vertragsstaat ansédssige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansassige
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines
Vertragsstaats gegeniiber einer im anderen Vertragsstaat ansassigen Person hat, bei der Ermittlung des
steuerpflichtigen Vermdgens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden
gegenilber einer im erstgenannten Staat ansdssigen Person zum Abzug zuzulassen.

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar
einer im anderen Vertragsstaat ansassigen Person oder mehreren solchen Personen gehért oder ihrer
Kontrolle unterliegt, dirfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhéngenden
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit
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zusammenhédngenden Verpflichtungen, denen andere &hnliche Unternehmen des erstgenannten Staates
unterworfen sind oder unterworfen werden kénnen.

(5) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 fuir Steuern jeder Art und Bezeichnung.

Artikel 25
VERSTANDIGUNGSVERFAHREN

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass MaRnahmen eines Vertragsstaats oder beider
Vertragsstaaten flir sie zu einer Besteuerung filhren oder fiilhren werden, die diesem Abkommen nicht
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen
Rechtsmittel ihren Fall der zustdndigen Behdrde des Vertragsstaats, in dem sie anséssig ist, oder, sofern
ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1 erfasst wird, der zustdndigen Behorde des Vertragsstaats unterbreiten,
dessen Staatsangehdriger sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der
MaRnahme unterbreitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung fihrt.

(2) Halt die zustédndige Behorde die Einwendung fur begriindet und ist sie selbst nicht in der Lage,
eine befriedigende Losung herbeizufiihren, so wird sie sich bemiihen, den Fall durch Verstandigung mit
der zustdndigen Behdrde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verstandigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzufthren.

(3) Die zustdndigen Behdrden der Vertragsstaaten werden sich bemihen, Schwierigkeiten oder
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem
Einvernehmen zu beseitigen. Sie kénnen auch gemeinsam darlber beraten, wie eine Doppelbesteuerung
in Féllen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind.

(4) Die zustandigen Behdrden der Vertragsstaaten kdnnen zur Herbeiflihrung einer Einigung im
Sinne der vorstehenden Absatze unmittelbar miteinander verkehren, gegebenenfalls auch durch eine aus
ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame Kommission.

Artikel 26
INFORMATIONSAUSTAUSCH

(1) Die zustdndigen Behorden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur
Durchfihrung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend die
unter das Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende
Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht
eingeschrankt. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie
die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und durfen nur den
Personen oder Behdrden (einschlieRlich der Gerichte und der VVerwaltungsbehdrden) zugénglich gemacht
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der
Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befasst sind.
Diese Personen oder Behdrden durfen die Informationen nur fur diese Zwecke verwenden. Sie dirfen die
Informationen in einem 6ffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen.

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat,

a) VerwaltungsmalRnahmen durchzufiihren, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses
oder des anderen Vertragsstaats abweichen;

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im Ublichen Verwaltungsverfahren dieses
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden kénnen;

c¢) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein
Geschaftsverfahren preisgeben wiirden oder deren Erteilung dem Ordre public widersprache.

(3) Die Anwendung dieses Artikels bleibt einem Verwaltungsiibereinkommen zwischen den
zustandigen Behorden der Vertragsstaaten vorbehalten.
Artikel 27

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER
VERTRETUNGEN

Dieses Abkommen beriihrt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Volkerrechts oder auf
Grund besonderer Ubereinkiinfte zustehen.
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Artikel 28
IN-KRAFT-TRETEN

(1) Die Vertragsstaaten benachrichtigen einander, wenn die verfassungsmafigen Voraussetzungen
fur das In-Kraft-Treten dieses Abkommens erfillt sind.

(2) Dieses Abkommen tritt ab dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die spéatere der in Absatz 1 genannten
Mitteilungen erfolgt und seine Bestimmungen finden in beiden Vertragsstaaten Anwendung:

a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern auf Einkiinfte, die am oder nach dem
1. Janner des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem unmittelbar folgt, in dem das
Abkommen in Kraft tritt;

b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermdgen auf Steuern, die fur
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Janner des Kalenderjahres beginnen, das
jenem unmittelbar folgt, in dem das Abkommen in Kraft tritt.

Artikel 29
KUNDIGUNG

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekindigt wird. Jeder
Vertragsstaat kann das Abkommen auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer Frist von mindestens
sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich kiindigen. In diesem Fall findet das Abkommen
in beiden Vertragsstaaten nicht mehr Anwendung:

a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern auf Einkiinfte, die am oder nach dem
1. Janner des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem unmittelbar folgt, in dem die
Kindigung erfolgt ist;

b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermdgen auf Steuern, die fur
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Janner des Kalenderjahres beginnen, das
jenem unmittelbar folgt, in dem die Kiindigung erfolgt ist.

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehorig bevollméchtigten Unterfertigten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Tallinn, am 5. April 2001, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher,
estnischer und englischer Sprache, wobei alle drei Texte gleichermalien authentisch sind. Im Zweifel ist
der englische Text maf3geblich.
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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2018 Ausgegeben am 11. Juni 2018 Teil 111

93. Mehrseitiges Ubereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Mafinahmen zur
Verhinderung der Gewinnverkiirzung und Gewinnverlagerung

(NR: GP XXV RV 1670 AB 1732 S. 190. BR: AB 9848 S. 870.)

93.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluss des gegenstdndlichen Staatsvertrages wird gemdl Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG
genchmigt.

Mehrseitiges Ubereinkommen zur Umsetzung steuerabkommensbezogener Maflnahmen
zur Verhinderung der Gewinnverkiirzung und Gewinnverlagerung

[Ubereinkommen in deutschsprachiger Ubersetzung, sieche Anlagen|]

[Ubereinkommen in englischer Sprachfassung, siche Anlagen]

[Ubereinkommen in franzésischer Sprachfassung, siehe Anlagen]

[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Osterreich in englischer Sprache, siche Anlagen]

[Vorbehalte und Notifikationen der Republik Osterreich in deutschsprachiger Ubersetzung, siehe
Anlagen]

Die vom Bundesprédsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete
Ratifikationsurkunde wurde am 22. September 2017 beim Generalsekretdr der Organisation fiir
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) als Verwahrer des Ubereinkommens
hinterlegt; das Mehrseitige Ubereinkommen tritt gemif seinem Art. 34 Abs. 1 mit 1. Juli 2018 in Kraft.

Das Mehrseitige Ubereinkommen wurde neben Osterreich von folgenden Staaten und
Hoheitsgebieten ratifiziert: Isle of Man', Jerseyl, Polen' und Slowenien'.

Kurz

1 Vorbehalte und Notifikationen anderer Vertragsstaaten sowie Einspriiche und Einwendungen zu diesem
Ubereinkommen sind in englischer und franzosischer Sprache auf der Website der OECD unter
http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf abrufbar.
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GENERIERTER TEXT DES MLI UND DES ABKOMMENS ZWISCHEN DER REPUBLIK
OSTERREICH UND DER REPUBLIK ESTLAND ZUR VERMEIDUNG DER
DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN YVOM EINKOMMEN UND
VOM VERMOGEN

Allgemeine haftungsausschlielende Erklarung zum generierten Textdokument

Dieses Dokument stellt den generierten Text fir die Anwendung des am 5. April 2001 unterzeichneten
Abkommens zwischen der Republik Osterreich und der Republik Estland zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen (das
,,Abkommen*) und des von der Republik Osterreich am 7. Juni 2017 und der Republik Estland am 29.
Juni 2018 unterzeichneten Mehrseitigen Ubereinkommens zur Umsetzung steuerabkommensbezogener
MaBnahmen zur Verhinderung der Gewinnverkiirzung und Gewinnverlagerung (das ,,MLI*) dar.

Dieses Dokument wurde zwischen den zustindigen Behorden der Republik Osterreich und der Republik
Estland abgestimmt und spiegelt das gemeinsame Verstandnis ber die durch das MLI im Abkommen
verursachten Veranderungen wider.

Das Dokument wurde auf der Grundlage der von der Republik Osterreich am 22. September 2017 und
von der Republik Estland am 15. J&nner 2021 aus Anlass der Ratifikation dem Verwahrer ibermittelten
Vorbehalte und Notifikationen (,,MLI-Positionen*) erstellt. Diese MLI-Positionen sind den im MLI
vorgesehenen Modifizierungen vorbehalten. Die Modifizierung der MLI-Positionen kann die Wirkung
des MLI auf das Abkommen verandern.

Die authentischen Vertragstexte des Abkommens und des MLI sind vorrangig und als einzig
maRgebliche Rechtsquellen anzuwenden.

Die Bestimmungen des MLI, welche in Bezug auf die Bestimmungen des Abkommens anwendbar sind,
werden in diesem Dokument durchgehend in Form von eingerahmten Feldern im Zusammenhang mit
den entsprechenden Bestimmungen des Abkommens dargestellt. Die eingerahmten Felder, welche die
Bestimmungen des MLI enthalten, wurden im Allgemeinen in Ubereinstimmung mit der Reihenfolge
der Bestimmungen des OECD-Musterabkommens auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und
vom Vermdgen in das Abkommen eingefigt.

Der Text der Bestimmungen des MLI wurde zur Vereinheitlichung der im MLI verwendeten Begriffe
mit jenen des Abkommens (zB ,unter das Ubereinkommen fallendes Steuerabkommen® und
,,Abkommen®, ,Vertragspartei dieses Ubereinkommens“ und , Vertragsstaaten*) im Interesse des
einfacheren Verstdndnisses der Bestimmungen des MLI veréndert. Die Verénderungen der Begriffe
dienen der leichteren Lesbarkeit des Dokuments und zielen nicht auf eine Anderung des Inhalts der
Bestimmungen des MLI ab. In &hnlicher Weise wurden Teile der Bestimmungen des MLI verandert, die
bestehende Bestimmungen des Abkommens umschreiben: umschreibende Wortfolgen wurden durch
rechtliche Verweise auf die bestehenden Abkommensbestimmungen im Interesse der leichteren
Lesbarkeit ersetzt.

In allen Féllen sind Verweise auf die Bestimmungen des Abkommens oder auf das Abkommen in dem
Sinne zu verstehen, dass sie sich auf das Abkommen in der durch das MLI gednderten Fassung beziehen,
vorausgesetzt, die Bestimmungen des MLI wurden wirksam.

Hinweise

Die authentischen Texte des MLI und des Abkommens sind {iber die Webseite des Bundesministeriums
fur Finanzen abrufbar (https://www.bmf.gv.at/).

Die MLI-Positionen der Republik Osterreich wurden am 22. September 2017 aus Anlass der Ratifikation
und jene der Republik Estland am 15. Janner 2021 aus Anlass der Ratifikation an den Verwahrer
Ubermittelt und sind (Ober die Webseite des Verwahrers des MLI (OECD) abrufbar
(http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf)
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HaftungsausschlieBende Erklarung zum Wirksamkeitsbeginn der MLI — Bestimmungen

Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen des ML

Die Bestimmungen des MLI, die auf das Abkommen anzuwenden sind, werden nicht im selben
Zeitpunkt wie die urspriinglichen Bestimmungen des Abkommens wirksam. Jede Bestimmung des MLI
kann zu unterschiedlichen Zeitpunkten wirksam werden, abh&ngig von den betroffenen Steuerarten (im
Abzugsweg erhobene Steuern oder andere Steuern) und von den Wahlmdglichkeiten, welche die
Republik Osterreich und die Republik Estland in ihren MLI-Positionen ausgetibt haben.

Zeitpunkt der Hinterlegung der Ratifizierungs-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde: 22. September
2017 fiir die Republik Osterreich und 15. Janner 2021 fur die Republik Estland.

Zeitpunkt des Inkrafttretens des MLI: 1. Juli 2018 fiir die Republik Osterreich und 1. Mai 2021 firr die
Republik Estland.

Zeitpunkt des Empfangs der Notifikation der Republik Estland tiber den Abschluss ihrer innerstaatlichen
Verfahren fur das Wirksamwerden des MLI durch den Verwahrer: 25. November 2021.

Dieses Dokument enthélt durchgehend spezifische Informationen tber den Zeitpunkt, an dem oder nach
dem die Bestimmungen des MLI in Bezug auf das Abkommen Wirksamkeit erlangen.




ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPUBLIK OSTERREICH UND DER REPUBLIK ESTLAND
ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN
VOM EINKOMMEN UND VOM VERMOGEN

Die Republik Osterreich und die Republik Estland, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermégen
abzuschlieflRen,

Der folgende Absatz 1 des Artikels 6 des MLI wird in die Praambel dieses Abkommens eingefiigt:*

ARTIKEL 6 DES MLI - ZWECK EINES UNTER DAS UBEREINKOMMEN FALLENDEN
STEUERABKOMMENS

in der Absicht, in Bezug auf die unter dieses Abkommen fallenden Steuern eine Doppelbesteuerung zu
beseitigen, ohne Mdglichkeiten zur Nicht- oder Niedrighesteuerung durch Steuerverkiirzung oder -
umgehung (unter anderem durch missbrauchliche Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem
Abkommen vorgesehenen Erleichterungen zum mittelbaren Nutzen von in Drittstaaten oder -gebieten
ansassigen Personen) zu schaffen,

haben Folgendes vereinbart:

Artikel 1
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN

Dieses Abkommen gilt fur Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten
anséssig sind.

Artikel 2
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rucksicht auf die Art der Erhebung, fir Steuern vom Einkommen
und vom Vermdgen, die fir Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskorperschaften erhoben
werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen,
vom Gesamtvermdgen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermogens erhoben werden,
einschlieBlich der Steuern vom Gewinn aus der Verduerung beweglichen oder unbeweglichen Vermdogens
sowie der Steuern vom Vermdgenszuwachs.

(3) Zu den bestehenden Steuern, fiir die das Abkommen gilt, gehéren insbesondere

a) in Osterreich:
1. die Einkommensteuer;
2. die Korperschaftsteuer;
3. die Grundsteuer;
4. die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben;
5. die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstlicken;
(im Folgenden als “Osterreichische Steuer” bezeichnet);
b) in Estland:
1. die Einkommensteuer (tulumaks);

1 GemaR den Absatzen 1, 3 und 7 des Artikels 35 des MLI ist Artikel 6 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die
Anwendung dieses Abkommens wirksam:

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Betrdge, die nicht anséssigen Personen gezahlt oder
gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern fihrt, am oder nach dem 1. Janner 2022
eintritt, welcher dem ersten Tag des Kalenderjahres entspricht, welches dem 30. Tag folgt, nachdem die
Notifikation der Republik Estland Uber den Abschluss ihrer innerstaatlichen Verfahren fir das
Wirksamwerden des MLI in Bezug auf dieses Abkommen beim Verwahrer eingegangen ist; und

b) bei allen anderen Steuern fiir Steuern, die fiir Veranlagungszeitrdume erhoben werden, die am oder nach
dem 1. Janner 2023 beginnen, welcher dem ersten Tag des Kalenderjahres entspricht, welches nach einem
Zeitabschnitt von sechs Kalendermonaten ab dem 30. Tag folgt, nachdem die Notifikation der Republik
Estland uber den Abschluss ihrer innerstaatlichen Verfahren fiir das Wirksamwerden des MLI in Bezug
auf dieses Abkommen beim Verwahrer eingegangen ist.



2. die lokale Einkommensteuer (kohalik tulumaks);
3. die Grundsteuer (maamaks);
(im Folgenden als “estnische Steuer” bezeichnet).

(4) Das Abkommen gilt auch fir alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen &hnlicher Art, die nach
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben werden.
Die zustandigen Behdrden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen eingetretenen
wesentlichen Anderungen mit.

Artikel 3
ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert,

a) bedeutet der Ausdruck “Osterreich” die Republik Osterreich;

b) bedeutet der Ausdruck “Estland” die Republik Estland und, im geographischen Sinn verwendet,
das Hoheitsgebiet Estlands und alle an die Hoheitsgewdsser Estlands angrenzenden Gebiete, in
denen Estland nach dem Recht Estlands und in Ubereinstimmung mit dem Vélkerrecht seine
Rechte hinsichtlich des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer Bodenschatze
austiben darf;

C) bedeuten die Ausdriicke “ein Vertragsstaat” und “der andere Vertragsstaat”, je nach dem
Zusammenhang, Osterreich oder Estland;

d) umfasst der Ausdruck ‘“Person” natlirliche Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen;

e) bedeutet der Ausdruck “Gesellschaft” juristische Personen oder Rechtstriager, die fiir die
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden;

f) bedeuten die Ausdriicke “Unternchmen eines Vertragsstaats” und “Unternechmen des anderen
Vertragsstaats”, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat anséssigen
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansassigen
Person betrieben wird;

g) bedeutet der Ausdruck “internationaler Verkehr” jede Beforderung mit einem Seeschiff oder
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen eines Vertragsstaats betrieben wird, es sei denn, das
Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschlieflich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat
betrieben;
h) bedeutet der Ausdruck “zustdndige Behorde”
i) in Osterreich: den Bundesminister fiir Finanzen oder dessen bevollmachtigten Vertreter;
ii) in Estland: den Minister fir Finanzen oder dessen bevollmdchtigten Vertreter;

i) bedeutet der Ausdruck “Staatsangehoriger”
i) jede nattrliche Person, die die Staatsangehdrigkeit eines Vertragsstaats besitzt;

ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem in
einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist.

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im
Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates uber die Steuern zukommt, fur die das Abkommen
gilt, wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer
Bedeutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat.

Artikel 4
ANSASSIGE PERSON

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck “eine in einem Vertragsstaat ansdssige
Person” eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres standigen
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschéftsleitung, des Ortes ihrer Grindung oder eines anderen &hnlichen
Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskdrperschaften. Der Ausdruck
umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkiinften aus Quellen in diesem Staat oder
mit in diesem Staat gelegenem Vermdgen steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine naturliche Person in beiden Vertragsstaaten anséssig, so gilt Folgendes:

a) Die Person gilt als nur in dem Staat anséssig, in dem sie (ber eine standige Wohnstéatte verfligt;
verfugt sie in beiden Staaten (iber eine stdndige Wohnstatte, so gilt sie als nur in dem Staat ansassig,



zu dem sie die engeren personlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der
Lebensinteressen);

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen
hat, oder verfiigt sie in keinem der Staaten uiber eine stdndige Wohnstétte, so gilt sie als nur in dem
Staat ansassig, in dem sie ihren gewohnlichen Aufenthalt hat;

c) hat die Person ihren gewohnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt
sie als nur in dem Staat ans&ssig, dessen Staatsangehoriger sie ist;

d) ist die Person Staatsangehériger beider Staaten oder keines der Staaten, so regeln die zustandigen
Behorden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natiirliche Person in beiden Vertragsstaaten ansassig, so
werden sich die zustdndigen Behdrden der Vertragsstaaten bemihen, die Frage in gegenseitigem
Einvernehmen zu regeln und die Art der Anwendung dieses Abkommens auf diese Person festzulegen. In
Ermangelung eines solchen Einvernehmens gilt die Person fiir Zwecke der Inanspruchnahme von
Abkommensvorteilen als in keinem der beiden Vertragsstaaten ansassig.

Artikel 5
BETRIEBSTATTE

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck “Betriebstitte” eine feste
Geschéaftseinrichtung, durch die die Tatigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgetibt wird.

(2) Der Ausdruck “Betriebstitte” umfasst insbesondere:
a) einen Ort der Leitung,

b) eine Zweigniederlassung,

c) eine Geschéftsstelle,

d) eine Fabrikationsstatte,

e) eine Werkstétte und

f) ein Bergwerk, ein Ol- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Statte der
Ausbeutung von Bodenschatzen.

(3) Eine Bauausfilhrung oder Montage oder eine damit zusammenhangende Uberwachungstitigkeit
ist nur dann eine Betriebstatte, wenn diese Ausfiihrung, Montage oder Tatigkeit die Dauer von neun
Monaten Uberschreitet.

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstétten:

a) Einrichtungen, die ausschlieBlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Giitern oder
Waren des Unternehmens benutzt werden;

b) Bestande von Giitern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieBlich zur Lagerung, Ausstellung
oder Auslieferung unterhalten werden;

c) Bestédnde von Gitern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieBlich zu dem Zweck unterhalten
werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden;

d) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschlieBlich zu dem Zweck unterhalten wird, fur das
Unternehmen Guter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen;

e) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschlielich zu dem Zweck unterhalten wird, fir das
Unternehmen andere Téatigkeiten auszutiben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstatigkeit
darstellen;

f) eine feste Geschéaftseinrichtung, die ausschlieflich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der
unter lit. a bis e genannten Tatigkeiten auszuliben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende
Gesamttatigkeit der festen Geschéftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstatigkeit
darstellt.

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhéngigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 - fiir ein
Unternehmen tétig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens
Vertrage abzuschlieBen, und (bt sie die Vollmacht dort gewohnlich aus, so wird das Unternehmen
ungeachtet der Absétze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat fur alle von der Person fiir das
Unternehmen ausgelibten Tatigkeiten eine Betriebstétte, es sei denn, diese Tatigkeiten beschranken sich
auf die in Absatz 4 genannten Tétigkeiten, die, wiirden sie durch eine feste Geschaftseinrichtung ausgetbt,
diese Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstatte machten.

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstatte in einem
Vertragsstaat, weil es dort seine Tatigkeit durch einen Makler, Kommissiondr oder einen anderen



unabhéngigen Vertreter ausibt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschéftstatigkeit
handeln. Wenn die Tétigkeit dieses Vertreters jedoch ausschlieRlich oder fast ausschlielich fir dieses
Unternehmen erfolgt und die Bedingungen zwischen dem Vertreter und dem Unternehmen von denen
abweichen, die unabh&ngige Personen miteinander vereinbaren wiirden, so gilt der Vertreter nicht als
unabhéngiger Vertreter im Sinne dieses Absatzes. In diesem Fall ist Absatz 5 anzuwenden.

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat anséssige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansassig ist oder dort
(entweder durch eine Betriebstétte oder auf andere Weise) ihre Téatigkeit ausiibt, wird keine der beiden
Gesellschaften zur Betriebstatte der anderen.

Artikel 6
EINKUNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMOGEN

(1) Einkinfte, die eine in einem Vertragsstaat ansdssige Person aus unbeweglichem Vermdgen
(einschlieBlich der Einkiinfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen
Vertragsstaat liegt, durfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Der Ausdruck “unbewegliches Vermogen” hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermdgen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehor
zum unbeweglichen Vermdgen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die
Rechte, fur die die Vorschriften des Privatrechts Giber Grundstiicke gelten, jede Option oder dhnliches Recht
auf den Erwerb von unbeweglichem Vermdgen, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermdgen sowie
Rechte auf verénderliche oder feste Vergutungen fiir die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschatzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht als
unbewegliches Vermdgen.

(3) Absatz 1 gilt fur Einkinfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermdgens als auch fir Einkinfte aus der
Veré&ulRerung von unbeweglichem Vermdgen.

(4) Sind mit dem Eigentum an Aktien oder sonstigen Gesellschaftsanteilen fiir den Eigentlimer dieser
Aktien oder Gesellschaftsanteile Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermdgen verbunden, das der
Gesellschaft gehort, so dirfen die Einkiinfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder
Verpachtung sowie jeder anderen Art der Verwertung eines solchen Rechtes in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem das unbewegliche Vermdégen liegt.

(5) Die Absatze 1, 3 und 4 gelten auch fir Einkiinfte aus unbeweglichem Vermdgen eines
Unternehmens und fur Einkilnfte aus unbeweglichem Vermdgen, das der Ausiibung einer selbstédndigen
Avrbeit dient.

Artikel 7
UNTERNEHMENSGEWINNE

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats durfen nur in diesem Staat besteuert werden, es
sei denn, das Unternehmen (bt seine Tatigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene
Betriebstatte aus. Ubt das Unternehmen seine Tatigkeit auf diese Weise aus, so diirfen die Gewinne des
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstétte
zugerechnet werden kénnen.

(2) Ubt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tatigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort
gelegene Betriebstatte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser
Betriebstatte die Gewinne zugerechnet, die sie hatte erzielen kénnen, wenn sie eine gleiche oder ahnliche
Tatigkeit unter gleichen oder &hnlichen Bedingungen als selbstandiges Unternehmen ausgetibt hatte und
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstétte sie ist, vollig unabhangig gewesen ware.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstétte werden die fir diese Betriebstatte entstandenen
Aufwendungen, einschlieBlich der Geschaftsfihrungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug
zugelassen, gleichgdltig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstétte liegt, oder anderswo entstanden sind.

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat Ublich ist, die einer Betriebstatte zuzurechnenden Gewinne durch
Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schlieRt Absatz
2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der tblichen Aufteilung ermittelt;
die gewahlte Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsatzen dieses
Artikels Ubereinstimmt.



(5) Auf Grund des bloRen Einkaufs von Gutern oder Waren fir das Unternehmen wird einer
Betriebstatte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absétze sind die der Betriebstatte zuzurechnenden Gewinne
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende Griinde dafiir bestehen, anders zu
verfahren.

(7) Gehoren zu den Gewinnen Einkunfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht beriihrt.

(8) Dieser Artikel hindert keinen Vertragsstaat daran, sein Recht in Bezug auf die Besteuerung von
Personen anzuwenden, die Versicherungsgeschéfte austiben. Diese Steuer darf aber 5,4 vom Hundert des
Bruttobetrags der Pramien der Versicherungsgeschéfte nicht tbersteigen.

(9) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Gewinne” umfasst auch Gewinne eines
Gesellschafters aus seiner Beteiligung an einer Personengesellschaft und im Fall Osterreichs auch aus der
Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des dsterreichischen Rechts.

Artikel 8
SEESCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus dem Betrieb von Seeschiffen oder
Luftfahrzeugen im internationalen VVerkehr diirfen nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 gilt auch fur Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft
oder einer internationalen Betriebsstelle.

Artikel 9
VERBUNDENE UNTERNEHMEN
(1) Wenn

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschaftsleitung, der
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschaftsleitung, der Kontrolle oder dem
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen
Vertragsstaats beteiligt sind

und in diesen Féllen die beiden Unternehmen in ihren kaufmannischen oder finanziellen Beziehungen an
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhéngige
Unternehmen miteinander vereinbaren wirden, so dirfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne
diese Bedingungen erzielt hatte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden.

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne
zugerechnet - und entsprechend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in
diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das
Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hatte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen
vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen waren, die unabhangige Unternehmen miteinander
vereinbaren wiirden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Anderung der dort von diesen Gewinnen
erhobenen Steuer vor. Bei dieser Anderung sind die Gbrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu
berticksichtigen; erforderlichenfalls werden die zustdndigen Behérden der Vertragsstaaten einander
konsultieren.

Artikel 10
DIVIDENDEN

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Gesellschaft an eine im anderen
Vertragsstaat anséssige Person zahlt, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden durfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansassig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat anséssige Person ist, nicht
Ubersteigen:

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft
(jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar Uber mindestens 25 vom Hundert des
Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfiigt;

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fallen.



Dieser Absatz beriihrt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen die
Dividenden gezahlt werden.

(3) Der in diesem Artikel Verwendete Ausdruck “Dividenden” bedeutet Einkiinfte aus Aktien,
Genussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Grinderanteilen oder anderen Rechten - ausgenommen
Forderungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkiinfte, die
nach dem Recht des Staates, in dem die ausschiittende Gesellschaft ansassig ist, den Einkiinften aus Aktien
steuerlich gleichgestellt sind.

(4) Die Absatze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansassige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansassig
ist, eine gewerbliche Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstétte oder eine selbstdndige Arbeit durch
eine dort gelegene feste Einrichtung ausiibt und die Beteiligung, fir die die Dividenden gezahlt werden,
tatséchlich zu dieser Betriebstatte oder festen Einrichtung gehort. In diesem Fall ist Artikel 7
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansassige Gesellschaft Gewinne oder Einkiinfte aus dem
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat anséssige Person gezahlt werden
oder dass die Beteiligung, fur die die Dividenden gezahlt werden, tatsachlich zu einer im anderen Staat
gelegenen Betriebstétte oder festen Einrichtung gehort, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer fiir
nichtausgeschiittete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die
nichtausgeschiitteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder
Einkunften bestehen.

Artikel 11
ZINSEN

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat anséssige
Person gezahlt werden, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Zinsen dirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Zinsen eine im
anderen Vertragsstaat ansassige Person ist, 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht tibersteigen.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt Folgendes:

a) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und von der Regierung des anderen Vertragsstaats,
einschlieBlich seiner Gebietskdrperschaften, der Zentralbank oder einer Finanzinstitution, die sich
zur Génze im Eigentum dieser Regierung befindet, als Nutzungsberechtigter bezogen werden, oder
Zinsen, die aus Darlehen bezogen werden, fur die diese Regierung biirgt, sind von der Besteuerung
im erstgenannten Staat ausgenommen;

b) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen, dirfen nur im anderen Vertragsstaat besteuert
werden, wenn

i) der Empfanger im anderen Staat anséssig ist, und

ii) der Empfanger ein Unternehmen des anderen Staates und der Nutzungsberechtigte der Zinsen
ist, und

iii) die Zinsen fiir Darlehen gezahlt werden, die im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren
oder von gewerblichen, kaufménnischen oder wissenschaftlichen Ausriistungen auf Kredit
durch das Unternehmen an ein Unternehmen des erstgenannten Staates stehen, es sei denn, der
Verkauf oder das Darlehen wird zwischen verbundenen Personen getatigt beziehungsweise
gewahrt.

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Zinsen” bedeutet Einkiinfte aus Forderungen jeder
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstiicken gesichert sind, und insbesondere
Einkunfte aus 6ffentlichen Anleihen und aus Obligationen einschlieRlich der damit verbundenen Aufgelder
und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschlage fir verspatete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses
Artikels.

(5) Die Absétze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat anséssige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tatigkeit
durch eine dort gelegene Betriebstatte oder eine selbstdndige Arbeit durch eine dort gelegene feste
Einrichtung austibt und die Forderung, fur die die Zinsen gezahlt werden, tatséchlich zu dieser Betriebstatte
oder festen Einrichtung gehort. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.



(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem Staat
anséssige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Ricksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat
ansassig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstatte oder eine feste Einrichtung und ist die
Schuld, fur die die Zinsen gezahlt werden, fiir Zwecke der Betriebstatte oder der festen Einrichtung
eingegangen worden und tragt die Betriebstatte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so gelten die Zinsen
als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstatte oder die feste Einrichtung liegt.

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ihnen
und einem Dritten besondere Beziehungen und uUbersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese
Beziehungen vereinbart hatten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem
Fall kann der Ubersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berticksichtigung
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden.

Artikel 12
LIZENZGEBUHREN

(1) Lizenzgebihren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat
anséssige Person gezahlt werden, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Lizenzgebuhren diirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der
Lizenzgebiihren eine im anderen Vertragsstaat anséssige Person ist, nicht Uibersteigen:

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebihren, die fur die Benutzung gewerblicher,
kaufménnischer oder wissenschaftlicher Ausrustungen gezahlt werden;

b) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebihren in allen anderen Féllen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck “Lizenzgebiihren” bedeutet Vergiitungen jeder Art,
die fur die Benutzung oder fiur das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, kiinstlerischen
oder wissenschaftlichen Werken, einschlieBlich kinematographischer Filme und Filme oder Béander fir
Rundfunk und Fernsehen, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Pl&anen, geheimen Formeln oder
Verfahren oder fir die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufménnischer oder
wissenschaftlicher Ausristungen oder fur die Mitteilung gewerblicher, kaufménnischer oder
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.

(4) Die Absédtze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansassige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebihren stammen, eine gewerbliche
Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstatte oder eine selbstandige Arbeit durch eine dort gelegene feste
Einrichtung ausiibt und die Rechte oder Vermdgenswerte, flr die die Lizenzgebihren gezahlt werden,
tatséchlich zu dieser Betriebstatte oder festen Einrichtung gehdren. In diesem Fall ist Artikel 7
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

(5) Lizenzgebiihren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in
diesem Staat anséssige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebiihren, ohne Rucksicht darauf, ob
er in einem Vertragsstaat anséssig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstatte oder eine feste
Einrichtung und ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebdiihren fiir Zwecke der Betriebstatte oder
der festen Einrichtung eingegangen worden und trégt die Betriebstatte oder die feste Einrichtung die
Lizenzgeblhren, so gelten die Lizenzgebihren als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstatte oder
die feste Einrichtung liegt.

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ihnen
und einem Dritten besondere Beziehungen und Ubersteigen deshalb die Lizenzgebiihren, gemessen an der
zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen
vereinbart hétten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der
Ubersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berlicksichtigung der anderen
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden.

Artikel 13

GEWINNE AUS DER VERAUSSERUNG VON VERMOGEN

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansdssige Person aus der VerduBerung von
unbeweglichem Vermdégen im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, oder von
Anteilen an einer Gesellschaft, deren Vermoégenswerte hauptsachlich aus solchem Vermdgen bestehen,
dirfen im anderen Staat besteuert werden.



(2) Gewinne aus der VerduRerung beweglichen Vermdgens, das Betriebsvermdgen einer Betriebstatte
ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen
Einrichtung gehort, die einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person fur die Ausiibung einer
selbstandigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfligung steht, einschlieBlich derartiger Gewinne, die
bei der VerduRerung einer solchen Betriebstétte (allein oder mit dem (brigen Unternehmen) oder einer
solchen festen Einrichtung erzielt werden, durfen im anderen Staat besteuert werden.

(3) Gewinne, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats aus der VerduBerung von Seeschiffen oder
Luftfahrzeugen bezieht, die von diesem Unternehmen im internationalen Verkehr betrieben werden, und
von beweglichem Vermdgen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, diirfen nur in diesem
Staat besteuert werden.

(4) Gewinne aus der VerduRerung des in den Absétzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermdgens diirfen
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Veréuferer ansassig ist.

Artikel 14
SELBSTANDIGE ARBEIT

(1) Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat anséssige nattrliche Person aus einem freien Beruf oder
aus sonstiger selbstandiger Tatigkeit bezieht, diirfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, dass
der Person im anderen Vertragsstaat flr die Ausubung ihrer Tatigkeit gewohnlich eine feste Einrichtung
zur Verflgung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfiigung, so diirfen die Einkinfte im
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden
kdénnen. Halt sich eine in einem Vertragsstaat ansassige natiirliche Person im anderen Vertragsstaat
insgesamt l&nger als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von zw6lf Monaten, der wahrend des betreffenden
Steuerjahres beginnt oder endet, auf, gilt sie fur diese Zwecke als eine Person, der im anderen Staat
gewdhnlich eine feste Einrichtung zur Verfugung steht; die Einkiinfte, die sie aus ihrer oben genannten und
im anderen Staat ausgelibten Tatigkeit bezieht, diirfen dieser festen Einrichtung zugerechnet werden.

(2) Der Ausdruck “freier Beruf” umfasst insbesondere die selbstindig ausgeiibte wissenschaftliche,
literarische, kunstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tatigkeit sowie die selbstandige Tatigkeit der
Arzte, Rechtsanwalte, Ingenieure, Architekten, Zahnarzte und Buchsachverstandigen.

Artikel 15
UNSELBSTANDIGE ARBEIT

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dirfen Gehélter, Lohne und dhnliche Vergutungen, die
eine in einem Vertragsstaat ansassige Person aus unselbstandiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeubt. Wird die Arbeit dort
ausgeulbt, so durfen die daflir bezogenen Vergitungen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 diirfen Vergiitungen, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person
fiir eine im anderen Vertragsstaat ausgelibte unselbstandige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat
besteuert werden, wenn

a) der Empfanger sich im anderen Staat insgesamt nicht langer als 183 Tage innerhalb eines
Zeitraums von zwolf Monaten, der wahrend des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet,
aufhalt und

b) die Vergltungen von einem Arbeitgeber oder fur einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im
anderen Staat anséssig ist, und

c) die Vergutungen nicht von einer Betriebstatte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die
der Arbeitgeber im anderen Staat hat.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dirfen Vergutungen fir
unselbstandige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das von einem Unternehmen
eines Vertragsstaats im internationalen Verkehr betrieben wird, ausgetbt wird, in diesem Staat besteuert
werden.

Artikel 16

AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGUTUNGEN

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergitungen und ahnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragsstaat ansassige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats oder
eines anderen dhnlichen Organs einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat anséssig ist, dirfen
im anderen Staat besteuert werden.



Artikel 17
KUNSTLER UND SPORTLER

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 diirfen Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat anséssige
Person als Kunstler, wie Buhnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkiinstler sowie Musiker, oder als Sportler
aus ihrer im anderen Vertragsstaat personlich ausgelibten Téatigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert
werden.

(2) FlieRen Einkiinfte aus einer von einem Kinstler oder Sportler in dieser Eigenschaft personlich
ausgelibten Téatigkeit nicht dem Kunstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so durfen
diese Einkiinfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der
Kinstler oder Sportler seine Tatigkeit ausiibt.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten nicht fiir Einkiinfte aus der von einem Kiinstler oder Sportler in einem
Vertragsstaat ausgelibten Tatigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder vorwiegend aus
Offentlichen Kassen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskdrperschaften
unterstiitzt wird. In diesem Fall dirfen die Einkiinfte nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der
Knstler oder Sportler ansassig ist.

Artikel 18
RUHEGEHALTER

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 diirfen Ruhegehélter und &hnliche Vergitungen, die einer in
einem Vertragsstaat ansassigen Person fir friihere unselbstandige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem
Staat besteuert werden.

Artikel 19

OFFENTLICHER DIENST
(1) a) Gehalter, Lohne und &hnliche Vergltungen, ausgenommen Ruhegehélter, die von einem
Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskorperschaften an eine natiirliche Person fiir die diesem
Staat oder der Gebietskorperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dirfen nur in diesem Staat
besteuert werden.

b) Diese Gehdlter, Léhne und dhnlichen Vergitungen diirfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat
besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natirliche Person in
diesem Staat ansassig ist und
i) ein Staatsangehoriger dieses Staates ist oder
ii) nicht ausschlieRlich deshalb in diesem Staat ansdssig geworden ist, um die Dienste zu leisten.

(2) a) Ruhegehélter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskorperschaften oder aus
einem von diesem Staat oder der Gebietskorperschaft errichteten Sondervermdgen an eine

natiirliche Person fir die diesem Staat oder der Gebietskdrperschaft geleisteten Dienste gezahlt
werden, durfen nur in diesem Staat besteuert werden.

b) Diese Ruhegehalter diirfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die
natiirliche Person in diesem Staat anséssig ist und ein Staatsangehdriger dieses Staates ist.

(3) Absatz 1 gilt auch fiir Vergiitungen, die an den dsterreichischen Handelsdelegierten in Estland und
an das Personal dieser 6sterreichischen AuRenhandelsstelle gezahlt werden.

(4) Auf Gehalter, Léhne und ahnliche Vergitungen und Ruhegehélter fur Dienstleistungen, die im
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tétigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner
Gebietskorperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 16 , 17 oder 18 anzuwenden.

Artikel 20
STUDENTEN

Zahlungen, die ein Student, Praktikant, Lehrling oder eine in Ausbildung stehende Person, die sich in
einem Vertragsstaat ausschlieflich zum Studium oder zur Ausbildung aufhélt und die im anderen
Vertragsstaat ansassig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansassig war,
fur ihren Unterhalt, ihr Studium oder ihre Ausbildung erhalt, diirfen im erstgenannten Staat nicht besteuert
werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen auBerhalb dieses Staates stammen.



Artikel 21
ANDERE EINKUNFTE

(1) Einkinfte einer in einem Vertragsstaat anséssigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht
behandelt wurden, durfen ohne Riicksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkiinfte als solche aus unbeweglichem Vermdégen im Sinne des Artikels
6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansassige Empfénger im anderen
Vertragsstaat eine gewerbliche Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstatte oder eine selbstandige
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausiibt und die Rechte oder Vermdgenswerte, fir die die
Einkinfte gezahlt werden, tatséchlich zu dieser Betriebstatte oder festen Einrichtung gehdren. In diesem
Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

Artikel 22
VERMOGEN

(1) Unbewegliches Vermdgen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat anséssigen
Person gehort und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden.

(2) Bewegliches Vermdgen, das Betriebsvermdgen einer Betriebstétte ist, die ein Unternehmen eines
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehért, die einer in einem
Vertragsstaat ansassigen Person fur die Ausiibung einer selbstdndigen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur
Verfiigung steht, darf im anderen Staat besteuert werden.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem Unternehmen eines Vertragsstaats im internationalen
Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermdgen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder
Luftfahrzeuge dient, diirfen nur in diesem Staat besteuert werden.

(4) Alle anderen Vermdgensteile einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person dirfen nur in diesem
Staat besteuert werden.

Artikel 23
VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG

(1) Bei einer in Osterreich ansassigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

a) Bezieht eine in Osterreich anséssige Person Einkiinfte oder hat sie Vermogen und diirfen diese
Einkinfte oder dieses Vermdgen nach diesem Abkommen in Estland besteuert werden, so nimmt
Osterreich vorbehaltlich der Buchstaben b bis e diese Einkiinfte oder dieses Vermdgen von der
Besteuerung aus;

b) Bezieht eine in Osterreich ansissige Person Einkiinfte, die nach den Artikeln 10, 11 und 12 in
Estland besteuert werden drfen, so rechnet Osterreich auf die vom Einkommen dieser Person zu
erhebende Steuer den Betrag an, der der in Estland gezahlten Steuer entspricht. Der anzurechnende
Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht tbersteigen, der auf
die aus Estland bezogenen Einkiinfte entfallt;

¢) Einkinfte oder Vermdgen einer in Osterreich ansissigen Person, die nach dem Abkommen von
der Besteuerung in Osterreich auszunehmen sind, dirfen gleichwohl in Osterreich bei der
Festsetzung der Steuer fiir das tbrige Einkommen oder Vermdgen der Person einbezogen werden;

d) Einkiinfte, die eine in Osterreich anséssige Person bezieht und die Osterreich als Einkiinfte
betrachtet, die auf Grund dieses Abkommens in Estland zu besteuern sind, dirfen dessen
ungeachtet in Osterreich besteuert werden, wenn Estland diese Einkiinfte nach Durchfiihrung eines
Verstandigungsverfahrens auf Grund dieses Abkommens von der Besteuerung ausnimmt;

e) Bezieht eine in Osterreich ansissige Gesellschaft Dividenden von einer in Estland ansassigen
Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert des Gesellschaftskapitals halt, so nimmt
Osterreich unter den Voraussetzungen, wie sie in den allgemein anwendbaren Bestimmungen des
Osterreichischen Rechts in Bezug auf das internationale Schachtelprivileg angefiihrt sind, diese
Dividenden von der Besteuerung aus.

(2) Bei einer in Estland ansassigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

a) Bezieht eine in Estland ansassige Person Einkiunfte oder hat sie Vermogen und drfen diese
Einkiinfte oder dieses Vermdgen nach diesem Abkommen in Osterreich besteuert werden, so
rechnet Estland, sofern sein innerstaatliches Recht keine giinstigere Behandlung vorsieht,

i) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Osterreich
gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht;



ii) auf die vom Vermdogen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Osterreich
gezahlten Steuer vom Vermdgen entspricht.

Der anzurechnende Betrag darf keinesfalls den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer
vom Einkommen oder vom Vermdgen in Estland Ubersteigen, der auf die Einkunfte, die in
Osterreich besteuert werden dirfen oder auf das Vermogen, das in Osterreich besteuert werden
darf, entfallt.

b) Bezieht eine in Estland ansassige Gesellschaft Dividenden von einer in Osterreich ansassigen
Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert der mit vollem Stimmrecht ausgestatteten
Anteile halt, umfasst fiir Zwecke der lit. a die in Osterreich gezahlte Steuer nicht nur die Steuer auf
Dividenden, sondern auch die gezahlte Steuer auf die zugrundeliegenden Gewinne der
Gesellschaft, aus denen die Dividenden gezahlt wurden.

Artikel 24
GLEICHBEHANDLUNG

(1) Staatsangehérige eines Vertragsstaats diirfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder
damit zusammenhdangenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die
Besteuerung und die damit zusammenhangenden Verpflichtungen, denen Staatsangehérige des anderen
Staates unter gleichen Verhaltnissen, insbesondere hinsichtlich der Ansé&ssigkeit, unterworfen sind oder
unterworfen werden kdnnen. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch fiir Personen, die in
keinem Vertragsstaat ansassig sind.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstétte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungunstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des
anderen Staates, die die gleiche Téatigkeit ausiiben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansassigen Personen Steuerfreibetrage, -
verglinstigungen und -erméaRigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu gewéhren,
die er seinen anséssigen Personen gewahrt.

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden sind,
sind Zinsen, Lizenzgeblhren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im
anderen Vertragsstaat ansassige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat anséssige
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats
gegeniber einer im anderen Vertragsstaat anséssigen Person hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen
Vermogens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden gegeniiber einer im
erstgenannten Staat ansassigen Person zum Abzug zuzulassen.

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar
einer im anderen Vertragsstaat anséssigen Person oder mehreren solchen Personen gehdrt oder ihrer
Kontrolle unterliegt, dirfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenh&ngenden
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit
zusammenhangenden Verpflichtungen, denen andere &hnliche Unternehmen des erstgenannten Staates
unterworfen sind oder unterworfen werden kdnnen.

(5) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 fiir Steuern jeder Art und Bezeichnung.

Artikel 25
VERSTANDIGUNGSVERFAHREN

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Mallnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten
flr sie zu einer Besteuerung fiihren oder fuhren werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann
sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall
der zustandigen Behorde des Vertragsstaats, in dem sie anséssig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24
Absatz 1 erfasst wird, der zustdndigen Behérde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehdriger
sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der MalRnahme unterbreitet
werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung fihrt.

(2) Haélt die zustandige Behdrde die Einwendung fir begriindet und ist sie selbst nicht in der Lage,
eine befriedigende Ldsung herbeizufihren, so wird sie sich bemiihen, den Fall durch Verstandigung mit
der zustdndigen Behorde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verstandigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzufthren.



(3) Die zustdndigen Behorden der Vertragsstaaten werden sich bemihen, Schwierigkeiten oder
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem
Einvernehmen zu beseitigen. Sie kénnen auch gemeinsam dartiber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in
Féllen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind.

(4) Die zustandigen Behorden der Vertragsstaaten kdnnen zur Herbeifuhrung einer Einigung im Sinne
der vorstehenden Absétze unmittelbar miteinander verkehren, gegebenenfalls auch durch eine aus ihnen
oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame Kommission.

Artikel 26
INFORMATIONSAUSTAUSCH

(1) Die zustdndigen Behdrden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur
Durchfiihrung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend die unter
das Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung
nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht eingeschréankt.
Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die auf Grund des
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dirfen nur den Personen oder
Behorden (einschlieBlich der Gerichte und der Verwaltungshehdrden) zuganglich gemacht werden, die mit
der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von
Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befasst sind. Diese Personen oder
Behorden diirfen die Informationen nur fiir diese Zwecke verwenden. Sie dirfen die Informationen in einem
offentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen.

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat,
a) VerwaltungsmaBnahmen durchzufiihren, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses
oder des anderen Vertragsstaats abweichen;
b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im tblichen Verwaltungsverfahren dieses
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden kénnen;
c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein
Geschaftsverfahren preisgeben wiirden oder deren Erteilung dem Ordre public widersprache.

(3) Die Anwendung dieses Artikels bleibt einem Verwaltungsiibereinkommen zwischen den
zustandigen Behdrden der Vertragsstaaten vorbehalten.

Artikel 27

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER
VERTRETUNGEN

Dieses Abkommen beriihrt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Volkerrechts oder auf Grund
besonderer Ubereinkiinfte zustehen.

Der folgende Absatz 1 des Artikels 7 des MLI ist anzuwenden und geht den Bestimmungen dieses
Abkommens vor:?

ARTIKEL 7 DES MLI - VERHINDERUNG VON ABKOMMENSMISSBRAUCH
(Principal Purposes Test)

Ungeachtet der Bestimmungen dieses Abkommens wird eine Vergiinstigung nach diesem Abkommen
nicht fiir bestimmte Einkinfte oder Vermdgenswerte gewahrt, wenn unter Berlicksichtigung aller
mafgeblichen Tatsachen und Umsténde die Feststellung gerechtfertigt ist, dass der Erhalt dieser
Verglnstigung einer der Hauptzwecke einer Gestaltung oder Transaktion war, die unmittelbar oder
mittelbar zu dieser Vergunstigung gefihrt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewéhrung
dieser Vergunstigung unter diesen Umstdnden mit dem Ziel und Zweck der einschlagigen
Bestimmungen dieses Abkommens im Einklang steht.

2GemaR den Absétzen 1, 3 und 7 des Artikels 35 des ML ist Artikel 7 Absatz 1 des MLI in Bezug auf die Anwendung
dieses Abkommens wirksam:

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf Betrdge, die nicht ansdssigen Personen gezahlt oder
gutgeschrieben werden, wenn das Ereignis, das zu diesen Steuern fiihrt, am oder nach dem 1. Janner 2022
eintritt, welcher dem ersten Tag des Kalenderjahres entspricht, welches dem 30. Tag folgt, nachdem die
Notifikation der Republik Estland (ber den Abschluss ihrer innerstaatlichen Verfahren fiir das
Wirksamwerden des MLI in Bezug auf dieses Abkommen beim Verwahrer eingegangen ist; und



Artikel 28
IN-KRAFT-TRETEN

(1) Die Vertragsstaaten benachrichtigen einander, wenn die verfassungsméBigen Voraussetzungen fir
das In-Kraft-Treten dieses Abkommens erfiillt sind.

(2) Dieses Abkommen tritt ab dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die spatere der in Absatz 1 genannten
Mitteilungen erfolgt und seine Bestimmungen finden in beiden Vertragsstaaten Anwendung:

a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern auf Einkunfte, die am oder nach dem
1. J&nner des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem unmittelbar folgt, in dem das Abkommen
in Kraft tritt;

b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermdgen auf Steuern, die fir
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Janner des Kalenderjahres beginnen, das
jenem unmittelbar folgt, in dem das Abkommen in Kraft tritt.

Artikel 29
KUNDIGUNG

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekindigt wird. Jeder
Vertragsstaat kann das Abkommen auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer Frist von mindestens
sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich kiindigen. In diesem Fall findet das Abkommen
in beiden Vertragsstaaten nicht mehr Anwendung:

a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern auf Einkiinfte, die am oder nach dem
1. Janner des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem unmittelbar folgt, in dem die Kiindigung
erfolgt ist;

b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermdgen auf Steuern, die fir

Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Janner des Kalenderjahres beginnen, das
jenem unmittelbar folgt, in dem die Kiindigung erfolgt ist.

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehorig bevollmachtigten Unterfertigten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Tallinn, am 5. April 2001, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, estnischer
und englischer Sprache, waobei alle drei Texte gleichermalien authentisch sind. Im Zweifel ist der englische
Text malgeblich.

Fir die Republik Osterreich:
Ferrero-Waldner

Fur die Republik Estland:
llves

b) bei allen anderen Steuern fiir Steuern, die fur Veranlagungszeitrdume erhoben werden, die am oder nach
dem 1. Janner 2023 beginnen, welcher dem ersten Tag des Kalenderjahres entspricht, welches nach einem
Zeitabschnitt von sechs Kalendermonaten ab dem 30. Tag folgt, nachdem die Notifikation der Republik
Estland Uber den Abschluss ihrer innerstaatlichen Verfahren fir das Wirksamwerden des MLI in Bezug
auf dieses Abkommen beim Verwahrer eingegangen ist.



SYNTHESISED TEXT OF THE MLI AND THE CONVENTION BETWEEN THE
REPUBLIC OF AUSTRIA AND THE REPUBLIC OF ESTONIA FOR THE
AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION WITH RESPECT TO TAXES ON INCOME
AND ON CAPITAL
General disclaimer on the Synthesised text document

This document presents the synthesised text for the application of the Convention between the Republic
of Austria and the Republic of Estonia for the Avoidance of Double Taxation with respect to Taxes on
Income and on Capital signed on 5 April 2001 (the “Convention”), as modified by the Multilateral
Convention to Implement Tax Treaty Related Measures to Prevent Base Erosion and Profit Shifting
signed by the Republic of Austria on 7 June 2017 and by the Republic of Estonia on 29 June 2018 (the
“MLI”).

This document was prepared jointly by the competent authorities of the Republic of Austria and the
Republic of Estonia and represents their shared understanding of the modifications made to the
Convention by the MLI.

The document was prepared on the basis of the MLI position of the Republic of Austria submitted to the
Depositary upon ratification on 22 September 2017 and of the Republic of Estonia submitted to the
Depositary upon ratification on15 January 2021. These MLI positions are subject to modifications as
provided in the MLI. Modifications made to MLI positions could modify the effects of the MLI on this
Convention.

The authentic legal texts of the Convention and the MLI take precedence and remain the legal texts
applicable.

The provisions of the MLI that are applicable with respect to the provisions of the Convention are
included in boxes throughout the text of this document in the context of the relevant provisions of the
Convention. The boxes containing the provisions of the MLI have generally been inserted in accordance
with the ordering of the provisions of the OECD Model Tax Convention.

Changes to the text of the provisions of the MLI have been made to conform the terminology used in the
MLI to the terminology used in the Convention (such as “Covered Tax Agreement” and “Convention”,
“Contracting Jurisdictions” and “Contracting States”), to ease the comprehension of the provisions of
the MLI. The changes in terminology are intended to increase the readability of the document and are
not intended to change the substance of the provisions of the MLI. Similarly, changes have been made
to parts of provisions of the MLI that describe existing provisions of the Convention: descriptive
language has been replaced by legal references of the existing provisions to ease the readability.

In all cases, references made to the provisions of the Convention or to the Convention must be understood
as referring to the Convention as modified by the provisions of the MLI, provided such provisions of the
MLI have taken effect.

References

The authentic legal texts of the MLI and the Convention can be found on the webpage of the Federal
Ministry of Finance (https://www.bmf.gv.at/).

The MLI position of the Republic of Austria submitted to the Depositary upon ratification on 22
September 2017 and the MLI position of the Republic of Estonia submitted to the Depositary upon
ratification on 15 January 2021 can be found on the MLI Depositary (OECD) webpage
(http://www.oecd.org/tax/treaties/beps-mli-signatories-and-parties.pdf).




Disclaimer on the entry into effect of the provisions of the MLI

Entry into Effect of the MLI Provisions

The provisions of the MLI applicable to this Convention do not take effect on the same dates as the
original provisions of the Convention. Each of the provisions of the MLI could take effect on different
dates, depending on the types of taxes involved (taxes withheld at source or other taxes levied) and on
the choices made by the Republic of Austria and the Republic of Estonia in their MLI positions.

Dates of the deposit of instruments of ratification, acceptance or approval: 22 September 2017 for the
Republic of Austria and 15 January 2021 for the Republic of Estonia.

Entry into force of the MLI: 1 July 2018 for the Republic of Austria and 1 May 2021 for the Republic of
Estonia.

Date of receipt by the Depositary of the Republic of Estonia’s notification of the completion of internal
procedures for the entry into effect of the provisions of the MLI: 25 November 2021.

This document provides specific information on the dates on or after which each of the provisions of the
MLLI has effect with respect to the Convention throughout this document.




CONVENTION BETWEEN THE REPUBLIC OF AUSTRIA AND THE REPUBLIC OF
ESTONIA FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION WITH RESPECT TO
TAXES ON INCOME AND ON CAPITAL

The Republic of Austria and the Republic of Estonia, desiring to conclude a Convention for the a-
voidance of double taxation with respect to taxes on income and on capital,

The following paragraph 1 of Article 6 of the MLI is included in the preamble of this Convention:?
ARTICLE 6 OF THE MLI — PURPOSE OF A COVERED TAX AGREEMENT

Intending to eliminate double taxation with respect to the taxes covered by this Convention without
creating opportunities for non-taxation or reduced taxation through tax evasion or avoidance (including
through treaty-shopping arrangements aimed at obtaining reliefs provided in this Convention for the
indirect benefit of residents of third jurisdictions),

Have agreed as follows:

Article 1

PERSONS COVERED
This Convention shall apply to persons who are residents of one or both of the Contracting States.

Article 2

TAXES COVERED

(1) This Convention shall apply to taxes on income and on capital imposed on behalf of a Contract-
ing State or of its political subdivisions or local authorities, irrespective of the manner in which they are
levied.

(2) There shall be regarded as taxes on income and on capital all taxes imposed on total income, on
total capital, or on elements of income or of capital, including taxes on gains from the alienation of movable
or immovable property, as well as taxes on capital appreciation.

(3) The existing taxes to which the Convention shall apply are in particular:

(a) in Austria:

1. the income tax (die Einkommensteuer);

2. the corporation tax (die Kérperschaftsteuer);

3. the land tax (die Grundsteuer);

4. the tax on agricultural and forestry enterprises (die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen

Betrieben);

5. the tax on the value of vacant plots (die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstiicken);

(hereinafter referred to as “Austrian tax”);
(b) in Estonia:

1. the income tax (tulumaks);

2. the local income tax (kohalik tulumaks);

3. the land tax (maamaks);

L 1n accordance with paragraphs 1, 3 and 7 of Avrticle 35 of the MLLI, paragraph 1 of Article 6 of the MLI has effect
with respect to this Convention:

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event
giving rise to such taxes occurs on or after 1 January 2022, which corresponds to the first day of the next
calendar year that begins on or after 30 days after the date of receipt by the Depositary of the notification
of the Republic of Estonia that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the
provisions of the MLI with respect to the Convention; and

b) with respect to all other taxes, for taxes levied with respect to taxable periods beginning on or after 1
January 2023, which corresponds to the first day of the next calendar year that begins on or after the
expiration of a period of six calendar months from 30 days after the date of receipt by the Depositary of
the notification of the Republic of Estonia that it has completed its internal procedures for the entry into
effect of the provisions of the MLI with respect to the Convention.



(hereinafter referred to as “Estonian tax™).

(4) The Convention shall apply also to any identical or substantially similar taxes which are imposed
after the date of signature of the Convention in addition to, or in place of, the existing taxes. The competent
authorities of the Contracting States shall notify each other of any substantial changes which have been
made in their respective taxation laws.

Article 3
GENERAL DEFINITIONS

(1) For the purposes of this Convention, unless the context otherwise requires:
(2) the term “Austria” means the Republic of Austria;

(b) the term “Estonia” means the Republic of Estonia and, when used in the geographical sense, means
the territory of Estonia and any other area adjacent to the territorial waters of Estonia within which
under the laws of Estonia and in accordance with international law, the rights of Estonia may be
exercised with respect to the sea bed and its sub-soil and their natural resources;

(c) the terms “a Contracting State” and “the other Contracting State” mean Austria or Estonia, as the
context requires;

(d) the term “person” includes an individual, a company and any other body of persons;

(e) the term “company” means any body corporate or any entity which is treated as a body corporate
for tax purposes;

(f) the terms “enterprise of a Contracting State” and “enterprise of the other Contracting State” mean
respectively an enterprise carried on by a resident of a Contracting State and an enterprise carried
on by a resident of the other Contracting State;

(9) the term “international traffic” means any transport by a ship or aircraft operated by an enterprise
of a Contracting State, except when the ship or aircraft is operated solely between places in the
other Contracting State;

(h) the term “competent authority” means:
(i) in Austria: the Federal Minister of Finance or his authorised representative;
(i) in Estonia: the Minister of Finance or his authorised representative;

(i) (i) the term “national” means:
(i) any individual possessing the nationality of a Contracting State;

(ii) any legal person, partnership or association deriving its status as such from the laws in force in
a Contracting State.

(2) As regards the application of the Convention at any time by a Contracting State, any term not de-
question by mutual agreement and determine the mode of application of the Convention to such person. In
fined therein shall, unless the context otherwise requires, have the meaning that it has at that time under the
law of that State for the purposes of the taxes to which the Convention applies, any meaning under the
applicable tax laws of that State prevailing over a meaning given to the term under other laws of that State.

Article 4

RESIDENT

(1) For the purposes of this Convention, the term “resident of a Contracting State” means any person
who, under the laws of that State, is liable to tax therein by reason of his domicile, residence, place of
management, place of incorporation or any other criterion of a similar nature, and also includes that State
and any political subdivision or local authority thereof. This term, however, does not include any person
who is liable to tax in that State in respect only of income from sources in that State or capital situated
therein.

(2) Where by reason of the provisions of paragraph 1 an individual is a resident of both Contracting
States, then his status shall be determined as follows:

(@) he shall be deemed to be a resident only of the State in which he has a permanent home available
to him; if he has a permanent home available to him in both States, he shall be deemed to be a
resident only of the State with which his personal and economic relations are closer (centre of vital
interests);

(b) if the State in which he has his centre of vital interests cannot be determined, or if he has not a
permanent home available to him in either State, he shall be deemed to be a resident only of the
State in which he has an habitual abode;



(c) if he has an habitual abode in both States or in neither of them, he shall be deemed to be a resident
only of the State of which he is a national;

(d) if he is a national of both States or of neither of them, the competent authorities of the Contracting
States shall settle the question by mutual agreement.

(3) Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person other than an individual is a resident of
both Contracting States, the competent authorities of the Contracting States shall endeavour to settle the the
absence of such agreement, such person shall not be considered to be a resident of either Contracting State
for purposes of enjoying benefits under the Convention.

Article 5
PERMANENT ESTABLISHMENT

(1) For the purposes of this Convention, the term “permanent establishment” means a fixed place of
business through which the business of an enterprise is wholly or partly carried on.

(2) The term “permanent establishment” includes especially:
(a) a place of management;
(b) a branch;
(c) an office;
(d) a factory;
(e) a workshop, and
(f) a mine, an oil or gas well, a quarry or any other place of extraction of natural resources.

(3) A building site, a construction, assembly or installation project or a supervisory activity connected
therewith constitutes a permanent establishment only if such site, project or activity lasts for a period of
more than nine months.

(4) Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the term “permanent establishment” shall
be deemed not to include:

(a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of goods or merchandise
belonging to the enterprise;

(b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise solely for the
purpose of storage, display or delivery;

(c) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise solely for the
purpose of processing by another enterprise;

(d) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of purchasing goods or
merchandise or of collecting information, for the enterprise;

(e) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying on, for the
enterprise, any other activity of a preparatory or auxiliary character;

(f) the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of activities mentioned
in sub-paragraphs (a) to (e), provided that the overall activity of the fixed place of business
resulting from this combination is of a preparatory or auxiliary character.

(5) Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, where a person — other than an agent of an
independent status to whom paragraph 6 applies — is acting on behalf of an enterprise and has, and habitually
exercises, in a Contracting State an authority to conclude contracts in the name of the enterprise, that
enterprise shall be deemed to have a permanent establishment in that State in respect of any activities which
that person undertakes for the enterprise, unless the activities of such person are limited to those mentioned
in paragraph 4 which, if exercised through a fixed place of business, would not make this fixed place of
business a permanent establishment under the provisions of that paragraph.

(6) An enterprise shall not be deemed to have a permanent establishment in a Contracting State merely
because it carries on business in that State through a broker, general commission agent or any other agent
of an independent status, provided that such persons are acting in the ordinary course of their business.
However, where the activities of such an agent are devoted wholly or almost wholly on behalf of that
enterprise and where the conditions between the agent and the enterprise differ from those which would be
made between independent persons, such agent shall not be considered an agent of an independent status
within the meaning of this paragraph. In such case the provisions of paragraph 5 shall apply.

(7) The fact that a company which is a resident of a Contracting State controls or is controlled by a
company which is a resident of the other Contracting State, or which carries on business in that other State
(whether through a permanent establishment or otherwise), shall not of itself constitute either company a
permanent establishment of the other.



Article 6

INCOME FROM IMMOVABLE PROPERTY

(1) Income derived by a resident of a Contracting State from immovable property (including income
from agriculture or forestry) situated in the other Contracting State may be taxed in that other State.

(2) The term “immovable property” shall have the meaning which it has under the law of the
Contracting State in which the property in question is situated. The term shall in any case include property
accessory to immovable property, livestock and equipment used in agriculture and forestry, rights to which
the provisions of general law respecting landed property apply, any option or similar right to acquire
immovable property, usufruct of immovable property and rights to variable or fixed payments as
consideration for the working of, or the right to work, mineral deposits, sources and other natural resources;
ships, boats and aircraft shall not be regarded as immovable property.

(3) The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived from the direct use, letting, or use in
any other form of immovable property, as well as income from the alienation of immovable property.

(4) Where the ownership of shares or other corporate rights in a company entitles the owner of such
shares or corporate rights to the enjoyment of immovable property held by the company, the income from
direct use, letting, or use in any other form of such right to enjoyment may be taxed in the Contracting State
in which the immovable property is situated.

(5) The provisions of paragraphs 1, 3 and 4 shall also apply to the income from immovable property
of an enterprise and to income from immovable property used for the performance of independent personal
services.

Article 7

BUSINESS PROFITS

(1) The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that State unless the
enterprise carries on business in the other Contracting State through a permanent establishment situated
therein. If the enterprise carries on business as aforesaid, the profits of the enterprise may be taxed in the
other State but only so much of them as is attributable to that permanent establishment.

(2) Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting State carries on
business in the other Contracting State through a permanent establishment situated therein, there shall in
each Contracting State be attributed to that permanent establishment the profits which it might be expected
to make if it were a distinct and separate enterprise engaged in the same or similar activities under the same
or similar conditions and dealing wholly independently with the enterprise of which it is a permanent
establishment.

(3) In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed as deductions
expenses which are incurred for the purposes of the permanent establishment, including executive and
general administrative expenses so incurred, whether in the State in which the permanent establishment is
situated or elsewhere.

(4) Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the profits to be attributed to
a permanent establishment on the basis of an apportionment of the total profits of the enterprise to its various
parts, nothing in paragraph 2 shall preclude that Contracting State from determining the profits to be taxed
by such an apportionment as may be customary; the method of apportionment adopted shall, however, be
such that the result shall be in accordance with the principles contained in this Article.

(5) No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of the mere purchase by
that permanent establishment of goods or merchandise for the enterprise.

(6) For the purposes of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to the permanent estab-
lishment shall be determined by the same method year by year unless there is good and sufficient reason to
the contrary.

(7) Where profits include items of income which are dealt with separately in other Articles of this
Convention, then the provisions of those Articles shall not be affected by the provisions of this Article.

(8) Nothing in this Article shall prevent a Contracting State from applying its law relating to the ta-
xation of any person who carries on the business of insurance. However, the tax so charged shall not exceed
5.4 per cent of the gross amount of premiums of the business of insurance.

(9) The term “profits” as used in this Article includes the profits derived by any partner from his par-

ticipation in a partnership and, in the case of Austria, from a participation in a sleeping partnership (Stille
Gesellschaft) created under Austrian law.



Article 8

SHIPPING AND AIR TRANSPORT
(1) Profits of an enterprise of a Contracting State from the operation of ships or aircraft in interna-
tional traffic shall be taxable only in that State.
(2) The provisions of paragraph 1 shall also apply to profits from the participation in a pool, a joint
business or an international operating agency.

Article 9

ASSOCIATED ENTERPRISES
(1) Where
(a) an enterprise of a Contracting State participates directly or indirectly in the management, control
or capital of an enterprise of the other Contracting State, or
(b) the same persons participate directly or indirectly in the management, control or capital of an
enterprise of a Contracting State and an enterprise of the other Contracting State,
and in either case conditions are made or imposed between the two enterprises in their commercial or
financial relations which differ from those which would be made between independent enterprises, then any
profits which would, but for those conditions, have accrued to one of the enterprises, but, by reason of those
conditions, have not so accrued, may be included in the profits of that enterprise and taxed accordingly.
(2) Where a Contracting State includes in the profits of an enterprise of that State — and taxes
accordingly— profits on which an enterprise of the other Contracting State has been charged to tax in that
other State and the profits so included are profits which would have accrued to the enterprise of the
firstmentioned State if the conditions made between the two enterprises had been those which would have
been made between independent enterprises, then that other State shall make an appropriate adjustment to
the amount of the tax charged therein on those profits. In determining such adjustment, due regard shall be
had to the other provisions of this Convention and the competent authorities of the Contracting States shall
if necessary consult each other.

Article 10

DIVIDENDS

(1) Dividends paid by a company which is a resident of a Contracting State to a resident of the other
Contracting State may be taxed in that other State.

(2) However, such dividends may also be taxed in the Contracting State of which the company pay-
ing the dividends is a resident and according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the
dividends is a resident of the other Contracting State, the tax so charged shall not exceed:

(a) 5 per cent of the gross amount of the dividends if the beneficial owner is a company (other than a
partnership) which holds directly at least 25 per cent of the capital of the company paying the dividends;

(b) 15 per cent of the gross amount of the dividends in all other cases.

This paragraph shall not affect the taxation of the company in respect of the profits out of which the

dividends are paid.

(3) The term “dividends” as used in this Article means income from shares, ‘“jouissance” shares or
“jouissance” rights, mining shares, founders’ shares or other rights, not being debt-claims, participating in
profits, as well as income from other corporate rights which is subjected to the same taxation treatment as
income from shares by the laws of the State of which the company making the distribution is a resident.

(4) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the dividends, being
a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State of which the company
paying the dividends is a resident, through a permanent establishment situated therein, or performs in that
other State independent personal services from a fixed base situated therein, and the holding in respect of
which the dividends are paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed base. In
such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply.

(5) Where a company which is a resident of a Contracting State derives profits or income from the
other Contracting State, that other State may not impose any tax on the dividends paid by the company,
except insofar as such dividends are paid to a resident of that other State or insofar as the holding in respect
of which the dividends are paid is effectively connected with a permanent establishment or a fixed base
situated in that other State, nor subject the company’s undistributed profits to a tax on the company’s
undistributed profits, even if the dividends paid or the undistributed profits consist wholly or partly of
profits or income arising in such other State.



Article 11

INTEREST

(1) Interest arising in a Contracting State and paid to a resident of the other Contracting State may be
taxed in that other State.

(2) However, such interest may also be taxed in the Contracting State in which it arises and according
to the laws of that State, but if the beneficial owner of the interest is a resident of the other Contracting
State, the tax so charged shall not exceed 10 per cent of the gross amount of the interest.

(3) Notwithstanding the provisions of paragraph 2,

(a) interest arising in a Contracting State, derived and beneficially owned by the Government of the
other Contracting State, including its political subdivisions and its local authorities, the Central
Bank or any financial institution wholly owned by that Government, or interest derived on loans
guaranteed by that Government shall be exempt from tax in the first-mentioned State;

(b) interest arising in a Contracting State shall be taxable only in the other Contracting State if:

(i) the recipient is a resident of that other State, and

(if) such recipient is an enterprise of that other State and is the beneficial owner of the interest, and
(iii) the interest is paid with respect to indebtedness arising on the sale on credit, by that enterprise,
of any merchandise or industrial, commercial or scientific equipment to an enterprise of the first-
mentioned State, except where the sale or indebtedness is between related persons.

(4) The term “interest” as used in this Article means income from debt claims of every kind, whether
or not secured by mortgage, and in particular, income from government securities and income from bonds
or debentures, including premiums and prizes attaching to such securities, bonds or debentures. Penalty
charges for late payment shall not be regarded as interest for the purpose of this Article.

(5) The provisions of paragraphs 1, 2 and 3 shall not apply if the beneficial owner of the interest, being
a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State in which the interest
arises, through a permanent establishment situated therein, or performs in that other State independent
personal services from a fixed base situated therein, and the debt-claim in respect of which the interest is
paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed base. In such case the provisions
of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply.

(6) Interest shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a resident of that State.
Where, however, the person paying the interest, whether he is a resident of a Contracting State or not, has
in a Contracting State a permanent establishment or a fixed base in connection with which the indebtedness
on which the interest is paid was incurred, and such interest is borne by such permanent establishment or
fixed base, then such interest shall be deemed to arise in the State in which the permanent establishment or
fixed base is situated.

(7) Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial owner or between
both of them and some other person, the amount of the interest, having regard to the debt-claim for which
it is paid, exceeds the amount which would have been agreed upon by the payer and the beneficial owner
in the absence of such relationship, the provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned
amount. In such case, the excess part of the payments shall remain taxable according to the laws of each
Contracting State, due regard being had to the other provisions of this Convention.

Article 12

ROYALTIES
(1) Royalties arising in a Contracting State and paid to a resident of the other Contracting State may
be taxed in that other State.

(2) However, such royalties may also be taxed in the Contracting State in which they arise and
according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the royalties is a resident of the other
Contracting State, the tax so charged shall not exceed:

(@) 5 per cent of the gross amount of the royalties paid for the use of industrial, commercial or scientific
equipment;
(b) 10 per cent of the gross amount of the royalties in all other cases.

(3) The term “royalties” as used in this Article means payments of any kind received as a consideration
for the use of, or the right to use, any copyright of literary, artistic or scientific work including
cinematograph films and films or tapes for radio or television broad-casting, any patent, trade mark, design
or model, plan, secret formula or process, or for the use of, or the right to use, industrial, commercial or
scientific equipment, or for information concerning industrial, commercial or scientific experience.

(4) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the royalties, being
a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State in which the royalties



arise, through a permanent establishment situated therein, or performs in that other State independent
personal services from a fixed base situated therein, and the right or property in respect of which the
royalties are paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed base. In such case
the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply.

(5) Royalties shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a resident of that State.
Where, however, the person paying the royalties, whether he is a resident of a Contracting State or not, has
in a Contracting State a permanent establishment or a fixed base in connection with which the liability to
pay the royalties was incurred, and such royalties are borne by such permanent establishment or fixed base,
then such royalties shall be deemed to arise in the State in which the permanent establishment or fixed base
is situated.

(6) Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial owner or between
both of them and some other person, the amount of the royalties, having regard to the use, right or
information for which they are paid, exceeds the amount which would have been agreed upon by the payer
and the beneficial owner in the absence of such relationship, the provisions of this Article shall apply only
to the last-mentioned amount. In such case, the excess part of the payments shall remain taxable according
to the laws of each Contracting State, due regard being had to the other provisions of this Convention.

Article 13

CAPITAL GAINS
(1) Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of immovable property
referred to in Article 6 and situated in the other Contracting State or shares in a company the assets of which
consist mainly of such property may be taxed in that other State.

(2) Gains from the alienation of movable property forming part of the business property of a permanent
establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other Contracting State or of movable
property pertaining to a fixed base available to a resident of a Contracting State in the other Contracting
State for the purpose of performing independent personal services including such gains from the alienation
of such a permanent establishment (alone or with the whole enterprise) or of such fixed base, may be taxed
in that other State.

(3) Gains derived by an enterprise of a Contracting State from the alienation of ships or aircraft
operated in international traffic by that enterprise or movable property pertaining to the operation of such
ships or aircraft, shall be taxable only in that State.

(4) Gains from the alienation of any property other than that referred to in paragraphs 1, 2 and 3, shall
be taxable only in the Contracting State of which the alienator is a resident.

Article 14
INDEPENDENT PERSONAL SERVICES

(1) Income derived by an individual who is a resident of a Contracting State in respect of professional
services or other activities of an independent character shall be taxable only in that State unless he has a
fixed base regularly available to him in the other Contracting State for the purpose of performing his
activities. If he has such a fixed base, the income may be taxed in the other Contracting State but only so
much of it as is attributable to that fixed base. For this purpose, where an individual who is a resident of a
Contracting State stays in the other Contracting State for a period or periods exceeding in the aggregate 183
days in any twelve month period commencing or ending in the fiscal year concerned, he shall be deemed
to have a fixed base regularly available to him in that other State and the income that is derived from his
activities referred to above that are performed in that other State shall be attributable to that fixed base.

(2) The term “professional services” includes especially independent scientific, literary, artistic,
educational or teaching activities as well as the independent activities of physicians, lawyers, engineers,
architects, dentists and accountants.

Article 15

DEPENDENT PERSONAL SERVICES

(€D)] Subject to the provisions of Articles 16, 18 and 19, salaries, wages and other similar remuneration
derived by a resident of a Contracting State in respect of an employment shall be taxable only in that State
unless the employment is exercised in the other Contracting State. If the employment is so exercised, such
remuneration as is derived therefrom may be taxed in that other State.



(2) Notwithstanding the provisions of paragraph 1, remuneration derived by a resident of a
Contracting State in respect of an employment exercised in the other Contracting State shall be taxable
only in the first-mentioned State if:

(a) the recipient is present in the other State for a period or periods not exceeding in the aggregate
183 days in any twelve month period commencing or ending in the fiscal year concerned, and

(b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is not a resident of the other State,
and

(c) the remuneration is not borne by a permanent establishment or a fixed base which the employer
has in the other State.

(3) Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration derived in respect of an
employment exercised aboard a ship or aircraft operated in international traffic by an enterprise of a
Contracting State, may be taxed in that State.

Article 16

DIRECTORS’ FEES

Directors’ fees and other similar payments derived by a resident of a Contracting State in his capac-
ity as a member of the board of directors or any other similar organ of a company which is a resident of the
other Contracting State may be taxed in that other State.

Article 17

ARTISTES AND SPORTSMEN
(1) Notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 and 15, income derived by a resident of a
Contracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, radio or television artiste, or a
musician, or as a sportsman, from his personal activities as such exercised in the other Contracting State,
may be taxed in that other State.

(2) Where income in respect of personal activities exercised by an entertainer or a sportsman in his
capacity as such accrues not to the entertainer or sportsman himself but to another person, that income may,
notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 and 15, be taxed in the Contracting State in which the
activities of the entertainer or sportsman are exercised.

(3) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply to income derived from activities exercised
in a Contracting State by an entertainer or a sportsman if the visit to that State is wholly or mainly supported
by public funds of one or both of the Contracting States or political subdivisions or local authorities thereof.
In such case, the income shall be taxable only in the Contracting State of which the entertainer or sportsman
is a resident.

Article 18
PENSIONS

Subject to the provisions of paragraph 2 of Article 19, pensions and other similar remuneration paid to
a resident of a Contracting State in consideration of past employment shall be taxable only in that State.

Article 19

GOVERNMENT SERVICE

(1) (a) Salaries, wages and other similar remuneration, other than a pension, paid by a Contracting
State or a political subdivision or a local authority thereof to an individual in respect of services rendered
to that State or subdivision or authority shall be taxable only in that State.

(b) However, such salaries, wages and other similar remuneration shall be taxable only in the other
Contracting State if the services are rendered in that State and the individual is a resident of
that State who:

(i) is anational of that State; or
(ii) did not become a resident of that State solely for the purpose of rendering the services.

(2) (a) Any pension paid by, or out of funds created by, a Contracting State or a political subdivision
or a local authority thereof to an individual in respect of services rendered to that State or subdivision or
authority shall be taxable only in that State.

(b) However, such pension shall be taxable only in the other Contracting State if the individual is
a resident of, and a national of, that State.

(3) The provisions of paragraph 1 of this Article shall likewise apply in respect of remuneration paid
to the Austrian Foreign Trade Commissioner in Estonia and to the members of the staff of that Austrian
Foreign Trade Commissioner.



(4) The provisions of Articles 15, 16, 17, and 18 shall apply to salaries, wages and other similar
remuneration, and to pensions, in respect of services rendered in connection with a business carried on by
a Contracting State or a political subdivision or a local authority thereof.

Article 20

STUDENTS
Payments which a student, an apprentice or a trainee who is or was immediately before visiting a
Contracting State a resident of the other Contracting State and who is present in the first-mentioned State
solely for the purpose of his education or training receives for the purpose of his maintenance, education or
training shall not be taxed in that State, provided that such payments arise from sources outside that State.

Article 21

OTHER INCOME

(1) Items of income of a resident of a Contracting State, wherever arising, not dealt with in the fore-
going Atrticles of this Convention shall be taxable only in that State.

(2) The provisions of paragraph 1 shall not apply to income, other than income from immovable
property as defined in paragraph 2 of Article 6, if the recipient of such income, being a resident of a
Contracting State, carries on business in the other Contracting State through a permanent establishment
situated therein, or performs in that other State independent personal services from a fixed base situated
therein, and the right or property in respect of which the income is paid is effectively connected with such
permanent establishment or fixed base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case
may be, shall apply.

Article 22

CAPITAL

(1) Capital represented by immovable property referred to in Article 6, owned by a resident of a
Contracting State and situated in the other Contracting State, may be taxed in that other State.

(2) Capital represented by movable property forming part of the business property of a permanent
establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other Contracting State or by movable
property pertaining to a fixed base available to a resident of a Contracting State in the other Contracting
State for the purpose of performing independent personal services, may be taxed in that other State.

(3) Capital represented by ships and aircraft operated in international traffic by an enterprise of a
Contracting State and by movable property pertaining to the operation of such ships or aircraft, shall be
taxable only in that State.

(4) All other elements of capital of a resident of a Contracting State shall be taxable only in that State.

Article 23

ELIMINATION OF DOUBLE TAXATION

(1) In the case of a resident of Austria double taxation shall be avoided as follows:

(a) Where a resident of Austria derives income or owns capital which, in accordance with the provisions of
this Convention, may be taxed in Estonia, Austria shall, subject to the provisions of subparagraphs b)
to ), exempt such income or capital from tax;

(b) Where aresident of Austria derives items of income which, in accordance with the provisions of Articles
10, 11 and 12 may be taxed in Estonia, Austria shall allow as a deduction from the tax on the income of
that resident an amount equal to the tax paid in Estonia. Such deduction shall not, however, exceed that
part of the tax, as computed before the deduction is given, which is attributable to such items of income
derived from Estonia;

(c) Where in accordance with any provision of the Convention income derived or capital owned by a
resident of Austria is exempt from tax in Austria, Austria may nevertheless, in calculating the amount
of tax on the remaining income or capital of such resident, take into account the exempted income or
capital;

(d) Income derived by a resident of Austria which is considered by Austria to be taxable under this
Convention in Estonia may nevertheless be taxed in Austria if, after the conduct of a mutual agreement
procedure, Estonia exempts that income from tax by virtue of this Convention;

(e) Where a company that is a resident of Austria derives dividends from a company that is a resident of
Estonia in which it owns at least 10% of the share capital Austria shall exempt such dividends under the



conditions set out for the international holding privilege in the generally applicable provisions of the
law of Austria.

(2) In the case of a resident of Estonia double taxation shall be avoided as follows:

(a) Where a resident of Estonia derives income or owns capital which, in accordance with this Convention,
may be taxed in Austria, unless a more favourable treatment is provided in its domestic law, Estonia
shall allow:

(i) as a deduction from the tax on the income of that resident, an amount equal to the income tax
paid thereon in Austria;

(ii) as a deduction from the tax on the capital of that resident, an amount equal to the capital tax
paid thereon in Austria.

Such deduction in either case shall not, however, exceed that part of the income tax or capital tax

in Estonia as computed before the deduction is given, which is attributable, as the case may be, to

the income or the capital which may be taxed in Austria.

(b) For the purpose of subparagraph a), where a company that is a resident of Estonia receives a dividend
from a company that is a resident of Austria in which it owns at least 10 per cent of its shares having
full voting rights, the tax paid in Austria shall include not only the tax paid on the dividend, but also the
tax paid on the underlying profits of the company out of which the dividend was paid.

Article 24

NON-DISCRIMINATION

(1) Nationals of a Contracting State shall not be subjected in the other Contracting State to any taxa-
tion or any requirement connected therewith, which is other or more burdensome than the taxation and
connected requirements to which nationals of that other State in the same circumstances, in particular with
respect to residence, are or may be subjected. This provision shall, notwithstanding the provisions of Article
1, also apply to persons who are not residents of one or both of the Contracting States.

(2) The taxation on a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the
other Contracting State shall not be less favourably levied in that other State than the taxation levied on
enterprises of that other State carrying on the same activities. This provision shall not be construed as
obliging a Contracting State to grant to residents of the other Contracting State any personal allowances,
reliefs and reductions for taxation purposes on account of civil status or family responsibilities which it
grants to its own residents.

(3) Except where the provisions of paragraph 1 of Article 9, paragraph 7 of Article 11, or paragraph 6
of Article 12, apply, interest, royalties and other disbursements paid by an enterprise of a Contracting State
to a resident of the other Contracting State shall, for the purpose of determining the taxable profits of such
enterprise, be deductible under the same conditions as if they had been paid to a resident of the first-
mentioned State. Similarly, any debts of an enterprise of a Contracting State to a resident of the other
Contracting State shall, for the purpose of determining the taxable capital of such enterprise, be deductible
under the same conditions as if they had been contracted to a resident of the first-mentioned State.

(4) Enterprises of a Contracting State, the capital of which is wholly or partly owned or controlled,
directly or indirectly, by one or more residents of the other Contracting State, shall not be subjected in the
first-mentioned State to any taxation or any requirement connected therewith which is other or more
burdensome than the taxation and connected requirements to which other similar enterprises of the
firstmentioned State are or may be subjected.

(5) The provisions of this Article shall, notwithstanding the provisions of Article 2, apply to taxes of
every kind and description.

Article 25

MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE

(1) Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting States result or will
result for him in taxation not in accordance with the provisions of this Convention, he may, irrespective of
the remedies provided by the domestic law of those States, present his case to the competent authority of
the Contracting State of which he is a resident or, if his case comes under paragraph 1 of Article 24, to that
of the Contracting State of which he is a national. The case must be presented within three years from the
first notification of the action resulting in taxation not in accordance with the provisions of the Convention.

(2) The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be justified and if it is



not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the case by mutual agreement with the competent
authority of the other Contracting State, with a view to the avoidance of taxation which is not in accordance
with the Convention. Any agreement reached shall be implemented notwithstanding any time limits in the
domestic law of the Contracting States.

(3) The competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve by mutual agree-
ment any difficulties or doubts arising as to the interpretation or application of the Convention. They may
also consult together for the elimination of double taxation in cases not provided for in the Convention.

(4) The competent authorities of the Contracting States may communicate with each other directly,
including through a joint commission consisting of themselves or their representatives, for the purpose of
reaching an agreement in the sense of the preceding paragraphs.

Article 26

EXCHANGE OF INFORMATION

(1) The competent authorities of the Contracting States shall exchange such information as is neces-
sary for carrying out the provisions of this Convention or of the domestic laws of the Contracting States
concerning taxes covered by the Convention insofar as the taxation thereunder is not contrary to the
Convention. The exchange of information is not restricted by Article 1. Any information received by a
Contracting State shall be treated as secret in the same manner as information obtained under the domestic
laws of that State and shall be disclosed only to persons or authorities (including courts and administrative
bodies) concerned with the assessment or collection of, the enforcement or prosecution in respect of, or the
determination of appeals in relation to, the taxes covered by the Convention. Such persons or authorities
shall use the information only for such purposes. They may disclose the information in public court
proceedings or in judicial decisions.

(2) In no case shall the provisions of paragraph 1 be construed so as to impose on a Contracting State

the obligation:

(a) to carry out administrative measures at variance with the laws and administrative practice of that or of
the other Contracting State;

(b) to supply information which is not obtainable under the laws or in the normal course of the
administration of that or of the other Contracting State;

(c) to supply information which would disclose any trade, business, industrial, commercial or professional
secret or trade process, or information, the disclosure of which would be contrary to public policy (ordre
public).

(3) The mode of application of this Article shall be settled by an administrative arrangement between
the competent authorities of the Contracting States.

Article 27
MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS

Nothing in this Convention shall affect the fiscal privileges of members of diplomatic missions or
consular posts under the general rules of international law or under the provisions of special
agreements.

The following paragraph 1 of Article 7 of the MLI applies and supersedes the provisions of
this Convention:2

2 In accordance with paragraphs 1, 3 and 7 of Article 35 of the ML, paragraph 1 of Article 7 of the MLI has effect
with respect to this Convention:

a) with respect to taxes withheld at source on amounts paid or credited to non-residents, where the event
giving rise to such taxes occurs on or after 1 January 2022, which corresponds to the first day of the next
calendar year that begins on or after 30 days after the date of receipt by the Depositary of the notification
of the Republic of Estonia that it has completed its internal procedures for the entry into effect of the
provisions of the MLI with respect to the Convention; and

b) with respect to all other taxes, for taxes levied with respect to taxable periods beginning on or after 1
January 2023, which corresponds to the first day of the next calendar year that begins on or after the
expiration of a period of six calendar months from 30 days after the date of receipt by the Depositary of
the notification of the Republic of Estonia that it has completed its internal procedures for the entry into
effect of the provisions of the MLI with respect to the Convention.



ARTICLE 7 OF THE MLI — PREVENTION OF TREATY ABUSE
(Principal purposes test provision)

Notwithstanding any provisions of this Convention, a benefit under this Convention shall not be granted
in respect of an item of income or capital if it is reasonable to conclude, having regard to all relevant
facts and circumstances, that obtaining that benefit was one of the principal purposes of any arrangement
or transaction that resulted directly or indirectly in that benefit, unless it is established that granting that
benefit in these circumstances would be in accordance with the object and purpose of the relevant
provisions of this Convention.

Article 28
ENTRY INTO FORCE

(1) The Contracting States shall notify each other when the constitutional requirements for the entry
into force of this Convention have been complied with.

(2) The Convention shall enter into force on the date of the later of the notifications referred to in
paragraph 1 and its provisions shall have effect in both Contracting States:

(a) in respect of taxes withheld at source, on income derived on or after the first day of January in the
calendar year next following the year in which the Convention enters into force;

(b) in respect of other taxes on income and taxes on capital, for taxes chargeable for any fiscal year
beginning on or after the first day of January in the calendar year next following the year in which the
Convention enters into force.

Article 29
TERMINATION

This Convention shall remain in force until terminated by a Contracting State. Either Contracting State
may terminate the Convention, through diplomatic channels, by giving written notice of termination at least
six months before the end of any calendar year. In such event, the Convention shall cease to have effect in
both Contracting States:

(a) in respect of taxes withheld at source, on income derived on or after the first day of January in the
calendar year next following the year in which the notice has been given;

(b) in respect of other taxes on income and taxes on capital, for taxes chargeable for any fiscal year
beginning on or after the first day of January in the calendar year next following the year in which the
notice has been given.

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned, duly authorised thereto, have signed this Convention.
DONE in duplicate at Tallinn, on April 5, 2001, in the German, Estonian and English languages, all
three texts being equally authentic. In the case of divergence of interpretation the English text shall prevail.

For the Republic of Austria:
Ferrero-Waldner

For the Republic of Estonia:
llves
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11. Abkommen zwischen der Republik Osterreich und der Republik Estland zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermogen
(NR: GP XXI RV 598 AB 818 S. 81. BR: AB 6461 S. 681.)

11.
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluss des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN

zwischen der Republik Osterreich und der Republik Estland zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermogen

Die Republik Osterreich und die Republik Estland, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermogen
abzuschlieflen,

haben Folgendes vereinbart:

Artikel 1
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE PERSONEN

Dieses Abkommen gilt fiir Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten an-
sdssig sind.

Artikel 2
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Riicksicht auf die Art der Erhebung, fiir Steuern vom Einkommen
und vom Vermodgen, die fiir Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskorperschaften erhoben
werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen gelten alle Steuern, die vom Gesamt-
einkommen, vom Gesamtvermdgen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermogens erhoben wer-
den, einschlieBlich der Steuern vom Gewinn aus der VerduBerung beweglichen oder unbeweglichen Ver-
mogens sowie der Steuern vom Vermdgenszuwachs.

(3) Zu den bestehenden Steuern, fiir die das Abkommen gilt, gehéren insbesondere

a) in Osterreich:
1. die Einkommensteuer;
2. die Korperschaftsteuer;
3. die Grundsteuer;
4. die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben;
5. die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstiicken;
(im Folgenden als ,,6sterreichische Steuer” bezeichnet);
b) in Estland:
1. die Einkommensteuer (tulumaks);
2. die lokale Einkommensteuer (kohalik tulumaks);

36 I 14
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3. die Grundsteuer (maamaks);
(im Folgenden als ,,estnische Steuer bezeichnet).

(4) Das Abkommen gilt auch fiir alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen dhnlicher Art, die nach
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben wer-
den. Die zustindigen Behorden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen eingetrete-
nen wesentlichen Anderungen mit.

Artikel 3
ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert,
a) bedeutet der Ausdruck ,,Osterreich® die Republik Osterreich;

b) bedeutet der Ausdruck ,,Estland“ die Republik Estland und, im geographischen Sinn verwendet,
das Hoheitsgebiet Estlands und alle an die Hoheitsgewédsser Estlands angrenzenden Gebiete, in
denen Estland nach dem Recht Estlands und in Ubereinstimmung mit dem Vélkerrecht seine
Rechte hinsichtlich des Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes sowie ihrer Bodenschétze
ausiiben darf;

c) bedeuten die Ausdriicke ,.ein Vertragsstaat” und ,der andere Vertragsstaat, je nach dem Zu-
sammenhang, Osterreich oder Estland;

d) umfasst der Ausdruck ,,Person natiirliche Personen, Gesellschaften und alle anderen Personen-
vereinigungen;

e) bedeutet der Ausdruck ,,Gesellschaft™ juristische Personen oder Rechtstréger, die fiir die Besteue-
rung wie juristische Personen behandelt werden;

f) bedeuten die Ausdriicke ,,Unternechmen eines Vertragsstaats™ und ,,Unternehmen des anderen
Vertragsstaats®, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat anséssigen
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansédssigen
Person betrieben wird;

g) bedeutet der Ausdruck ,internationaler Verkehr” jede Beforderung mit einem Seeschiff oder
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen eines Vertragsstaats betrieben wird, es sei denn, das
Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschlie8lich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrie-
ben;

h) bedeutet der Ausdruck ,,zustdndige Behorde
i) in Osterreich: den Bundesminister fiir Finanzen oder dessen bevollméchtigten Vertreter;

ii) in Estland: den Minister fiir Finanzen oder dessen bevollmédchtigten Vertreter;

i) bedeutet der Ausdruck ,,Staatsangehoriger

i) jede natiirliche Person, die die Staatsangehdrigkeit eines Vertragsstaats besitzt;

ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem
in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist.

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm im An-
wendungszeitraum nach dem Recht dieses Staates iiber die Steuern zukommt, fiir die das Abkommen gilt,
wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden Steuerrecht den Vorrang vor einer Be-
deutung hat, die der Ausdruck nach anderem Recht dieses Staates hat.

Artikel 4
ANSASSIGE PERSON

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,,eine in einem Vertragsstaat ansissige Per-
son“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres stindigen
Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschéftsleitung, des Ortes ihrer Griindung oder eines anderen dhnlichen
Merkmals steuerpflichtig ist, und umfasst auch diesen Staat und seine Gebietskorperschaften. Der Aus-
druck umfasst jedoch nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit Einkiinften aus Quellen in diesem
Staat oder mit in diesem Staat gelegenem Vermogen steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natiirliche Person in beiden Vertragsstaaten ansissig, so gilt Folgendes:

a) Die Person gilt als nur in dem Staat anséssig, in dem sie iiber eine stindige Wohnstéitte verfligt;
verfiigt sie in beiden Staaten iiber eine stdndige Wohnstitte, so gilt sie als nur in dem Staat ansis-
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sig, zu dem sie die engeren personlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der
Lebensinteressen);

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer Lebensinteres-
sen hat, oder verfiigt sie in keinem der Staaten iiber eine stindige Wohnstitte, so gilt sie als nur
in dem Staat anséssig, in dem sie ihren gewdhnlichen Aufenthalt hat;

c) hat die Person ihren gewohnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so
gilt sie als nur in dem Staat anséssig, dessen Staatsangehdriger sie ist;

d) ist die Person Staatsangehoriger beider Staaten oder keines der Staaten, so regeln die zustindigen
Behorden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natiirliche Person in beiden Vertragsstaaten anséssig, so
werden sich die zustindigen Behdrden der Vertragsstaaten bemiihen, die Frage in gegenseitigem Einver-
nehmen zu regeln und die Art der Anwendung dieses Abkommens auf diese Person festzulegen. In Er-
mangelung eines solchen Einvernehmens gilt die Person fiir Zwecke der Inanspruchnahme von Abkom-
mensvorteilen als in keinem der beiden Vertragsstaaten anséssig.

Artikel 5
BETRIEBSTATTE

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,Betriebstitte eine feste Geschéfts-
einrichtung, durch die die Tétigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgetibt wird.

(2) Der Ausdruck ,,Betriebstétte” umfasst insbesondere:
a) einen Ort der Leitung,

b) eine Zweigniederlassung,

¢) eine Geschiftsstelle,

d) eine Fabrikationssttte,

e) eine Werkstétte und

f) ein Bergwerk, ein Ol- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stitte der Aus-
beutung von Bodenschitzen.

(3) Eine Bauausfiihrung oder Montage oder eine damit zusammenhiingende Uberwachungstitigkeit
ist nur dann eine Betriebstitte, wenn diese Ausfiihrung, Montage oder Tétigkeit die Dauer von neun Mo-
naten iiberschreitet.

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstitten:

a) Einrichtungen, die ausschlieBlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Giitern oder
Waren des Unternehmens benutzt werden;

b) Bestdnde von Giitern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieBlich zur Lagerung, Aus-
stellung oder Auslieferung unterhalten werden;

¢) Bestdnde von Giitern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieBlich zu dem Zweck unter-
halten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden;

d) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschlie8lich zu dem Zweck unterhalten wird, fiir das Un-
ternehmen Giiter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen;

e) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschlieBlich zu dem Zweck unterhalten wird, fiir das Un-
ternehmen andere Tétigkeiten auszuiiben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstétigkeit dar-
stellen;

f) eine feste Geschiftseinrichtung, die ausschlieBlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der
unter lit. a bis e genannten Tétigkeiten auszuiiben, vorausgesetzt, dass die sich daraus ergebende
Gesamttitigkeit der festen Geschéftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstétigkeit
darstellt.

(5) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhéngigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 — fiir ein
Unternehmen tdtig und besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unternehmens
Vertrige abzuschlieBen, und iibt sie die Vollmacht dort gewdhnlich aus, so wird das Unternehmen unge-
achtet der Absitze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat fiir alle von der Person fiir das Unter-
nehmen ausgeiibten Tétigkeiten eine Betriebstitte, es sei denn, diese Tatigkeiten beschrinken sich auf die
in Absatz 4 genannten Tétigkeiten, die, wiirden sie durch eine feste Geschéftseinrichtung ausgeiibt, diese
Einrichtung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebstétte machten.
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(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstitte in einem
Vertragsstaat, weil es dort seine Tétigkeit durch einen Makler, Kommissionér oder einen anderen unab-
hingigen Vertreter ausiibt, sofern diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschéftstitigkeit han-
deln. Wenn die Tatigkeit dieses Vertreters jedoch ausschlieBlich oder fast ausschlieBlich fiir dieses Unter-
nehmen erfolgt und die Bedingungen zwischen dem Vertreter und dem Unternehmen von denen abwei-
chen, die unabhéngige Personen miteinander vereinbaren wiirden, so gilt der Vertreter nicht als unabhén-
giger Vertreter im Sinne dieses Absatzes. In diesem Fall ist Absatz 5 anzuwenden.

(7) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansidssige Gesellschaft eine Gesellschaft be-
herrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat anséssig ist oder dort
(entweder durch eine Betriebstétte oder auf andere Weise) ihre Tatigkeit ausiibt, wird keine der beiden
Gesellschaften zur Betriebstitte der anderen.

Artikel 6
EINKUNFTE AUS UNBEWEGLICHEM VERMOGEN

(1) Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person aus unbeweglichem Vermdgen (ein-
schlieBlich der Einkiinfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen Vertrags-
staat liegt, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Der Ausdruck ,,unbewegliches Vermogen* hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des Ver-
tragsstaats zukommt, in dem das Vermdgen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehor zum
unbeweglichen Vermdgen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die
Rechte, fiir die die Vorschriften des Privatrechts {iber Grundstiicke gelten, jede Option oder dhnliches
Recht auf den Erwerb von unbeweglichem Vermdgen, Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermogen
sowie Rechte auf verdnderliche oder feste Vergiitungen fiir die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeu-
tung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschitzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten
nicht als unbewegliches Vermdgen.

(3) Absatz 1 gilt fir Einkiinfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermdgens als auch fiir Einkiinfte aus der VerduBe-
rung von unbeweglichem Vermogen.

(4) Sind mit dem Eigentum an Aktien oder sonstigen Gesellschaftsanteilen fiir den Eigentiimer die-
ser Aktien oder Gesellschaftsanteile Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermdgen verbunden, das der
Gesellschaft gehort, so diirfen die Einkiinfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Ver-
pachtung sowie jeder anderen Art der Verwertung eines solchen Rechtes in dem Vertragsstaat besteuert
werden, in dem das unbewegliche Vermdgen liegt.

(5) Die Absitze 1, 3 und 4 gelten auch fiir Einkiinfte aus unbeweglichem Vermdgen eines Unter-
nehmens und fiir Einkiinfte aus unbeweglichem Vermdgen, das der Ausiibung einer selbstdndigen Arbeit
dient.

Artikel 7
UNTERNEHMENSGEWINNE

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats diirfen nur in diesem Staat besteuert werden,
es sei denn, das Unternehmen iibt seine Téatigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene Be-
triebstitte aus. Ubt das Unternehmen seine Titigkeit auf diese Weise aus, so diirfen die Gewinne des
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstitte zuge-
rechnet werden kdnnen.

(2) Ubt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Titigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine
dort gelegene Betriebstétte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser
Betriebstitte die Gewinne zugerechnet, die sie hitte erzielen kdnnen, wenn sie eine gleiche oder dhnliche
Tatigkeit unter gleichen oder dhnlichen Bedingungen als selbstéindiges Unternehmen ausgetibt hitte und
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstitte sie ist, vollig unabhéngig gewesen wére.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstitte werden die fiir diese Betriebstitte entstande-
nen Aufwendungen, einschlieBlich der Geschéftsfiihrungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, zum
Abzug zugelassen, gleichgiiltig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstitte liegt, oder anderswo ent-
standen sind.

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat iiblich ist, die einer Betriebstitte zuzurechnenden Gewinne
durch Aufteilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, schlieft
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Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat die zu besteuernden Gewinne nach der iiblichen Aufteilung
ermittelt; die gewdhlte Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, dass das Ergebnis mit den Grundsétzen
dieses Artikels iibereinstimmt.

(5) Auf Grund des blofien Einkaufs von Giitern oder Waren fiir das Unternehmen wird einer Betrieb-
stitte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absitze sind die der Betriebstitte zuzurechnenden Gewin-
ne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass ausreichende Griinde dafiir bestehen, anders
zu verfahren.

(7) Gehoren zu den Gewinnen Einkiinfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt wer-
den, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht beriihrt.

(8) Dieser Artikel hindert keinen Vertragsstaat daran, sein Recht in Bezug auf die Besteuerung von
Personen anzuwenden, die Versicherungsgeschéfte ausiiben. Diese Steuer darf aber 5,4 vom Hundert des
Bruttobetrags der Pramien der Versicherungsgeschifte nicht iibersteigen.

(9) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Gewinne* umfassjc_ auch Gewinne eines Gesell-
schafters aus seiner Beteiligung an einer Personengesellschaft und im Fall Osterreichs auch aus der Betei-
ligung an einer stillen Gesellschaft des Osterreichischen Rechts.

Artikel 8
SEESCHIFFFAHRT UND LUFTFAHRT

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luft-
fahrzeugen im internationalen Verkehr diirfen nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 gilt auch fiir Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft
oder einer internationalen Betriebsstelle.

Artikel 9
VERBUNDENE UNTERNEHMEN
(1) Wenn

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschiftsleitung, der
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschéftsleitung, der Kontrolle oder dem
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen Vertrags-
staats beteiligt sind

und in diesen Féllen die beiden Unternehmen in ihren kaufménnischen oder finanziellen Beziehungen an
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhingige Un-
ternehmen miteinander vereinbaren wiirden, so dirfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne
diese Bedingungen erzielt hitte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden.

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne zuge-
rechnet — und entsprechend besteuert —, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in diesem
Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das Un-
ternehmen des erstgenannten Staates erzielt hitte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbar-
ten Bedingungen die gleichen gewesen wéren, die unabhéngige Unternehmen miteinander vereinbaren
wiirden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Anderung der dort von diesen Gewinnen erhobe-
nen Steuer vor. Bei dieser Anderung sind die {ibrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu beriicksichti-
gen; erforderlichenfalls werden die zustdndigen Behorden der Vertragsstaaten einander konsultieren.

Artikel 10
DIVIDENDEN

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansédssige Gesellschaft an eine im anderen Vertrags-
staat ansdssige Person zahlt, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden diirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft anséssig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat ansissige Person ist, nicht iiber-
steigen:



144 BGBI. III — Ausgegeben am 11. Februar 2003 — Nr. 11

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine Gesell-
schaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar iiber mindestens 25 vom Hundert
des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfiigt;

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Féllen.
Dieser Absatz beriihrt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen die
Dividenden gezahlt werden.

(3) Der in diesem Artikel Verwendete Ausdruck ,,Dividenden® bedeutet Einkiinfte aus Aktien, Ge-
nussaktien oder Genussscheinen, Kuxen, Griinderanteilen oder anderen Rechten — ausgenommen Forde-
rungen — mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkiinfte, die
nach dem Recht des Staates, in dem die ausschiittende Gesellschaft anséssig ist, den Einkiinften aus Akti-
en steuerlich gleichgestellt sind.

(4) Die Absiétze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansidssige Nut-
zungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansdssig ist,
eine gewerbliche Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstitte oder eine selbstidndige Arbeit durch eine
dort gelegene feste Einrichtung ausiibt und die Beteiligung, fiir die die Dividenden gezahlt werden, tat-
sachlich zu dieser Betriebstitte oder festen Einrichtung gehort. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungs-
weise Artikel 14 anzuwenden.

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansdssige Gesellschaft Gewinne oder Einkiinfte aus dem an-
deren Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansdssige Person gezahlt werden
oder dass die Beteiligung, fiir die die Dividenden gezahlt werden, tatsdchlich zu einer im anderen Staat
gelegenen Betriebstitte oder festen Einrichtung gehdrt, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer fiir
nichtausgeschiittete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtaus-
geschiitteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkiinften
bestehen.

Artikel 11
ZINSEN

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat anséssige
Person gezahlt werden, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Zinsen diirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Zinsen eine im
anderen Vertragsstaat anséssige Person ist, 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Zinsen nicht iiberstei-
gen.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt Folgendes:

a) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und von der Regierung des anderen Vertragsstaats,
einschlieBlich seiner Gebietskorperschaften, der Zentralbank oder einer Finanzinstitution, die
sich zur Ginze im Eigentum dieser Regierung befindet, als Nutzungsberechtigter bezogen wer-
den, oder Zinsen, die aus Darlehen bezogen werden, fiir die diese Regierung biirgt, sind von der
Besteuerung im erstgenannten Staat ausgenommen;

b) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen, diirfen nur im anderen Vertragsstaat besteuert
werden, wenn
i) der Empféinger im anderen Staat ansdssig ist, und

ii) der Empfanger ein Unternehmen des anderen Staates und der Nutzungsberechtigte der Zinsen
ist, und

iii) die Zinsen fiir Darlehen gezahlt werden, die im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren
oder von gewerblichen, kaufménnischen oder wissenschaftlichen Ausriistungen auf Kredit
durch das Unternehmen an ein Unternehmen des erstgenannten Staates stehen, es sei denn, der
Verkauf oder das Darlehen wird zwischen verbundenen Personen getitigt bezichungsweise
gewidhrt,

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Zinsen bedeutet Einkiinfte aus Forderungen jeder
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstiicken gesichert sind, und insbesondere
Einkiinfte aus 6ffentlichen Anleihen und aus Obligationen einschlieBlich der damit verbundenen Aufgel-
der und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschlige fiir verspitete Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne
dieses Artikels.
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(5) Die Absitze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat anséssige Nut-
zungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tatigkeit
durch eine dort gelegene Betriebstitte oder eine selbstdndige Arbeit durch eine dort gelegene feste Ein-
richtung ausiibt und die Forderung, fiir die die Zinsen gezahlt werden, tatsdchlich zu dieser Betriebstitte
oder festen Einrichtung gehort. In diesem Fall ist Artikel 7 bezichungsweise Artikel 14 anzuwenden.

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in diesem
Staat ansédssige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Riicksicht darauf, ob er in einem
Vertragsstaat anséssig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstétte oder eine feste Einrichtung
und ist die Schuld, fiir die die Zinsen gezahlt werden, fiir Zwecke der Betriebstitte oder der festen Ein-
richtung eingegangen worden und trigt die Betriebstitte oder die feste Einrichtung die Zinsen, so gelten
die Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstitte oder die feste Einrichtung liegt.

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ih-
nen und einem Dritten besondere Beziechungen und iibersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Bezie-
hungen vereinbart hétten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall
kann der libersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Beriicksichtigung der
anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden.

Artikel 12
LIZENZGEBUHREN

(1) Lizenzgebiihren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat an-
sdssige Person gezahlt werden, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Lizenzgebiihren diirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Lizenz-
gebiihren eine im anderen Vertragsstaat ansdssige Person ist, nicht {ibersteigen:

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebiihren, die fiir die Benutzung gewerblicher,
kaufménnischer oder wissenschaftlicher Ausriistungen gezahlt werden;

b) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebiihren in allen anderen Féllen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Lizenzgebiihren* bedeutet Vergiitungen jeder Art,
die fiir die Benutzung oder fiir das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, kiinstleri-
schen oder wissenschaftlichen Werken, einschlieBlich kinematographischer Filme und Filme oder Biander
fiir Rundfunk und Fernsehen, von Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plédnen, geheimen Formeln
oder Verfahren oder fiir die Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufménnischer oder
wissenschaftlicher Ausriistungen oder fiir die Mitteilung gewerblicher, kaufménnischer oder wissen-
schaftlicher Erfahrungen gezahlt werden.

(4) Die Absitze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansissige Nut-
zungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebiihren stammen, eine gewerbliche Ta-
tigkeit durch eine dort gelegene Betriebstétte oder eine selbstindige Arbeit durch eine dort gelegene feste
Einrichtung ausiibt und die Rechte oder Vermdgenswerte, fiir die die Lizenzgebiihren gezahlt werden,
tatsdchlich zu dieser Betriebstitte oder festen Einrichtung gehoéren. In diesem Fall ist Artikel 7 bezie-
hungsweise Artikel 14 anzuwenden.

(5) Lizenzgebiihren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner eine in
diesem Staat ansdssige Person ist. Hat aber der Schuldner der Lizenzgebiihren, ohne Riicksicht darauf, ob
er in einem Vertragsstaat ansdssig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebstitte oder eine feste
Einrichtung und ist die Verpflichtung zur Zahlung der Lizenzgebiihren fiir Zwecke der Betriebstitte oder
der festen Einrichtung eingegangen worden und trigt die Betriebstitte oder die feste Einrichtung die Li-
zenzgebiihren, so gelten die Lizenzgebiihren als aus dem Staat stammend, in dem die Betriebstitte oder
die feste Einrichtung liegt.

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von ih-
nen und einem Dritten besondere Beziehungen und iibersteigen deshalb die Lizenzgebiihren, gemessen an
der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Bezie-
hungen vereinbart hétten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall
kann der libersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Beriicksichtigung der
anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden.
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Artikel 13
GEWINNE AUS DER VERAUSSERUNG VON VERMOGEN

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansissige Person aus der VerduBerung von unbeweg-
lichem Vermdgen im Sinne des Artikels 6 bezieht, das im anderen Vertragsstaat liegt, oder von Anteilen
an einer Gesellschaft, deren Vermogenswerte hauptsiachlich aus solchem Vermogen bestehen, diirfen im
anderen Staat besteuert werden.

(2) Gewinne aus der VerduBerung beweglichen Vermogens, das Betriebsvermdgen einer Betrieb-
stitte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen
Einrichtung gehort, die einer in einem Vertragsstaat ansissigen Person fiir die Ausiibung einer selbsténdi-
gen Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfligung steht, einschlieBlich derartiger Gewinne, die bei der
Verduferung einer solchen Betriebstitte (allein oder mit dem iibrigen Unternehmen) oder einer solchen
festen Einrichtung erzielt werden, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(3) Gewinne, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats aus der VerduBerung von Seeschiffen oder
Luftfahrzeugen bezieht, die von diesem Unternehmen im internationalen Verkehr betrieben werden, und
von beweglichem Vermogen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, diirfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

(4) Gewinne aus der VerduBerung des in den Absétzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermogens diirfen
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der VerdufBerer anséssig ist.

Artikel 14
SELBSTANDIGE ARBEIT

(1) Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat anséssige natiirliche Person aus einem freien Beruf
oder aus sonstiger selbstidndiger Téatigkeit bezieht, diirfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei
denn, dass der Person im anderen Vertragsstaat fiir die Ausiibung ihrer Tatigkeit gewdhnlich eine feste
Einrichtung zur Verfligung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur Verfiigung, so diirfen die
Einkiinfte im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zuge-
rechnet werden konnen. Hélt sich eine in einem Vertragsstaat ansdssige natiirliche Person im anderen
Vertragsstaat insgesamt langer als 183 Tage innerhalb eines Zeitraums von zwolf Monaten, der wahrend
des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, auf, gilt sie fiir diese Zwecke als eine Person, der im
anderen Staat gewohnlich eine feste Einrichtung zur Verfiigung steht; die Einkiinfte, die sie aus ihrer
oben genannten und im anderen Staat ausgeiibten Tétigkeit bezieht, diirfen dieser festen Einrichtung zu-
gerechnet werden.

(2) Der Ausdruck ,,.freier Beruf* umfasst insbesondere die selbstindig ausgeiibte wissenschaftliche,
literarische, kiinstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tétigkeit sowie die selbsténdige Tatigkeit
der Arzte, Rechtsanwilte, Ingenieure, Architekten, Zahnérzte und Buchsachverstéindigen.

Artikel 15
UNSELBSTANDIGE ARBEIT

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 diirfen Gehilter, Lohne und dhnliche Vergiitungen, die
eine in einem Vertragsstaat ansidssige Person aus unselbstindiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgeiibt. Wird die Arbeit dort
ausgelibt, so diirfen die dafiir bezogenen Vergiitungen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 diirfen Vergiitungen, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person
fiir eine im anderen Vertragsstaat ausgeiibte unselbstindige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat
besteuert werden, wenn

a) der Empfianger sich im anderen Staat insgesamt nicht langer als 183 Tage innerhalb eines Zeit-
raums von zwOlf Monaten, der wihrend des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, aufhalt
und

b) die Vergiitungen von einem Arbeitgeber oder fiir einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im
anderen Staat ansdssig ist, und

¢) die Vergiitungen nicht von einer Betriebstitte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die
der Arbeitgeber im anderen Staat hat.

(3) Ungeachtet der vorstechenden Bestimmungen dieses Artikels diirfen Vergiitungen fiir unselb-
stindige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das von einem Unternehmen eines
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Vertragsstaats im internationalen Verkehr betrieben wird, ausgeiibt wird, in diesem Staat besteuert wer-
den.

Artikel 16
AUFSICHTSRATS- UND VERWALTUNGSRATSVERGUTUNGEN

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergiitungen und &hnliche Zahlungen, die eine in einem Ver-
tragsstaat ansdssige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats oder
eines anderen dhnlichen Organs einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansissig ist,
diirfen im anderen Staat besteuert werden.

Artikel 17
KUNSTLER UND SPORTLER

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 diirfen Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat anséssige
Person als Kiinstler, wie Bithnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkiinstler sowie Musiker, oder als Sport-
ler aus ihrer im anderen Vertragsstaat personlich ausgeiibten Téatigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert
werden.

(2) FlieBen Einkiinfte aus einer von einem Kiinstler oder Sportler in dieser Eigenschaft personlich
ausgelibten Tatigkeit nicht dem Kiinstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so diirfen
diese Einkiinfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der
Kiinstler oder Sportler seine Tatigkeit ausiibt.

(3) Die Absidtze 1 und 2 gelten nicht fiir Einkiinfte aus der von einem Kiinstler oder Sportler in ei-
nem Vertragsstaat ausgelibten Téatigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder vorwiegend aus
offentlichen Kassen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskdrperschaften
unterstiitzt wird. In diesem Fall diirfen die Einkiinfte nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem
der Kiinstler oder Sportler anséssig ist.

Artikel 18
RUHEGEHALTER

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 diirfen Ruhegehélter und dhnliche Vergiitungen, die einer in
einem Vertragsstaat anséssigen Person fiir frithere unselbstindige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem
Staat besteuert werden.

Artikel 19
OFFENTLICHER DIENST

(1) a) Gehaélter, Lohne und dhnliche Vergiitungen, ausgenommen Ruhegehilter, die von einem
Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskorperschaften an eine natiirliche Person fiir die diesem
Staat oder der Gebietskorperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, diirfen nur in diesem
Staat besteuert werden.

b) Diese Gehilter, Lohne und dhnlichen Vergiitungen diirfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat
besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natiirliche Person
in diesem Staat anséssig ist und

1) ein Staatsangehoriger dieses Staates ist oder

ii) nicht ausschlielich deshalb in diesem Staat ansdssig geworden ist, um die Dienste zu
leisten.

(2) a) Ruhegehilter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskdrperschaften oder aus
einem von diesem Staat oder der Gebietskdrperschaft errichteten Sondervermogen an eine na-
tirliche Person fiir die diesem Staat oder der Gebietskorperschaft geleisteten Dienste gezahlt
werden, diirfen nur in diesem Staat besteuert werden.

b) Diese Ruhegehilter diirfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die
natiirliche Person in diesem Staat anséssig ist und ein Staatsangehoriger dieses Staates ist.

(3) Absatz 1 gilt auch fiir Vergiitungen, die an den Osterreichischen Handelsdelegierten in Estland
und an das Personal dieser dsterreichischen Au3enhandelsstelle gezahlt werden.
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(4) Auf Gehilter, Lohne und dhnliche Vergiitungen und Ruhegehilter fiir Dienstleistungen, die im
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tétigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskorper-
schaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 16, 17 oder 18 anzuwenden.

Artikel 20
STUDENTEN

Zahlungen, die ein Student, Praktikant, Lehrling oder eine in Ausbildung stehende Person, die sich
in einem Vertragsstaat ausschlieBlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhélt und die im anderen Ver-
tragsstaat ansdssig ist oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat ansdssig war, fiir
ihren Unterhalt, ihr Studium oder ihre Ausbildung erhilt, diirfen im erstgenannten Staat nicht besteuert
werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen auBerhalb dieses Staates stammen.

Artikel 21
ANDERE EINKUNFTE

(1) Einkiinfte einer in einem Vertragsstaat ansdssigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht
behandelt wurden, diirfen ohne Riicksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkiinfte als solche aus unbeweglichem Vermdgen im Sinne des Arti-
kels 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansdssige Empfanger im anderen
Vertragsstaat eine gewerbliche Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstétte oder eine selbstindige
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausiibt und die Rechte oder Vermdgenswerte, fiir die
die Einkiinfte gezahlt werden, tatséchlich zu dieser Betriebstitte oder festen Einrichtung gehdren. In die-
sem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden.

Artikel 22
VERMOGEN

(1) Unbewegliches Vermogen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansdssigen
Person gehort und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden.

(2) Bewegliches Vermdgen, das Betriebsvermodgen einer Betriebstitte ist, die ein Unternehmen eines
Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehort, die einer in ei-
nem Vertragsstaat anséssigen Person fiir die Ausiibung einer selbstiandigen Arbeit im anderen Vertrags-
staat zur Verfligung steht, darf im anderen Staat besteuert werden.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem Unternehmen eines Vertragsstaats im inter-
nationalen Verkehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermdgen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder
Luftfahrzeuge dient, diirfen nur in diesem Staat besteuert werden.

(4) Alle anderen Vermdgensteile einer in einem Vertragsstaat anséssigen Person diirfen nur in die-
sem Staat besteuert werden.

Artikel 23
VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG

(1) Bei einer in Osterreich ansissigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

a) Bezieht eine in Osterreich ansissige Person Einkiinfte oder hat sie Vermdgen und diirfen diese
Einkiinfte oder dieses Vermdgen nach diesem Abkommen in Estland besteuert werden, so nimmt
Osterreich vorbehaltlich der Buchstaben b bis e diese Einkiinfte oder dieses Vermdgen von der
Besteuerung aus;

b) Bezieht eine in Osterreich ansissige Person Einkiinfte, die nach den Artikeln 10, 11 und 12 in
Estland besteuert werden diirfen, so rechnet Osterreich auf die vom Einkommen dieser Person zu
erhebende Steuer den Betrag an, der der in Estland gezahlten Steuer entspricht. Der anzu-
rechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht iiber-
steigen, der auf die aus Estland bezogenen Einkiinfte entfallt;

¢) Einkiinfte oder Vermdgen einer in Osterreich ansissigen Person, die nach dem Abkommen von
der Besteuerung in Osterreich auszunehmen sind, diirfen gleichwohl in Osterreich bei der Fest-
setzung der Steuer fiir das iibrige Einkommen oder Vermdgen der Person einbezogen werden;

d) Einkiinfte, die eine in Osterreich anséssige Person bezieht und die Osterreich als Einkiinfte be-
trachtet, die auf Grund dieses Abkommens in Estland zu besteuern sind, diirfen dessen ungeach-
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tet in Osterreich besteuert werden, wenn Estland diese Einkiinfte nach Durchfiihrung eines Ver-
standigungsverfahrens auf Grund dieses Abkommens von der Besteuerung ausnimmt;

e) Bezieht eine in Osterreich ansissige Gesellschaft Dividenden von einer in Estland ansissigen
Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert des Gesellschaftskapitals hilt, so nimmt Os-
terreich unter den Voraussetzungen, wie sie in den allgemein anwendbaren Bestimmungen des
osterreichischen Rechts in Bezug auf das internationale Schachtelprivileg angefiihrt sind, diese
Dividenden von der Besteuerung aus.

(2) Bei einer in Estland anséssigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

a) Bezieht eine in Estland ansidssige Person Einkiinfte oder hat sie Vermdgen und diirfen diese Ein-
kiinfte oder dieses Vermdgen nach diesem Abkommen in Osterreich besteuert werden, so rechnet
Estland, sofern sein innerstaatliches Recht keine giinstigere Behandlung vorsieht,

i) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Oster-
reich gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht;

ii) auf die vom Vermdgen dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Osterreich
gezahlten Steuer vom Vermogen entspricht.

Der anzurechnende Betrag darf keinesfalls den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer
vom Einkommen oder vom Vermogen in Estland iibersteigen, dgr auf die Einkiinfte, die in Oster-
reich besteuert werden diirfen oder auf das Vermdgen, das in Osterreich besteuert werden darf,
entfallt.

b) Bezieht eine in Estland ansissige Gesellschaft Dividenden von einer in Osterreich ansissigen
Gesellschaft, an der sie mindestens 10 vom Hundert der mit vollem Stimmrecht ausgestatteten
Anteile hilt, umfasst fiir Zwecke der lit. a die in Osterreich gezahlte Steuer nicht nur die Steuer
auf Dividenden, sondern auch die gezahlte Steuer auf die zugrundeliegenden Gewinne der Ge-
sellschaft, aus denen die Dividenden gezahlt wurden.

Artikel 24
GLEICHBEHANDLUNG

(1) Staatsangehorige eines Vertragsstaats diirfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder
damit zusammenhéngenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die
Besteuerung und die damit zusammenhéngenden Verpflichtungen, denen Staatsangehorige des anderen
Staates unter gleichen Verhéltnissen, insbesondere hinsichtlich der Anséssigkeit, unterworfen sind oder
unterworfen werden konnen. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch fiir Personen, die in
keinem Vertragsstaat anséssig sind.

(2) Die Besteuerung einer Betriebstitte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Ver-
tragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungiinstiger sein als die Besteuerung von Unternechmen des
anderen Staates, die die gleiche Tétigkeit ausiiben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als ver-
pflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansidssigen Personen Steuerfreibetrige,
-vergilinstigungen und -erméafBigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu gewéh-
ren, die er seinen ansdssigen Personen gewéhrt.

(3) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden sind,
sind Zinsen, Lizenzgebiihren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im
anderen Vertragsstaat anséssige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansissige
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertrags-
staats gegeniiber einer im anderen Vertragsstaat ansédssigen Person hat, bei der Ermittlung des steuer-
pflichtigen Vermogens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden gegeniiber
einer im erstgenannten Staat ansdssigen Person zum Abzug zuzulassen.

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar
einer im anderen Vertragsstaat ansédssigen Person oder mehreren solchen Personen gehdrt oder ihrer Kon-
trolle unterliegt, diirfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhingenden Ver-
pflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusam-
menhdngenden Verpflichtungen, denen andere dhnliche Unternehmen des erstgenannten Staates unter-
worfen sind oder unterworfen werden kénnen.

(5) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 fiir Steuern jeder Art und Bezeichnung.

I 16
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Artikel 25
VERSTANDIGUNGSVERFAHREN

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Mallnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaa-
ten fiir sie zu einer Besteuerung fiihren oder fiihren werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so
kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren
Fall der zustindigen Behorde des Vertragsstaats, in dem sie anséssig ist, oder, sofern ihr Fall von Arti-
kel 24 Absatz 1 erfasst wird, der zustidndigen Behorde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsange-
horiger sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der MaBinahme unter-
breitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung fiihrt.

(2) Halt die zustdndige Behorde die Einwendung fiir begriindet und ist sie selbst nicht in der Lage,
eine befriedigende Losung herbeizufiihren, so wird sie sich bemiihen, den Fall durch Verstdndigung mit
der zustindigen Behorde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht ent-
sprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verstindigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzufiihren.

(3) Die zustdndigen Behorden der Vertragsstaaten werden sich bemiihen, Schwierigkeiten oder
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einver-
nehmen zu beseitigen. Sie konnen auch gemeinsam dariiber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fal-
len vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind.

(4) Die zustiandigen Behorden der Vertragsstaaten konnen zur Herbeifiihrung einer Einigung im Sin-
ne der vorstehenden Absédtze unmittelbar miteinander verkehren, gegebenenfalls auch durch eine aus
ihnen oder ihren Vertretern bestehende gemeinsame Kommission.

Artikel 26
INFORMATIONSAUSTAUSCH

(1) Die zusténdigen Behorden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur Durchfiih-
rung dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend die unter das
Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung
nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht eingeschrankt.
Alle Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die auf Grund
des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und diirfen nur den Personen oder
Behorden (einschlieBlich der Gerichte und der Verwaltungsbehorden) zugénglich gemacht werden, die
mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung
von Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befasst sind. Diese Personen
oder Behorden diirfen die Informationen nur fiir diese Zwecke verwenden. Sie diirfen die Informationen
in einem Gffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offen legen.

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat,
a) VerwaltungsmafBinahmen durchzufiihren, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses
oder des anderen Vertragsstaats abweichen;
b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im iiblichen Verwaltungsverfahren dieses
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden konnen;
¢) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein
Geschiftsverfahren preisgeben wiirden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspréche.

(3) Die Anwendung dieses Artikels bleibt einem Verwaltungsiibereinkommen zwischen den zustin-
digen Behorden der Vertragsstaaten vorbehalten.

Artikel 27

MITGLIEDER DIPLOMATISCHER MISSIONEN UND KONSULARISCHER
VERTRETUNGEN

Dieses Abkommen beriihrt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplomatischer
Missionen und konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Volkerrechts oder auf
Grund besonderer Ubereinkiinfte zustehen.
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Artikel 28
IN-KRAFT-TRETEN

(1) Die Vertragsstaaten benachrichtigen einander, wenn die verfassungsméfigen Voraussetzungen
fiir das In-Kraft-Treten dieses Abkommens erfiillt sind.

(2) Dieses Abkommen tritt ab dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die spétere der in Absatz 1 genannten
Mitteilungen erfolgt und seine Bestimmungen finden in beiden Vertragsstaaten Anwendung:

a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern auf Einkiinfte, die am oder nach dem
1. Janner des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem unmittelbar folgt, in dem das Abkom-
men in Kraft tritt;

b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermdgen auf Steuern, die fir
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Janner des Kalenderjahres beginnen, das
jenem unmittelbar folgt, in dem das Abkommen in Kraft tritt.

Artikel 29
KUNDIGUNG

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekiindigt wird. Jeder
Vertragsstaat kann das Abkommen auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer Frist von mindestens
sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich kiindigen. In diesem Fall findet das Abkommen
in beiden Vertragsstaaten nicht mehr Anwendung:

a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern auf Einkiinfte, die am oder nach dem
1. Janner des Kalenderjahres bezogen werden, das jenem unmittelbar folgt, in dem die Kiindi-
gung erfolgt ist;

b) in Bezug auf andere Steuern vom Einkommen und Steuern vom Vermdgen auf Steuern, die fiir
Steuerjahre erhoben werden, die am oder nach dem 1. Janner des Kalenderjahres beginnen, das
jenem unmittelbar folgt, in dem die Kiindigung erfolgt ist.

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehorig bevollméchtigten Unterfertigten dieses Abkommen
unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Tallinn, am 5. April 2001, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher, estni-
scher und englischer Sprache, wobei alle drei Texte gleichermafen authentisch sind. Im Zweifel ist der
englische Text maB3geblich.

Fiir die Republik Osterreich:
Ferrero-Waldner

Fiir die Republik Estland:
Ilves

Austria Vabariigi ja Eesti Vabariigi

vaheline tulu- ja kapitalimaksuga topeltmaksustamise viltimise ning maksudest
hoidumise tokestamise leping

Austria Vabariik ja Eesti Vabariik, soovides sdlmida lepingut tulu- ja kapitalimaksuga topeltmak-
sustamise valtimiseks,

on kokku leppinud jérgmises.

Artikkel 1
LEPINGU SUBJEKT

Leping kehtib isiku kohta, kes on {ihe voi mdlema lepinguosalise riigi resident.
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Artikkel 2
LEPINGU ESE

(1) Leping kehtib lepinguosalise riigi, selle alliiksuse v3i kohaliku omavalitsuse kehtestatud tulu- ja
kapitalimaksude kohta, sdltumata nende sissendudmise viisist.

(2) Tulumaksuna ja kapitalimaksuna kisitatakse kogutulult voi kogukapitalilt voi tulu- vai kapitalio-
salt vdetavat maksu. Tulumaksuna ja kapitalimaksuna vaadeldakse ka maksu, mis kehtestatakse vallas- ja
kinnisvara voorandamisest saadud tulu ning kapitali vadrtuse kasvu kohta.

(3) Maksud, mille kohta leping kehtib, on:
a) Austrias:
1. tulumaks (die Einkommensteuer);
2. ettevotte tulumaks (die Korperschaftsteuer);
3. maamaks (die Grundsteuer);
4.

pdllumajandus-ja metsandusettevotte maks (die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben);

5. maks vaba krundi véértusest (die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstiicken);
(edaspidi Austria maks);
b) Eestis:
1. tulumaks;
2. kohalik tulumaks;
3. maamaks;
(edaspidi Eesti maks).
(4) Lepingut kohaldatakse ka pérast lepingu allakirjutamist kehtestatava uue maksu suhtes, mis keh-
testatakse olemasoleva maksu asemel voi sellele lisaks, kui see on kehtivaga samane voi sama laadi. Le-

pinguosaliste riikide pddevad ametiisikud teevad teineteisele teatavaks asjaomaste maksuseaduste iga
tdhtsa muudatuse.

Artikkel 3
ULDMOISTED

(1) Lepingus kasutatakse jargmisi mdisteid, kui kontekst ei ndua teisiti:
a) Austria tdhendab Austria Vabariiki;

b) Eesti tdhendab Eesti Vabariiki ja geograafilises méttes Eesti territooriumi ning Eesti territoriaal-
vetega kiilgnevaid alasid, kus Eesti vdib Eesti seaduste ja rahvusvahelise diguse kohaselt teostada
oma digust merepohja ja maapdue ning seal leiduvate loodusvarade suhtes;

¢) lepinguosaline riik ja teine lepinguosaline riik tdhendavad kontekstist olenevalt kas Austriat voi
Eestit;

d) isik tdhendab fiiiisilist isikut, driithingut voi muud tihendust;

e) driithing on juriidiline isik v8i muu thendus, keda maksustatakse kui juriidilist isikut;

f) lepinguosalise riigi ettevdtja ja teise lepinguosalise riigi ettevotja tdhendavad kontekstist olene-
valt kas iihe vdi teise lepinguosalise riigi residendi ettevdtjat;

g) rahvusvaheline transport tdhendab lepinguosalise riigi ettevdtja mere-vdi ohutransporti, vilja
arvatud juhul kui mere-vdi dhutransport toimub ainult teises lepinguosalises riigis;

h) padev ametiisik tdhendab:
1) Austrias foderaalset rahandusministrit voi tema volitatud esindajat;
ii) Eestis rahandusministrit vdi tema volitatud esindajat;
i) kodanik tdhendab:
1) lepinguosalise riigi kodakondsusega isikut;
ii) juriidilist isikut vdi muud tihendust, kelle diguslik seisund on ette ndhtud lepinguosalise riigi
seadustega.

(2) Kui lepinguosaline riik kasutab lepingut kohaldades mdistet, mis on lepingus méératlemata, tuleb
lepinguga reguleeritavate maksude puhul mdistet tdlgendades ldhtuda selle riigi seaduses kasutatud méaa-
ratlusest, arvestades, et maksuseadustes esitatud moisted on iilimuslikud.
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Artikkel 4
RESIDENT

(1) Selles lepingus tdhendab mdiste lepinguosalise riigi resident isikut, kes on selle riigi seaduste
alusel maksukohustuslane elu- voi asukoha, juhtkonna asukoha voi asutamiskoha voi muu sellise kritee-
riumi jérgi. Moiste hdolmab ka riiki ja riiklikku alliiksust voi kohalikku omavalitsust. Mdiste ei hdlma
isikut, kes on maksukohustuslane iiksnes seetdttu, et tema tuluallikas voi kapital asub selles riigis.

(2) Kui loike 1 kohaselt on fiiiisiline isik mdlema lepinguosalise riigi resident, mairatakse tema Oi-
guslik seisund jargmiselt:

a) ta on selle riigi resident, kus tal on alaline elukoht; kui tal on alaline elukoht mdlemas riigis, siis
on ta selle riigi resident, millega tal on tihedamad isiklikud ja majanduslikud sidemed (edaspidi
eluliste huvide keskus);

b) kui eluliste huvide keskust ei ole voimalik kindlaks méérata voi kui isikul ei ole alalist elukohta
kummaski riigis, siis on ta selle riigi resident, kus ta korduvalt viibib;

¢) kui isik viibib korduvalt mdlemas riigis vdi kui ta ei viibi korduvalt kummaski neist, siis on ta
selle riigi resident, mille kodanik ta on;

d) kui isik on mdlema lepinguosalise riigi kodanik vdi kui ta ei ole kummagi lepinguosalise riigi

kodanik, siis lahendatakse kiisimus lepinguosaliste riikide padevate ametiisikute kokkuleppel.

(3) Kui 1dike 1 kohaselt on isik, va fiilisiline isik, mdlema lepinguosalise riigi resident, siis otsusta-
vad lepinguosaliste riikide paddevad ametiisikud tema suhtes lepingu kohaldamise kokkuleppe teel. Kui
kokkuleppele ei jouta, siis ei kisitata isikut kummagi lepinguosalise riigi residendina ja lepingus ettené-
htud soodustusi talle ei kohaldata.

Artikkel 5
PUSIV TEGEVUSKOHT

(1) Selles lepingus tdhendab mdiste piisiv tegevuskoht kindlat kohta, mille kaudu téielikult v3i osali-
selt toimub ettevotja dritegevus.
(2) Piisivaks tegevuskohaks peetakse esmajoones:
a) juhtkonna asukohta;
b) filiaali;
¢) kontorit;
d) tehast;
e) tookoda; ja
f) kaevandust, nafta- ja gaasipuurauku, karjaari ning muud loodusvarade kasutamise kohta.
(3) Ehitusplatsi, ehitus-, montaazi- ja seadmestamistodde kohta ning jirelevalvetegevust peetakse
piisivaks tegevuskohaks iiksnes juhul, kui seal kestab tegevus iile itheksa kuu.
(4) Piisivaks tegevuskohaks ei peeta:

a) ehitist, mida ettevotja kasutab iiksnes kauba ja materjali ladustamiseks, viljapanekuks voi
kohaletoimetamiseks;

b) kohta, kus ettevote hoiab kaubavaru ladustamiseks, viljapanekuks voi kohaletoimetamiseks;

c) kohta, kus ettevote hoiab teisele ettevotjale tootlemiseks antavat kaupa;

d) dritegevuse kindlat asukohta, mida peetakse ettevdtjale vajalike kaupade ostmiseks vai driteabe
kogumiseks;

e) dritegevuse kindlat asukohta, mida peetakse ettevotjale vajalike ettevalmistus- vOi abitdode
tegemiseks;

f) dritegevuse kindlat asukohta, mida peetakse mitmete punktides a—e loetletud tegevuste eesmargil,
kui see tegevus on ettevalmistavat voi abistavat laadi.

(5) Vaatamata ldikes 1 ja 2 sitestatule, kui isik, kes ei ole sdltumatu esindaja vastavalt 15ikele 6,
tegutseb ettevotja nimel ning on volitatud s6lmima ja korduvalt sdlmib lepinguosalises riigis ettevotja
nimel lepinguid, siis loetakse sel ettevotjal olevat piisiv tegevuskoht selles riigis kdikide sellise isiku poolt
ettevotja jaoks sooritatud tehingute suhtes. Satestatu ei kehti 16ikes 4 loetletu kohta.

(6) Ettevotjal ei ole teises lepinguosalises riigis piisivat tegevuskohta, kui tal on seal ainult maakler,
tdievoliline esindaja v3i muu sdltumatu esindaja, kes tegutseb oma tavapirase aritegevuse raames. Kui
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selline esindaja tegutseb tdielikult voi valdavalt selle ettevGtja nimel, siis ei loeta teda soltumatuks
esindajaks. Sel juhul kehtivad 16ike 5 sdtted.

(7) Asjaolu, et lepinguosalise riigi residendist ariiihingul on oluline osalus teise lepinguosalise riigi
residendist &rilihingus, vOi et tema tegevus toimub teises riigis kas piisiva tegevuskoha kaudu voi muul
viisil, el muuda kumbagi driiihingut teineteise suhtes piisivaks tegevuskohaks.

Artikkel 6
KINNISVARATULU

(1) Kui lepinguosalise riigi residendil on teises lepinguosalises riigis kinnisvara, voib sellest saadud
tulu (sh pdllumajanduses vdi metsanduses kasutatavast kinnisvarast saadud tulu) maksustada teises
lepinguosalises riigis.

(2) Moiste kinnisvara méairatletakse vara asukohariigi seaduse alusel. Lepingu kohaselt késitatakse
kinnisvarana péraldisi, pdllumajanduses ja metsanduses kasutatavat sisseseadet ning eluskarja,
maaomandit késitlevate seadustega sdtestatud Oigusi ning optsioone ja muid selliseid kinnisvara
omandamise Gigusi, samuti kinnisvara kasutusvaldust ning loodusvarade kasutamisetasu ja loodusvarade
kasutamisediguse tasu. Kinnisvarana ei vaadelda laeva, paati ega Shusodidukit.

(3) Loige 1 kehtib kinnisvara otsesest kasutamisest vOi rendileandmisest voi muul viisil kasutamisest
ning kinnisvara vdorandamisest saadud tulu kohta.
g

(4) Kui éritihingus aktsiate kaudu vdi muul viisil osalemine annab isikule diguse kasutada dritihingu
kinnisvara, v3ib selle otsesest kasutamisest voi rendileandmisest voi muul viisil kasutamisest saadud tulu
maksustada kinnisvara asukohariigis.

(5) Loiked 1, 3 ja 4 kehtivad ka ettevotja kinnisvarast ning iseseisvalt oma kutsealal tegutseva
residendi kasutatavast kinnisvarast saadud tulu kohta.

Artikkel 7
ARIKASUM

(1) Lepinguosalise riigi ettevotja kasum maksustatakse ainult selles riigis. Kui ettevdtja tegutseb
piisiva tegevuskoha kaudu ka teises lepinguosalises riigis, vib seal maksustada selle kasumiosa, mis
saadakse selle piisiva tegevuskoha kaudu.

(2) Teises lepinguosalises riigis asuva piisiva tegevuskoha kaudu saadavaks peetakse kummaski
lepinguosalises riigis kasumit, mida teises riigis asuva ettevotja suhtes iseseisev ettevdtja oleks vdinud
saada oma riigis asuvas piisivas tegevuskohas samades v3i sama laadi oludes vdi samal v3i sama laadi
tegevusalal tegutsedes. Kasum arvutatakse 16ike 3 kohaselt.

(3) Pusiva tegevuskoha kaudu saadavat kasumit arvutades on lubatud maha arvata juhtimis- ja
halduskulud, sGltumata sellest, kas need tekkisid piisiva tegevuskoha riigis voi mujal. Kulud arvatakse
mabha siseriikliku seaduse alusel.

(4) Loikega 2 ei ole vastuolus arvutada maksustatav kasum selle artikli alusel, jargides pdhimotteid,
mida lepinguosaline riik rakendab ettevotja kogukasumit jaotades kuid tulemus peab olema kooskolas
selle artikliga.

(5) Kasumit ei peeta piisiva tegevuskoha kaudu saaduks, kui ettevotja liksnes ostab selle kaudu
kaupa.

(6) Eelmistes 10igetes késitletud kasumit arvutades rakendatakse igal aastal sama pShimdtet, kui ei
ole kiillaldast pdhjust seda muuta.

(7) Kui kasum holmab tulu, mida késitletakse eraldi lepingu teistes artiklites, siis kohaldatakse nende
artiklite satteid.

(8) See artikkel ei takista lepinguosalist riiki kohaldada kindlustustegevuse maksustamisel oma
seadust, kuid maksu voib votta kuni 5,4 protsenti kindlustusmaksete brutosummast.

(9) Selle artikli tdhenduses hdlmab mdiste ,kasum® ka kasumit, mida saab partnerluse vormis
osalemise eest partner. Eeltoodu kehtib Austria puhul ka Austria seaduste alusel loodud usaldusiihingus
(Stille Gesellschaft) osalemise kohta.
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Artikkel 8
MERE- JA OHUTRANSPORT

(1) Lepinguosalise riigi ettevdtja rahvusvahelisest mere- ja Ohutranspordist saadud kasum
maksustatakse ainult selles riigis.

(2) Loige 1 kehtib ka kasumi kohta, mis on saadud osalusest puulis voi muud liiki iihiséritegevuses
voi rahvusvahelises transpordiorganisatsioonis.

Artikkel 9
SEOTUD ETTEVOTJAD

(1) Kui
a) lepinguosalise riigi ettevotja otse vOi kaudselt osaleb teise lepinguosalise riigi ettevotja
juhtimises, kontrollimises voi kapitalis, voi
b) kui tal on selles osalus voi kui iikssama isik otse voi kaudselt osaleb mdlema riigi ettevotja
juhtimises voi kontrollimises
ning kui ettevotjad on otsustanud oma kaubandus- ja finantssuhetes jargida iseseisvate ettevotjate vahel
kokkulepitust erinevaid tingimusi, mille tdttu jaéb kasum eeldatavast viiksemaks, siis arvatakse ettevotja
kasumiks ja maksustatakse vastavalt eeldatav kasum.

(2) Kui lepinguosaline riik loeb selle riigi ettevotja kasum hulka — ja maksustab vastavalt — kasumit,
mille osas teise lepinguosalise riigi ettevdtja on selles teises riigis maksustatud, ja kui selline kasum on
kasum, mis oleks lisandunud esimesena mainitud riigi ettevotjale, kui nende kahe ettevStja vahelised
tingimused oleksid olnud sarnased iseseisvate ettevitjate vaheliste tingimustega, siis teine riik korrigeerib
maksu summat. Selle juures arvestatakse kdesoleva lepingu teisi sitteid ja lepinguosaliste riikide padevad
ametiisikud konsulteerivad vajadusel teineteisega.

Artikkel 10
DIVIDEND

(1) Dividendi, mida lepinguosalise riigi residendist &driithing maksab teise lepinguosalise riigi
residendile, voib maksustada teises lepinguosalises riigis.

(2) Dividendi voib maksustada ka selles lepinguosalises riigis, kus driithing on resident. Kui
dividendi saaja on teise lepinguosalise riigi resident, siis vOetakse dividendilt maksu kuni:
a) 5 protsenti dividendi brutosummast, kui dividendi saaja on ériithing, kellele otseselt kuulub
viahemalt 25 protsenti dividendi maksva ariiihingu kapitalist;
b) 15 protsenti dividendi brutosummast kdigil teistel juhtudel.
Lbiget ei kohaldata ariiihingu selle kasumi maksustamise suhtes, millest dividendi makstakse.

(3) Selles artiklis késitatakse dividendina tulu aktsiatest, jouissance-aktsiatest vOi jouissance-
Oigustest, kaevandusaktsiatest, asutajaaktsiatest voi muudest digustest osaleda kasumis, mis ei ole vdla-
nduded, ning tulu teistest osanikudigustest, mida dividendi jaotava é&riiihingu asukohariigi seaduse koha-
selt késitatakse aktsiatuluna.

(4) Loikeid 1 ja 2 ei kohaldata, kui lepinguosalise riigi residendist dividendisaaja &ritegevus toimub
piisiva tegevuskoha kaudu teises lepinguosalises riigis, kus dividendi maksev &ritihing on resident, vai kui
ta kindla asukoha kaudu tegutseb iseseisvalt oma kutsealal, ja saab dividendi piisiva tegevuskoha voi
kindla asukoha kaudu toimuva &ritegevusega seoses. Sel juhul kohaldatakse artiklit 7 voi artiklit 14.

(5) Kui lepinguosalise riigi residendist &riiihing saab kasumit voi tulu teisest lepinguosalisest riigist,
vOib see teine riik votta dritthingu makstavalt dividendilt maksu iiksnes juhul, kui dividendi makstakse
tema residendile voi selles riigis asuva piisiva tegevuskoha vai kindla asukoha kaudu toimuvas éritegevu-
ses osalejale. Teine lepinguosaline riik ei vdi maksustada aritihingu jaotamata kasumit isegi siis, kui divi-
dend vdi jaotamata kasum on téielikult voi osaliselt tekkinud selles riigis.

Artikkel 11
INTRESS

(1) Kui lepinguosalises riigis tekkinud intressi makstakse teise lepinguosalise riigi residendile, voib
intressi maksustada teises riigis.
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(2) Loikes 1 nimetatud intressi voib oma seaduste kohaselt maksustada ka see lepinguosaline riik,
kus intress tekib. Kui intressi saaja on teise lepinguosalise riigi resident, voib intressilt votta maksu kuni
10 protsenti intressi brutosummast.

(3) Vaatamata loikes 2 satestatule:

a) vabastatakse lepinguosalise riigi maksust selles riigis tekkiv intress, mille saajaks ja kasusaavaks
omanikuks on teise lepinguosalise riigi valitsus, sealhulgas riiklik alliiksus voi kohalik omavali-
tsus, keskpank voi riiklik finantsinstitutsioon, voi valitsuse tagatavalt laenult saadud intress;

b) maksustatakse lepinguosalises riigis tekkiv intress ainult teises lepinguosalises riigis, kui:
1) intressi saaja on selle teise riigi resident, ja
ii) intressi saaja on selle teise riigi ettevotja ja intressi kasusaav omanik, ja
iil) intressi makstakse seoses volgnevusega, mis on tekkinud selle ettevotja poolt kaupade voi

toostusliku, kaubandusliku voi teadusalase sisseseade krediitmiitigiga esimesena mainitud riigi
ettevotjale, vilja arvatud juhul, kui on tegemist miiiigi voi volgnevusega seotud isikute vahel.

(4) Selles artiklis kisitatakse intressina tulu tagatud voi tagamata vdlanduetest ja valitsuse vaértpabe-
ritest ning volakohustustest ja nendega seotud maksetest. Hilinenud makse eest voetavat viivist intressina
ei vaadelda.

(5) Loikeid 1, 2 ja 3 ei kohaldata, kui lepinguosalise riigi residendist intressisaaja éritegevus toimub
teises lepinguosalises riigis, kus intress tekib, asuva piisiva tegevuskoha kaudu voi kui ta kindla asukoha
kaudu tegutseb teises riigis iseseisvalt oma kutsealal, ja saab intressi piisiva tegevuskoha voi kindla asu-
koha kaudu toimuva dritegevusega seotud volandudelt. Sel juhul kohaldatakse artiklit 7 voi artiklit 14.

(6) Intress on tekkinud lepinguosalises riigis, kui maksja on selle riigi resident. Kui intressi maksjal,
kes on voi ei ole lepinguosalise riigi resident, on vdlgnevus tekkinud lepinguosalises riigis piisiva tegevu-
skoha voi kindla asukoha kaudu toimuva tegevuse tottu, ja intresse makstakse selle koha kaudu, on intress
tekkinud selles riigis.

(7) Kui intressi maksja ja intressi saaja voi nende mdlema ning muu isiku erisuhte tottu iiletab vola-
ndude eest makstava intressi summa selle summa, milles oleksid intressi maksja ja intressi saaja kokku
leppinud ilma sellise suhteta, kohaldatakse seda artiklit ainult viimati nimetatud summa suhtes. Ulema-
kstud intressisumma maksustatakse kummagi lepinguosalise riigi seaduse kohaselt, arvestades lepingu
teisi sétteid.

Artikkel 12
LITSENTSITASU

(1) Litsentsitasu, mis tekib lepinguosalises riigis ja mida makstakse teise lepinguosalise riigi resi-
dendile, vdib maksustada teises riigis.

(2) Litsentsitasu vdib oma seaduste kohaselt maksustada ka see lepinguosaline riik, kus litsentsitasu
tekib. Kui litsentsitasu saaja on teise lepinguosalise riigi resident, voib litsentsitasult votta maksu kuni:
a) 5 protsenti litsentsitasu brutosummast, mida makstakse to0stusliku, kaubandusliku voi teadusala-
se sisseseade kasutamise eest;

b) 10 protsenti litsentsitasu brutosummast iilejddnud juhtudel.

(3) Selles artiklis kisitatakse litsentsitasuna makset, mida saadakse kino- voi telefilmi voi raadio- voi
televisioonisaate salvestise, kirjandus- vdi kunstiteose, teadustdd, autoridiguse, patendi, kaubamirgi,
disaini voi mudeli, plaani vdi salajase valemi vdi tehnoloogilise protsessi kasutamise eest voi nende kasu-
tamise diguse eest. Litsentsitasuna vaadeldakse ka makseid, mida saadakse toostusliku, kaubandusliku voi
teadusalase sisseseade kasutamise voi tdostusliku, kaubandusliku voi teadusliku kogemuse kohta kiiva
informatsiooni kasutamise voi kasutamise diguse eest.

(4) Laikeid 1 ja 2 ei kohaldata, kui lepinguosalise riigi residendist litsentsitasusaaja &ritegevus toi-
mub piisiva tegevuskoha kaudu teises lepinguosalises riigis, kus litsentsitasu tekib, voi kui ta kindla asu-
koha kaudu tegutseb teises lepinguosalises riigis iseseisvalt oma kutsealal, ja saab litsentsitasu tegevusko-
ha voi kindla asukoha kaudu toimuvas &ritegevuses kasutatavast digusest voi varast. Sel juhul kohaldata-
kse artiklit 7 voi artiklit 14.

(5) Litsentsitasu on tekkinud lepinguosalises riigis, kui maksja on selle riigi resident. Kui litsentsita-
su maksjal, kes on voi ei ole lepinguosalise riigi resident, on litsentsitasu maksmise kohustus tekkinud
lepinguosalises riigis piisiva tegevuskoha voi kindla asukoha kaudu toimuva tegevuse tottu, ja litsentsita-
su makstakse selle koha kaudu, on litsentsitasu tekkinud selles riigis.
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(6) Kui litsentsitasu maksja ja litsentsitasu saaja voi nende mdlema ja muu isiku erisuhte tdttu iiletab
kasutamise, diguse vOi informatsiooni eest makstava litsentsitasu summa selle summa, milles oleksid
litsentsitasu maksja ja litsentsitasu saaja kokku leppinud ilma sellise suhteta, kohaldatakse seda artiklit
ainult viimati nimetatud summa suhtes. Ulemakstud litsentsitasusumma maksustatakse kummagi lepin-
guosalise riigi seaduse kohaselt, arvestades lepingu teisi sétteid.

Artikkel 13
KASU VARA VOORANDAMISEST

(1) Kapitalitulu, mida on lepinguosalise riigi resident saanud artiklis 6 kisitletud ja teises lepinguo-
salises riigis asuva kinnisvara voi sellise dritihingu aktsiate voorandamisest, kelle vara koosneb pohiliselt
teises lepinguosalises riigis asuvast kinnisvarast, vdib maksustada teises lepinguosalises riigis.

(2) Teises lepinguosalises riigis v3ib maksustada kapitalitulu, mida lepinguosalise riigi resident saab
teises lepinguosalises riigis piisiva tegevuskoha kaudu toimuvas dritegevuses voi teises lepinguosalises
riigis kindla asukoha kaudu iseseisvalt oma kutsealal tegutsedes kasutatava vallasvara (eraldi voi koos
kogu ettevotjaga) vodrandamisest.

(3) Kapitalitulu, mida lepinguosalise riigi ettevotja saab rahvusvahelisel transpordil kasutatava laeva-
voi 6husodiduki vodrandamisest voi nende kasutamiseks vajaliku vallasvara voorandamisest, maksustata-
kse ainult selles riigis.

(4) Loigetes 1, 2 ja 3 kisitlemata vara vodrandamisest saadav kapitalitulu maksustatakse tiksnes sel-
les lepinguosalises riigis, mille resident vodrandaja on.

Artikkel 14
ISESEISEV KUTSETEGEVUS

(1) Tulu, mida lepinguosalise riigi residendist fiiiisiline isik saab oma kutsetegevusest vdi muust t6-
Ost, mida ta teeb iseseisvalt, maksustatakse ainult selles riigis, kui tal ei ole teises lepinguosalises riigis
oma kutsetegevuseks voi muuks tooks vajalikku kindlat asukohta. Kui tal on seal kindel asukoht, siis v3ib
teises lepinguosalises riigis maksustada seda tuluosa, mida saadakse selle kindla asukoha kaudu. Asukoht
on kindel ja tulu on saadud kindla asukoha kaudu, kui lepinguosalise riigi residendist fiiiisiline isik viibib
teises lepinguosalises riigis lile 183 pdeva mone kaheteistkiimnekuulise perioodi véltel, mis algab voi
10peb vastaval rahandusaastal.

(2) Selles lepingus kasitatakse kutsetegevusena eraviisilist teadus- ja haridust66d, kirjandus- ja kun-
stiloomingut ning arsti, juristi, inseneri, arhitekti, hambaarsti ja raamatupidaja erapraksist.

Artikkel 15
PALGATOO

(1) Kui lepinguosalise riigi resident on tddtanud iiksnes selles riigis, maksustatakse tema palk ja t66-
tasu ainult selles riigis arvestades artikleid 16, 18 ja 19. Kui lepinguosalise riigi resident on td6tanud ka
teises lepinguosalises riigis, v3ib todtasu maksustada teises lepinguosalises riigis.

(2) Vaatamata 16ikes 1 sdtestatule maksustatakse iiksnes lepinguosalises riigis to6tasu, mille tema re-
sident on saanud teises lepinguosalises riigis, kui:

a) tasu saaja viibib teises lepinguosalises riigis rahandusaasta jooksul kokku kuni 183 pdeva mone
kaheteistkiimnekuulise perioodi viltel, mis algab v3i 10peb vastaval rahandusaastal;

b) tasu maksab to6andja voi tasu makstakse tddandja nimel, kes ei ole teise lepinguosalise riigi
resident;

¢) tasu ei saada tdoandja teises riigis asuva piisiva tegevuskoha voi kindla asukoha kaudu toimuvast
tegevusest.

(3) Selle artikli eelmiste 1digetega ei ole vastuolus maksustada lepinguosalises riigis tasu, mis on sa-
adud rahvusvahelises transpordis kasutatavatel mere- voi Shusodidukitel toimunud teenistuse eest.
Artikkel 16
JUHATUSE JA NOUKOGU LIIKME TASU

Juhatuse litkme to6tasu ja muu seda laadi tasu, mida lepinguosalise riigi resident saab teise lepinguo-
salise riigi residendist &ritthingu juhatuse, ndukogu voi muu organi liikkmena, vdib maksustada teises
lepinguosalises riigis.
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Artikkel 17
LOOMETOOTJA JA SPORTLASE TULU

(1) Artiklitega 14 ja 15 ei ole vastuolus maksustada teises lepinguosalises riigis lepinguosalise riigi
residendi see tulu, mida ta on saanud teise riigi teatris, kinos, raadios voi televisioonis loometddtajana
tegutsedes voi selles riigis sportlasena tegutsedes.

(2) Artiklitega 7, 14 ja 15 ei ole vastuolus maksustada loometdotaja ja sportlase tegevusest tekkinud
tulu selles lepinguosalises riigis, kus ta on tegutsenud, kui tulu ei saa tema ise, vaid teine isik.

(3) Loikeid 1 ja 2 ei kohaldata, kui loometdotaja voi sportlane saab tulu lepinguosalises riigis toimu-
vast tegevusest, mida tiielikult v3i pohiliselt rahastatakse ithe vdi mdlema lepinguosalise riigi riiklikest
vOi kohaliku omavalitsuse fondidest. Sel juhul maksustatakse tulu ainult selles lepinguosalises riigis, kus
loometodtaja voi sportlane on resident.

Artikkel 18
PENSION

Lepinguosalise riigi residendile artikli 19 16ike 2 kohaselt makstav pension ja muu selline varasema
teenistuse eest saadud tasu maksustatakse ainult selles riigis.

Artikkel 19
RIIGITEENISTUS

(1) a) Palk ja muu t66tasu (va pension), mida lepinguosaline riik voi selle kohalik omavalitsus ma-
ksab isikule riigi, selle alliiksuse vdi omavalitsuse teenistuses oleku eest, maksustatakse ainult
selles riigis.

b) Punktis a nimetatud palk ja muu to6tasu maksustatakse ainult teises lepinguosalises riigis, kui
teenistus on toimunud selles riigis ja kui fiiiisiline isik on selle riigi resident:
1) on selle riigi kodanik, voi
i1) kuid ei saanud residendiks iiksnes teenistuse t3ttu.

(2) a) Pension, mida lepinguosaline riik, alliiksus vdi kohalik omavalitsus maksab vdi mida nende
loodud fondidest makstakse isikule selle riigi, alliiksuse vdi omavalitsuse teenistuses oleku e-
est, maksustatakse ainult selles riigis.

b) Punktis a nimetatud pension maksustatakse ainult teises lepinguosalises riigis, kui isik on selle
riigi resident ja kodanik.

(3) Selle artikli 16ike 1 sdtted kehtivad ka tulu kohta, mida makstakse Eestis olevale Austria véli-
skaubanduse erivolinikule ja tema personali liikkmetele.

(4) Palga ja muu tddtasu ning pensioni kohta, mis on saadud lepinguosalise riigi voi selle kohaliku
omavalitsuse &dritegevusega seotud teenistuse eest, kehtivad artiklid 15, 16, 17 ja 18.

Artikkel 20
ULIOPILASE TULU

Kui lepinguosalises riigis ainult dpingutel voi praktikal viibiv iilidpilane on vai oli vahetult enne 6p-
pima vdi praktikale asumist teise lepinguosalise riigi resident, ei maksustata tema iilalpidamiseks, dpingu-
teks voi praktikaks saadud makseid selles lepinguosalises riigis tingimusel, et makseid saadakse véljaspo-
ol seda riiki asuvast allikast.

Artikkel 21
MUU TULU

(1) Lepinguosalise riigi residendi tulu, mida lepingu eelmistes artiklites ei ole késitletud, maksusta-
takse ainult selles riigis, olenemata sellest, kus tulu tekib.

(2) Loige 1 ei kehti artikli 6 15ikes 2 madratlemata kinnisvaratulu kohta, mida lepinguosalise riigi re-
sident saab piisiva tegevuskoha kaudu teises lepinguosalises riigis toimuvast dritegevusest voi iseseisvalt
oma kutsealal kindla tegevuskoha kaudu tegutsemisest, kui digused voi vara, millest tulu saadakse, on
seotud piisiva tegevuskoha voi kindla asukoha kaudu toimuva dritegevusega. Sel juhul kohaldatakse arti-
klit 7 voi artiklit 14.



BGBI. III — Ausgegeben am 11. Februar 2003 — Nr. 11 159

Artikkel 22
KAPITAL

(1) Artiklis 6 kisitletud kinnisvarast koosnevat kapitali, mis kuulub lepinguosalise riigi residendile ja
asub teises lepinguosalises riigis, voib maksustada teises riigis.

(2) Kapitali vdib maksustada teises lepinguosalises riigis, kui kapital koosneb vallasvarast, mis on
lepinguosalise riigi ettevdtja teises lepinguosalises riigis asuva piisiva tegevuskoha kaudu toimuvas drite-
gevuses kasutatava kapitali osa voi kui see on lepinguosalise riigi residendi vallasvara, mida ta iseseisvalt
oma kutsealal kasutab teises lepinguosalises riigis kindla asukoha kaudu toimuvas dritegevuses.

(3) Kui lepinguosalise riigi ettevdtja kapital koosneb rahvusvahelisel veol kasutatavatest mere- ja
ohusoidukitest ning nende kasutamiseks vajalikust vallasvarast, maksustatakse kapitali iiksnes selles
riigis.

(4) Lepinguosalise riigi residendi muu kapitali maksustatakse ainult selles riigis.

Artikkel 23
TOPELTMAKSUSTAMISE VALTIMINE

(1) Austria residendi puhul vilditakse topeltmaksustamist jargmiselt:

a) Kui Austria resident saab tulu vai kui tal on vara, mida vastavalt kdesolevale lepingule voib ma-
ksustada Eestis, siis vabastab Austria olenevalt punktide b kuni e sétetest sellise tulu voi vara
maksust.

b) Kui Austria resident saab tulu liike, mida vastavalt artiklitele 10, 11 ja 12 v3ib maksustada Ee-
stis, siis voimaldab Austria residendi maksusummast maha arvata selle summa mis vastab Eestis
makstud maksule. Seejuures ei iileta selline mahaarvestus seda osa maksust, mis oli arvestatud
enne mahaarvestuse tegemist Eestist saadud tulu liikidele.

¢) Kui kooskolas mdne lepingu sittega on Austria residendi saadud tulu voi talle kuuluv avara va-
bastatud Austria maksust, siis olenemata sellest, v3ib Austria selle residendi iilejdéinud maksu ar-
vestamisel votta arvesse vabastatud tulu voi vara.

d) Austria residendi tulu, mida loetakse selle lepingu alusel Eestis maksustatavaks, vdib olenemata
sellest maksustada Austrias, kui pérast vastastikuse kokkuleppe protseduuri vabastab Eesti selle
tulu maksust lepingu alusel.

e) Kui Austria residendist &riithing saab dividendi Eesti residendist ariiihingult, mille aktsiakapita-
list kuulub talle vihemalt 10 protsenti, siis vabastab Austria need dividendid vastavalt Austria se-
aduse ildsatetes kehtestatud tingimustele rahvusvahelise osalusprivileegi kohta.

(2) Eesti residendi puhul vilditakse topeltmaksustamist jargmiselt:

a) Kui Eesti resident saab tulu voi kui tal on vara, mida selle lepingu kohaselt voib maksustada
Austrias, ja kui tema siseriiklike seaduste jargi ei ole soodustusi ette nihtud, siis arvab Eesti :
i) residendi tulumaksust maha summa, mis vastab Austrias makstud tulumaksule;
ii) residendi kapitalimaksust maha summa, mis vastab Austrias makstud kapitalimaksule.
Mahaarvatud summa ei ole kummalgi juhul suurem Eesti tulu- v&i kapitalimaksu sellest osast,
mis oli arvutatud enne summa mahaarvamist tulult voi kapitalilt, mida voib maksustada Austrias.
b) Kui Eesti residendist driithing saab punkti a kohaselt dividendi Austria residendist &ritihingult,
kelle hédlediguslikest aktsiatest kuulub talle vihemalt 10 protsenti, siis ei hdlma Austrias tasutud

maks mitte ainult dividendilt vietavat maksu, vaid ka dividendi aluseks olevalt kasumiosalt voe-
tavat osamaksu.

Artikkel 24
VORDNE KOHTLEMINE

(1) Lepinguosalise riigi kodanikku maksustades ldhtub teine lepinguosaline riik samadest maksusta-
mispohimdtetest, mida ta rakendab samadel asjaoludel oma kodanikke maksustades. Vaatamata artiklis 1
satestatule kohaldatakse seda artiklit ka isikule, kes on ainult iihe lepinguosalise riigi resident voi kes ei
ole kummagi riigi resident.

(2) Lepinguosalise riigi ettevdtja dritegevus, mis toimub teises lepinguosalises riigis asuva piisiva te-
gevuskoha kaudu, maksustatakse samal alusel kui teise lepinguosalise riigi sama tegevusega ettevdtja
aritegevus. Seda 16iget ei saa tolgendada kui lepinguosalise riigi kohustust voimaldada teise lepinguosali-
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se riigi residendile tema perekonnaseisu voi perekondlike kohustuste tottu samasugust maksusoodustust,
-vabastust vOi -vihendust, mida ta voimaldab oma residendile.

(3) Peale artikli 9 15ikes 1, artikli 11 16ikes 7 ja artikli 12 13ikes 6 ettendhtud juhtude arvavad mdle-
mad lepinguosalised riigid oma ettevdtja maksustatavat kasumit méaérates sellest samal alusel maha teise
lepinguosalise riigi residendile makstava intressi, litsentsitasu ja muu makse. Sama kehtib ettevotja ma-
ksustatava kapitali mddramisel mahaarvatava vola kohta.

(4) Lepinguosaline riik maksustab samadel alustel oma teiste sama laadi ettevotjatega oma ettevotja,
kelle kapital on tdielikult voi osaliselt teise lepinguosalise riigi ithe vdi mitme residendi omandis voi kelle
kapitalis on teise lepinguosalise riigi ihel vdi mitmel residendil otsene vdi kaudne osalus.

(5) Artikliga 2 ei ole vastuolus kohaldada seda artiklit kdigi maksude suhtes.

Artikkel 25
VASTASTIKUNE KOKKULEPE

(1) Kui isik arvab, et iihe voi molema lepinguosalise riigi tegevus pdhjustab voi voib pdhjustada te-
ma sellise maksustamise, mis ei ole lepinguga kooskdlas, voib ta nende riikide seadustes sétestatust hoo-
limata esitada oma juhtumi arutada selle lepinguosalise riigi padevale ametiisikule, mille resident ta on.
Kui tema juhtumi suhtes tuleb kohaldada artikli 24 1diget 1, siis esitab ta juhtumi arutada selle lepinguosa-
lise riigi padevale ametiisikule, mille kodanik ta on. Juhtum tuleb arutamiseks esitada lepingut rikkuvat
maksustamist pohjustavast tegevusest teadasaamisest alates kolme aasta jooksul.

(2) Kui protest on piadeva ametiisiku arvates digustatud ja rahuldavat lahendust ei leita, piiiiab ta ju-
htumi lahendada vastastikusel kokkuleppel teise lepinguosalise riigi padeva ametiisikuga, jargides pdhi-
mdtet, et lepingut eiravat maksustamist on vaja véltida. Saavutatud kokkulepe tdidetakse, hoolimata le-
pinguosaliste riikide seadustes ettenéhtud ajapiirangutest.

(3) Lepinguosaliste riikide padevad ametiisikud piiliavad lepingu tdlgendamisel ja kohaldamisel tek-
kivad raskused lahendada vastastikusel kokkuleppel. Nad vdivad topeltmaksustamise viltimiseks teinetei-
sega konsulteerida ka juhtudel, mida lepingus ei ole késitletud.

(4) Lepinguosaliste riikide pddevad ametiisikud voivad eelmistes 18igetes késitletud kokkuleppele
joudmiseks suhelda teineteisega vahetult voi esindajate kaudu.

Artikkel 26
INFOVAHETUS

(1) Lepinguosaliste riikide padevad ametiisikud vahetavad lepingu jargimiseks ja lepinguosaliste rii-
kide seaduste tditmiseks infot sellise maksustamise kohta, mis ei ole lepinguga vastuolus. Artikliks 1
sdtestatu ei piira infovahetust. Teabesaladuse suhtes kohaldatakse lepinguosalise riigi seadust. Teavet
avaldatakse iiksnes kohtule ja haldusasutusele ning muule ametiasutusele voi ametiisikule, kes lepingus
kasitletud makse miirab, kogub voi sisse nduab, votab maksuseaduse rikkujad vastutusele voi lahendab
maksukaebusi. Nimetatud teave on konfidentsiaalne ja seda vdib avaldada iiksnes avalikul kohtuistungil
voi kohtuotsuses.

(2) Laiget 1 ei tdlgendata lepinguosalise riigi kohustusena:
a) kasutada haldusabindusid, mis on vastuolus lepinguosaliste riikide digus- ja halduspdhimdtetega;

b) anda informatsiooni, mis ei ole lepinguosaliste riikide seaduste alusel vdi asjaajamise tavalise
korra jargi kittesaadav;

¢) anda informatsiooni, mis sisaldab kutsesaladust voi konfidentsiaalseid andmeid kaubavahetuse,
aritegevuse vOi tootmise kohta, voi informatsiooni, mille avaldamine on vastuolus avalike huvi-
dega (ordre public).

(3) Selle artikli rakendamiseks solmitakse lepinguosaliste riikide padevate ametnike vaheline admi-
nistratiivkokkulepe.

Artikkel 27
DIPLOMAATILISTE ESINDUSTE JA KONSULAARASUTUSTE LIIKMED

Lepingut ei kohaldata diplomaatilise esinduse ja konsulaarasutuse liikkmele rahalistele soodustustele,
mis on kooskolas rahvusvahelise diguse tildtunnustatud pdhimdtete ja erikokkulepetega.
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Artikkel 28
LEPINGU JOUSTUMINE

(1) Lepinguosaliste riikide valitsused teatavad teineteisele, kas lepingu joustumiseks vajalike pohi-
seaduslike nouete tiitmisest.

(2) Kui 16ikes 1 nimetatud nduded on tiidetud, joustub leping sellest teatamise pédeval ja hakkab
mdlemas lepinguosalises riigis kehtima:

a) 1. jaanuaril voi pérast seda saadud tulult kinnipeetavate maksude kohta kalendriaastal, mis
jargneb lepingu joustumise aastale;
b) 1. jaanuaril voi pérast seda algaval eelarveaastal makstavate tulu- ja kapitalimaksude kohta ka-
lendriaastal, mis jargneb lepingu joustumise aastale.
Artikkel 29

LEPINGU LOPETAMINE

Leping on jdus, kuni lepinguosaline riik selle 1dpetab. Lepingu v3ib ldpetada diplomaatiliste kanalite
kaudu, teatades sellest kirjalikult ette véhemalt kuus kuud enne kalendriaasta 16ppemist. Sel juhul lakkab
leping mdlemas lepinguosalises riigis kehtimast:

a) 1. jaanuaril voi pérast seda saadud tulult kinnipeetavate maksude kohta kalendriaastal, mis
jérgneb lepingu Iopetamise kohta teate edastamise aastale;

b) 1. jaanuaril voi pérast seda algaval eelarveaastal makstavate tulu- ja kapitalimaksude kohta ka-
lendriaastal, mis jérgneb lepingu 16petamise kohta teate edastamise aastale.

SELLE TOENDUSEKS ON volitatud isikud lepingule alla kirjutanud.
SOLMITUD Tallinnas 5 aprillil 2001. aastal kahes eksemplaris saksa, eesti ja inglise keeles. Kdik
tekstid on vordselt autentsed. Tolgendamiserinevuse korral voetakse aluseks ingliskeelne tekst.
Austria Vabariigi poolt
Ferrero-Waldner

Eesti Vabariigi poolt
Ilves

CONVENTION

between the Republic of Austria and the Republic of Estonia for the avoidance of double
taxation with respect to taxes on income and on capital

The Republic of Austria and the Republic of Estonia, desiring to conclude a Convention for the a-
voidance of double taxation with respect to taxes on income and on capital,

Have agreed as follows:

Article 1
PERSONS COVERED

This Convention shall apply to persons who are residents of one or both of the Contracting States.

Article 2
TAXES COVERED

(1) This Convention shall apply to taxes on income and on capital imposed on behalf of a Contract-
ing State or of its political subdivisions or local authorities, irrespective of the manner in which they are
levied.

(2) There shall be regarded as taxes on income and on capital all taxes imposed on total income, on
total capital, or on elements of income or of capital, including taxes on gains from the alienation of mov-
able or immovable property, as well as taxes on capital appreciation.

(3) The existing taxes to which the Convention shall apply are in particular:
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(a) in Austria:

1. the income tax (die Einkommensteuer);

2. the corporation tax (die Korperschaftsteuer);
3. the land tax (die Grundsteuer);
4

. the tax on agricultural and forestry enterprises (die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben);

5. the tax on the value of vacant plots (die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grund-
stiicken);

(hereinafter referred to as “Austrian tax™);
(b) in Estonia:
1. the income tax (tulumaks);
2. the local income tax (kohalik tulumaks);
3. the land tax (maamaks);
(hereinafter referred to as “Estonian tax”).
(4) The Convention shall apply also to any identical or substantially similar taxes which are imposed
after the date of signature of the Convention in addition to, or in place of, the existing taxes. The compe-

tent authorities of the Contracting States shall notify each other of any substantial changes which have
been made in their respective taxation laws.

Article 3
GENERAL DEFINITIONS

(1) For the purposes of this Convention, unless the context otherwise requires:
(a) the term “Austria” means the Republic of Austria;

(b) the term “Estonia” means the Republic of Estonia and, when used in the geographical sense,
means the territory of Estonia and any other area adjacent to the territorial waters of Estonia
within which under the laws of Estonia and in accordance with international law, the rights of Es-
tonia may be exercised with respect to the sea bed and its sub-soil and their natural resources;

(c) the terms “a Contracting State” and “the other Contracting State” mean Austria or Estonia, as the
context requires;

(d) the term “person” includes an individual, a company and any other body of persons;

(e) the term “company” means any body corporate or any entity which is treated as a body corporate
for tax purposes;

(f) the terms “enterprise of a Contracting State” and “enterprise of the other Contracting State” mean
respectively an enterprise carried on by a resident of a Contracting State and an enterprise carried
on by a resident of the other Contracting State;

(g) the term “international traffic” means any transport by a ship or aircraft operated by an enterprise
of a Contracting State, except when the ship or aircraft is operated solely between places in the
other Contracting State;

(h) the term “competent authority” means:
(1) in Austria: the Federal Minister of Finance or his authorised representative;
(ii) in Estonia: the Minister of Finance or his authorised representative;
(1) the term “national” means:
(1) any individual possessing the nationality of a Contracting State;
(i1) any legal person, partnership or association deriving its status as such from the laws in force in
a Contracting State.

(2) As regards the application of the Convention at any time by a Contracting State, any term not de-
fined therein shall, unless the context otherwise requires, have the meaning that it has at that time under
the law of that State for the purposes of the taxes to which the Convention applies, any meaning under the
applicable tax laws of that State prevailing over a meaning given to the term under other laws of that
State.



BGBI. III — Ausgegeben am 11. Februar 2003 — Nr. 11 163

Article 4
RESIDENT

(1) For the purposes of this Convention, the term “resident of a Contracting State” means any person
who, under the laws of that State, is liable to tax therein by reason of his domicile, residence, place of
management, place of incorporation or any other criterion of a similar nature, and also includes that State
and any political subdivision or local authority thereof. This term, however, does not include any person
who is liable to tax in that State in respect only of income from sources in that State or capital situated
therein.

(2) Where by reason of the provisions of paragraph 1 an individual is a resident of both Contracting
States, then his status shall be determined as follows:

(a) he shall be deemed to be a resident only of the State in which he has a permanent home available
to him; if he has a permanent home available to him in both States, he shall be deemed to be a
resident only of the State with which his personal and economic relations are closer (centre of vi-
tal interests);

(b) if the State in which he has his centre of vital interests cannot be determined, or if he has not a
permanent home available to him in either State, he shall be deemed to be a resident only of the
State in which he has an habitual abode;

(c) if he has an habitual abode in both States or in neither of them, he shall be deemed to be a resi-
dent only of the State of which he is a national;

(d) if he is a national of both States or of neither of them, the competent authorities of the Contract-
ing States shall settle the question by mutual agreement.

(3) Where by reason of the provisions of paragraph 1 a person other than an individual is a resident
of both Contracting States, the competent authorities of the Contracting States shall endeavour to settle
the question by mutual agreement and determine the mode of application of the Convention to such per-
son. In the absence of such agreement, such person shall not be considered to be a resident of either Con-
tracting State for purposes of enjoying benefits under the Convention.

Article 5
PERMANENT ESTABLISHMENT

(1) For the purposes of this Convention, the term “permanent establishment” means a fixed place of
business through which the business of an enterprise is wholly or partly carried on.

(2) The term “permanent establishment” includes especially:

(a) a place of management;

(b) a branch;

(c) an office;

(d) a factory;

(e) a workshop, and

(f) a mine, an oil or gas well, a quarry or any other place of extraction of natural resources.

(3) A building site, a construction, assembly or installation project or a supervisory activity con-

nected therewith constitutes a permanent establishment only if such site, project or activity lasts for a
period of more than nine months.

(4) Notwithstanding the preceding provisions of this Article, the term “permanent establishment”
shall be deemed not to include:

(a) the use of facilities solely for the purpose of storage, display or delivery of goods or merchandise
belonging to the enterprise;

(b) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise solely for the
purpose of storage, display or delivery;

(¢) the maintenance of a stock of goods or merchandise belonging to the enterprise solely for the
purpose of processing by another enterprise;

(d) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of purchasing goods or mer-
chandise or of collecting information, for the enterprise;

(e) the maintenance of a fixed place of business solely for the purpose of carrying on, for the enter-
prise, any other activity of a preparatory or auxiliary character;
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(f) the maintenance of a fixed place of business solely for any combination of activities mentioned
in sub-paragraphs (a) to (e), provided that the overall activity of the fixed place of business re-
sulting from this combination is of a preparatory or auxiliary character.

(5) Notwithstanding the provisions of paragraphs 1 and 2, where a person — other than an agent of an
independent status to whom paragraph 6 applies — is acting on behalf of an enterprise and has, and habitu-
ally exercises, in a Contracting State an authority to conclude contracts in the name of the enterprise, that
enterprise shall be deemed to have a permanent establishment in that State in respect of any activities
which that person undertakes for the enterprise, unless the activities of such person are limited to those
mentioned in paragraph 4 which, if exercised through a fixed place of business, would not make this fixed
place of business a permanent establishment under the provisions of that paragraph.

(6) An enterprise shall not be deemed to have a permanent establishment in a Contracting State me-
rely because it carries on business in that State through a broker, general commission agent or any other
agent of an independent status, provided that such persons are acting in the ordinary course of their busi-
ness. However, where the activities of such an agent are devoted wholly or almost wholly on behalf of
that enterprise and where the conditions between the agent and the enterprise differ from those which
would be made between independent persons, such agent shall not be considered an agent of an inde-
pendent status within the meaning of this paragraph. In such case the provisions of paragraph 5 shall
apply.

(7) The fact that a company which is a resident of a Contracting State controls or is controlled by a
company which is a resident of the other Contracting State, or which carries on business in that other
State (whether through a permanent establishment or otherwise), shall not of itself constitute either com-
pany a permanent establishment of the other.

Article 6
INCOME FROM IMMOVABLE PROPERTY

(1) Income derived by a resident of a Contracting State from immovable property (including income
from agriculture or forestry) situated in the other Contracting State may be taxed in that other State.

(2) The term “immovable property” shall have the meaning which it has under the law of the Con-
tracting State in which the property in question is situated. The term shall in any case include property
accessory to immovable property, livestock and equipment used in agriculture and forestry, rights to
which the provisions of general law respecting landed property apply, any option or similar right to ac-
quire immovable property, usufruct of immovable property and rights to variable or fixed payments as
consideration for the working of, or the right to work, mineral deposits, sources and other natural re-
sources; ships, boats and aircraft shall not be regarded as immovable property.

(3) The provisions of paragraph 1 shall apply to income derived from the direct use, letting, or use in
any other form of immovable property, as well as income from the alienation of immovable property.

(4) Where the ownership of shares or other corporate rights in a company entitles the owner of such
shares or corporate rights to the enjoyment of immovable property held by the company, the income from
direct use, letting, or use in any other form of such right to enjoyment may be taxed in the Contracting
State in which the immovable property is situated.

(5) The provisions of paragraphs 1, 3 and 4 shall also apply to the income from immovable property
of an enterprise and to income from immovable property used for the performance of independent per-
sonal services.

Article 7
BUSINESS PROFITS

(1) The profits of an enterprise of a Contracting State shall be taxable only in that State unless the
enterprise carries on business in the other Contracting State through a permanent establishment situated
therein. If the enterprise carries on business as aforesaid, the profits of the enterprise may be taxed in the
other State but only so much of them as is attributable to that permanent establishment.

(2) Subject to the provisions of paragraph 3, where an enterprise of a Contracting State carries on
business in the other Contracting State through a permanent establishment situated therein, there shall in
each Contracting State be attributed to that permanent establishment the profits which it might be ex-
pected to make if it were a distinct and separate enterprise engaged in the same or similar activities under
the same or similar conditions and dealing wholly independently with the enterprise of which it is a per-
manent establishment.
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(3) In determining the profits of a permanent establishment, there shall be allowed as deductions ex-
penses which are incurred for the purposes of the permanent establishment, including executive and gen-
eral administrative expenses so incurred, whether in the State in which the permanent establishment is
situated or elsewhere.

(4) Insofar as it has been customary in a Contracting State to determine the profits to be attributed to
a permanent establishment on the basis of an apportionment of the total profits of the enterprise to its
various parts, nothing in paragraph 2 shall preclude that Contracting State from determining the profits to
be taxed by such an apportionment as may be customary; the method of apportionment adopted shall,
however, be such that the result shall be in accordance with the principles contained in this Article.

(5) No profits shall be attributed to a permanent establishment by reason of the mere purchase by
that permanent establishment of goods or merchandise for the enterprise.

(6) For the purposes of the preceding paragraphs, the profits to be attributed to the permanent estab-
lishment shall be determined by the same method year by year unless there is good and sufficient reason
to the contrary.

(7) Where profits include items of income which are dealt with separately in other Articles of this
Convention, then the provisions of those Articles shall not be affected by the provisions of this Article.

(8) Nothing in this Article shall prevent a Contracting State from applying its law relating to the ta-
xation of any person who carries on the business of insurance. However, the tax so charged shall not
exceed 5.4 per cent of the gross amount of premiums of the business of insurance.

(9) The term “profits” as used in this Article includes the profits derived by any partner from his par-
ticipation in a partnership and, in the case of Austria, from a participation in a sleeping partnership (Stille
Gesellschaft) created under Austrian law.

Article 8
SHIPPING AND AIR TRANSPORT

(1) Profits of an enterprise of a Contracting State from the operation of ships or aircraft in interna-
tional traffic shall be taxable only in that State.

(2) The provisions of paragraph 1 shall also apply to profits from the participation in a pool, a joint
business or an international operating agency.

Article 9
ASSOCIATED ENTERPRISES

(1) Where

(a) an enterprise of a Contracting State participates directly or indirectly in the management, control

or capital of an enterprise of the other Contracting State, or

(b) the same persons participate directly or indirectly in the management, control or capital of an

enterprise of a Contracting State and an enterprise of the other Contracting State,
and in either case conditions are made or imposed between the two enterprises in their commercial or
financial relations which differ from those which would be made between independent enterprises, then
any profits which would, but for those conditions, have accrued to one of the enterprises, but, by reason
of those conditions, have not so accrued, may be included in the profits of that enterprise and taxed ac-
cordingly.

(2) Where a Contracting State includes in the profits of an enterprise of that State — and taxes accord-
ingly — profits on which an enterprise of the other Contracting State has been charged to tax in that other
State and the profits so included are profits which would have accrued to the enterprise of the first-
mentioned State if the conditions made between the two enterprises had been those which would have
been made between independent enterprises, then that other State shall make an appropriate adjustment to
the amount of the tax charged therein on those profits. In determining such adjustment, due regard shall
be had to the other provisions of this Convention and the competent authorities of the Contracting States
shall if necessary consult each other.

Article 10
DIVIDENDS

(1) Dividends paid by a company which is a resident of a Contracting State to a resident of the other
Contracting State may be taxed in that other State.
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(2) However, such dividends may also be taxed in the Contracting State of which the company pay-
ing the dividends is a resident and according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the
dividends is a resident of the other Contracting State, the tax so charged shall not exceed:

(a) 5 per cent of the gross amount of the dividends if the beneficial owner is a company (other than a
partnership) which holds directly at least 25 per cent of the capital of the company paying the di-
vidends;

(b) 15 per cent of the gross amount of the dividends in all other cases.
This paragraph shall not affect the taxation of the company in respect of the profits out of which the divi-
dends are paid.

(3) The term “dividends” as used in this Article means income from shares, “jouissance” shares or
“jouissance” rights, mining shares, founders’ shares or other rights, not being debt-claims, participating in
profits, as well as income from other corporate rights which is subjected to the same taxation treatment as
income from shares by the laws of the State of which the company making the distribution is a resident.

(4) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the dividends, be-
ing a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State of which the com-
pany paying the dividends is a resident, through a permanent establishment situated therein, or performs
in that other State independent personal services from a fixed base situated therein, and the holding in
respect of which the dividends are paid is effectively connected with such permanent establishment or
fixed base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply.

(5) Where a company which is a resident of a Contracting State derives profits or income from the
other Contracting State, that other State may not impose any tax on the dividends paid by the company,
except insofar as such dividends are paid to a resident of that other State or insofar as the holding in re-
spect of which the dividends are paid is effectively connected with a permanent establishment or a fixed
base situated in that other State, nor subject the company’s undistributed profits to a tax on the company’s
undistributed profits, even if the dividends paid or the undistributed profits consist wholly or partly of
profits or income arising in such other State.

Article 11
INTEREST

(1) Interest arising in a Contracting State and paid to a resident of the other Contracting State may be
taxed in that other State.

(2) However, such interest may also be taxed in the Contracting State in which it arises and accord-
ing to the laws of that State, but if the beneficial owner of the interest is a resident of the other Contract-
ing State, the tax so charged shall not exceed 10 per cent of the gross amount of the interest.

(3) Notwithstanding the provisions of paragraph 2,

(a) interest arising in a Contracting State, derived and beneficially owned by the Government of the
other Contracting State, including its political subdivisions and its local authorities, the Central
Bank or any financial institution wholly owned by that Government, or interest derived on loans
guaranteed by that Government shall be exempt from tax in the first-mentioned State;

(b) interest arising in a Contracting State shall be taxable only in the other Contracting State if:
(1) the recipient is a resident of that other State, and
(ii) such recipient is an enterprise of that other State and is the beneficial owner of the interest, and

(iii) the interest is paid with respect to indebtedness arising on the sale on credit, by that enterprise,
of any merchandise or industrial, commercial or scientific equipment to an enterprise of the
first-mentioned State, except where the sale or indebtedness is between related persons.

(4) The term “interest” as used in this Article means income from debt claims of every kind, whether
or not secured by mortgage, and in particular, income from government securities and income from bonds
or debentures, including premiums and prizes attaching to such securities, bonds or debentures. Penality
charges for late payment shall not be regarded as interest for the purpose of this Article.

(5) The provisions of paragraphs 1, 2 and 3 shall not apply if the beneficial owner of the interest, be-
ing a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State in which the inter-
est arises, through a permanent establishment situated therein, or performs in that other State independent
personal services from a fixed base situated therein, and the debt-claim in respect of which the interest is
paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed base. In such case the provisions
of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply.
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(6) Interest shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a resident of that State.
Where, however, the person paying the interest, whether he is a resident of a Contracting State or not, has
in a Contracting State a permanent establishment or a fixed base in connection with which the indebted-
ness on which the interest is paid was incurred, and such interest is borne by such permanent establish-
ment or fixed base, then such interest shall be deemed to arise in the State in which the permanent estab-
lishment or fixed base is situated.

(7) Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial owner or between
both of them and some other person, the amount of the interest, having regard to the debt-claim for which
it is paid, exceeds the amount which would have been agreed upon by the payer and the beneficial owner
in the absence of such relationship, the provisions of this Article shall apply only to the last-mentioned
amount. In such case, the excess part of the payments shall remain taxable according to the laws of each
Contracting State, due regard being had to the other provisions of this Convention.

Article 12
ROYALTIES

(1) Royalties arising in a Contracting State and paid to a resident of the other Contracting State may
be taxed in that other State.

(2) However, such royalties may also be taxed in the Contracting State in which they arise and ac-
cording to the laws of that State, but if the beneficial owner of the royalties is a resident of the other Con-
tracting State, the tax so charged shall not exceed:

(a) 5 per cent of the gross amount of the royalties paid for the use of industrial, commercial or scien-
tific equipment;
(b) 10 per cent of the gross amount of the royalties in all other cases.

(3) The term “royalties” as used in this Article means payments of any kind received as a considera-
tion for the use of, or the right to use, any copyright of literary, artistic or scientific work including cine-
matograph films and films or tapes for radio or television broad-casting, any patent, trade mark, design or
model, plan, secret formula or process, or for the use of, or the right to use, industrial, commercial or
scientific equipment, or for information concerning industrial, commercial or scientific experience.

(4) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the royalties, be-
ing a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State in which the royal-
ties arise, through a permanent establishment situated therein, or performs in that other State independent
personal services from a fixed base situated therein, and the right or property in respect of which the roy-
alties are paid is effectively connected with such permanent establishment or fixed base. In such case the
provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply.

(5) Royalties shall be deemed to arise in a Contracting State when the payer is a resident of that
State. Where, however, the person paying the royalties, whether he is a resident of a Contracting State or
not, has in a Contracting State a permanent establishment or a fixed base in connection with which the
liability to pay the royalties was incurred, and such royalties are borne by such permanent establishment
or fixed base, then such royalties shall be deemed to arise in the State in which the permanent establish-
ment or fixed base is situated.

(6) Where, by reason of a special relationship between the payer and the beneficial owner or between
both of them and some other person, the amount of the royalties, having regard to the use, right or infor-
mation for which they are paid, exceeds the amount which would have been agreed upon by the payer and
the beneficial owner in the absence of such relationship, the provisions of this Article shall apply only to
the last-mentioned amount. In such case, the excess part of the payments shall remain taxable according
to the laws of each Contracting State, due regard being had to the other provisions of this Convention.

Article 13

CAPITAL GAINS

(1) Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of immovable property re-
ferred to in Article 6 and situated in the other Contracting State or shares in a company the assets of
which consist mainly of such property may be taxed in that other State.

(2) Gains from the alienation of movable property forming part of the business property of a perma-
nent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the other Contracting State or of
movable property pertaining to a fixed base available to a resident of a Contracting State in the other
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Contracting State for the purpose of performing independent personal services including such gains from
the alienation of such a permanent establishment (alone or with the whole enterprise) or of such fixed
base, may be taxed in that other State.

(3) Gains derived by an enterprise of a Contracting State from the alienation of ships or aircraft op-
erated in international traffic by that enterprise or movable property pertaining to the operation of such
ships or aircraft, shall be taxable only in that State.

(4) Gains from the alienation of any property other than that referred to in paragraphs 1, 2 and 3,
shall be taxable only in the Contracting State of which the alienator is a resident.

Article 14
INDEPENDENT PERSONAL SERVICES

(1) Income derived by an individual who is a resident of a Contracting State in respect of profes-
sional services or other activities of an independent character shall be taxable only in that State unless he
has a fixed base regularly available to him in the other Contracting State for the purpose of performing his
activities. If he has such a fixed base, the income may be taxed in the other Contracting State but only so
much of it as is attributable to that fixed base. For this purpose, where an individual who is a resident of a
Contracting State stays in the other Contracting State for a period or periods exceeding in the aggregate
183 days in any twelve month period commencing or ending in the fiscal year concerned, he shall be
deemed to have a fixed base regularly available to him in that other State and the income that is derived
from his activities referred to above that are performed in that other State shall be attributable to that fixed
base.

(2) The term “professional services” includes especially independent scientific, literary, artistic, edu-
cational or teaching activities as well as the independent activities of physicians, lawyers, engineers, ar-
chitects, dentists and accountants.

Article 15
DEPENDENT PERSONAL SERVICES

(1) Subject to the provisions of Articles 16, 18 and 19, salaries, wages and other similar remunera-
tion derived by a resident of a Contracting State in respect of an employment shall be taxable only in that
State unless the employment is exercised in the other Contracting State. If the employment is so exer-
cised, such remuneration as is derived therefrom may be taxed in that other State.

(2) Notwithstanding the provisions of paragraph 1, remuneration derived by a resident of a Contract-
ing State in respect of an employment exercised in the other Contracting State shall be taxable only in the
first-mentioned State if:

(a) the recipient is present in the other State for a period or periods not exceeding in the aggregate
183 days in any twelve month period commencing or ending in the fiscal year concerned, and

(b) the remuneration is paid by, or on behalf of, an employer who is not a resident of the other State,
and

(c) the remuneration is not borne by a permanent establishment or a fixed base which the employer
has in the other State.

(3) Notwithstanding the preceding provisions of this Article, remuneration derived in respect of an
employment exercised aboard a ship or aircraft operated in international traffic by an enterprise of a Con-
tracting State, may be taxed in that State.

Article 16
DIRECTORS’ FEES

Directors’ fees and other similar payments derived by a resident of a Contracting State in his capac-
ity as a member of the board of directors or any other similar organ of a company which is a resident of
the other Contracting State may be taxed in that other State.

Article 17
ARTISTES AND SPORTSMEN

(1) Notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 and 15, income derived by a resident of a Con-
tracting State as an entertainer, such as a theatre, motion picture, radio or television artiste, or a musician,
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or as a sportsman, from his personal activities as such exercised in the other Contracting State, may be
taxed in that other State.

(2) Where income in respect of personal activities exercised by an entertainer or a sportsman in his
capacity as such accrues not to the entertainer or sportsman himself but to another person, that income
may, notwithstanding the provisions of Articles 7, 14 and 15, be taxed in the Contracting State in which
the activities of the entertainer or sportsman are exercised.

(3) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply to income derived from activities exercised
in a Contracting State by an entertainer or a sportsman if the visit to that State is wholly or mainly sup-
ported by public funds of one or both of the Contracting States or political subdivisions or local authori-
ties thereof. In such case, the income shall be taxable only in the Contracting State of which the enter-
tainer or sportsman is a resident.

Article 18
PENSIONS

Subject to the provisions of paragraph 2 of Article 19, pensions and other similar remuneration paid
to a resident of a Contracting State in consideration of past employment shall be taxable only in that State.

Article 19
GOVERNMENT SERVICE

(1) (a) Salaries, wages and other similar remuneration, other than a pension, paid by a Contracting
State or a political subdivision or a local authority thereof to an individual in respect of ser-
vices rendered to that State or subdivision or authority shall be taxable only in that State.

(b) However, such salaries, wages and other similar remuneration shall be taxable only in the
other Contracting State if the services are rendered in that State and the individual is a resident
of that State who:

(i) is a national of that State; or
(i1) did not become a resident of that State solely for the purpose of rendering the services.
(2) (a) Any pension paid by, or out of funds created by, a Contracting State or a political subdivision
or a local authority thereof to an individual in respect of services rendered to that State or sub-
division or authority shall be taxable only in that State.

(b) However, such pension shall be taxable only in the other Contracting State if the individual is
a resident of, and a national of, that State.

(3) The provisions of paragraph 1 of this Article shall likewise apply in respect of remuneration paid
to the Austrian Foreign Trade Commissioner in Estonia and to the members of the staff of that Austrian
Foreign Trade Commissioner.

(4) The provisions of Articles 15, 16, 17, and 18 shall apply to salaries, wages and other similar re-

muneration, and to pensions, in respect of services rendered in connection with a business carried on by a
Contracting State or a political subdivision or a local authority thereof.

Article 20
STUDENTS

Payments which a student, an apprentice or a trainee who is or was immediately before visiting a
Contracting State a resident of the other Contracting State and who is present in the first-mentioned State
solely for the purpose of his education or training receives for the purpose of his maintenance, education
or training shall not be taxed in that State, provided that such payments arise from sources outside that
State.

Article 21
OTHER INCOME

(1) Items of income of a resident of a Contracting State, wherever arising, not dealt with in the fore-
going Articles of this Convention shall be taxable only in that State.

(2) The provisions of paragraph 1 shall not apply to income, other than income from immovable
property as defined in paragraph 2 of Article 6, if the recipient of such income, being a resident of a Con-
tracting State, carries on business in the other Contracting State through a permanent establishment situ-
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ated therein, or performs in that other State independent personal services from a fixed base situated
therein, and the right or property in respect of which the income is paid is effectively connected with such
permanent establishment or fixed base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case
may be, shall apply.

Article 22
CAPITAL

(1) Capital represented by immovable property referred to in Article 6, owned by a resident of a
Contracting State and situated in the other Contracting State, may be taxed in that other State.

(2) Capital represented by movable property forming part of the business property of a permanent es-
tablishment which an enterprise of a Contracting State has in the other Contracting State or by movable
property pertaining to a fixed base available to a resident of a Contracting State in the other Contracting
State for the purpose of performing independent personal services, may be taxed in that other State.

(3) Capital represented by ships and aircraft operated in international traffic by an enterprise of a
Contracting State and by movable property pertaining to the operation of such ships or aircraft, shall be
taxable only in that State.

(4) All other elements of capital of a resident of a Contracting State shall be taxable only in that
State.

Article 23
ELIMINATION OF DOUBLE TAXATION

(1) In the case of a resident of Austria double taxation shall be avoided as follows:

(a) Where a resident of Austria derives income or owns capital which, in accordance with the provi-
sions of this Convention, may be taxed in Estonia, Austria shall, subject to the provisions of sub-
paragraphs b) to e), exempt such income or capital from tax;

(b) Where a resident of Austria derives items of income which, in accordance with the provisions of
Articles 10, 11 and 12 may be taxed in Estonia, Austria shall allow as a deduction from the tax
on the income of that resident an amount equal to the tax paid in Estonia. Such deduction shall
not, however, exceed that part of the tax, as computed before the deduction is given, which is at-
tributable to such items of income derived from Estonia;

(c) Where in accordance with any provision of the Convention income derived or capital owned by a
resident of Austria is exempt from tax in Austria, Austria may nevertheless, in calculating the
amount of tax on the remaining income or capital of such resident, take into account the ex-
empted income or capital;

(d) Income derived by a resident of Austria which is considered by Austria to be taxable under this
Convention in Estonia may nevertheless be taxed in Austria if, after the conduct of a mutual
agreement procedure, Estonia exempts that income from tax by virtue of this Convention;

(¢) Where a company that is a resident of Austria derives dividends from a company that is a resi-
dent of Estonia in which it owns at least 10% of the share capital Austria shall exempt such divi-
dends under the conditions set out for the international holding privilege in the generally applica-
ble provisions of the law of Austria.

(2) In the case of a resident of Estonia double taxation shall be avoided as follows:

(a) Where a resident of Estonia derives income or owns capital which, in accordance with this Con-
vention, may be taxed in Austria, unless a more favourable treatment is provided in its domestic
law, Estonia shall allow:

(1) as a deduction from the tax on the income of that resident, an amount equal to the income tax
paid thereon in Austria;
(ii) as a deduction from the tax on the capital of that resident, an amount equal to the capital tax
paid thereon in Austria.
Such deduction in either case shall not, however, exceed that part of the income tax or capital tax
in Estonia as computed before the deduction is given, which is attributable, as the case may be, to
the income or the capital which may be taxed in Austria.

(b) For the purpose of subparagraph a), where a company that is a resident of Estonia receives a
dividend from a company that is a resident of Austria in which it owns at least 10 per cent of its
shares having full voting rights, the tax paid in Austria shall include not only the tax paid on the
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dividend, but also the tax paid on the underlying profits of the company out of which the divi-
dend was paid.

Article 24

NON-DISCRIMINATION

(1) Nationals of a Contracting State shall not be subjected in the other Contracting State to any taxa-
tion or any requirement connected therewith, which is other or more burdensome than the taxation and
connected requirements to which nationals of that other State in the same circumstances, in particular
with respect to residence, are or may be subjected. This provision shall, notwithstanding the provisions of
Article 1, also apply to persons who are not residents of one or both of the Contracting States.

(2) The taxation on a permanent establishment which an enterprise of a Contracting State has in the
other Contracting State shall not be less favourably levied in that other State than the taxation levied on
enterprises of that other State carrying on the same activities. This provision shall not be construed as
obliging a Contracting State to grant to residents of the other Contracting State any personal allowances,
reliefs and reductions for taxation purposes on account of civil status or family responsibilities which it
grants to its own residents.

(3) Except where the provisions of paragraph 1 of Article 9, paragraph 7 of Article 11, or para-
graph 6 of Article 12, apply, interest, royalties and other disbursements paid by an enterprise of a Con-
tracting State to a resident of the other Contracting State shall, for the purpose of determining the taxable
profits of such enterprise, be deductible under the same conditions as if they had been paid to a resident of
the first-mentioned State. Similarly, any debts of an enterprise of a Contracting State to a resident of the
other Contracting State shall, for the purpose of determining the taxable capital of such enterprise, be
deductible under the same conditions as if they had been contracted to a resident of the first-mentioned
State.

(4) Enterprises of a Contracting State, the capital of which is wholly or partly owned or controlled,
directly or indirectly, by one or more residents of the other Contracting State, shall not be subjected in the
first-mentioned State to any taxation or any requirement connected therewith which is other or more bur-
densome than the taxation and connected requirements to which other similar enterprises of the first-
mentioned State are or may be subjected.

(5) The provisions of this Article shall, notwithstanding the provisions of Article 2, apply to taxes of
every kind and description.

Article 25
MUTUAL AGREEMENT PROCEDURE

(1) Where a person considers that the actions of one or both of the Contracting States result or will
result for him in taxation not in accordance with the provisions of this Convention, he may, irrespective of
the remedies provided by the domestic law of those States, present his case to the competent authority of
the Contracting State of which he is a resident or, if his case comes under paragraph 1 of Article 24, to
that of the Contracting State of which he is a national. The case must be presented within three years from
the first notification of the action resulting in taxation not in accordance with the provisions of the Con-
vention.

(2) The competent authority shall endeavour, if the objection appears to it to be justified and if it is
not itself able to arrive at a satisfactory solution, to resolve the case by mutual agreement with the compe-
tent authority of the other Contracting State, with a view to the avoidance of taxation which is not in ac-
cordance with the Convention. Any agreement reached shall be implemented notwithstanding any time
limits in the domestic law of the Contracting States.

(3) The competent authorities of the Contracting States shall endeavour to resolve by mutual agree-
ment any difficulties or doubts arising as to the interpretation or application of the Convention. They may
also consult together for the elimination of double taxation in cases not provided for in the Convention.

(4) The competent authorities of the Contracting States may communicate with each other directly,
including through a joint commission consisting of themselves or their representatives, for the purpose of
reaching an agreement in the sense of the preceding paragraphs.
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Article 26
EXCHANGE OF INFORMATION

(1) The competent authorities of the Contracting States shall exchange such information as is neces-
sary for carrying out the provisions of this Convention or of the domestic laws of the Contracting States
concerning taxes covered by the Convention insofar as the taxation thereunder is not contrary to the Con-
vention. The exchange of information is not restricted by Article 1. Any information received by a Con-
tracting State shall be treated as secret in the same manner as information obtained under the domestic
laws of that State and shall be disclosed only to persons or authorities (including courts and administra-
tive bodies) concerned with the assessment or collection of, the enforcement or prosecution in respect of,
or the determination of appeals in relation to, the taxes covered by the Convention. Such persons or au-
thorities shall use the information only for such purposes. They may disclose the information in public
court proceedings or in judicial decisions.

(2) In no case shall the provisions of paragraph 1 be construed so as to impose on a Contracting State
the obligation:

(a) to carry out administrative measures at variance with the laws and administrative practice of that
or of the other Contracting State;

(b) to supply information which is not obtainable under the laws or in the normal course of the ad-
ministration of that or of the other Contracting State;

(c) to supply information which would disclose any trade, business, industrial, commercial or pro-
fessional secret or trade process, or information, the disclosure of which would be contrary to
public policy (ordre public).

(3) The mode of application of this Article shall be settled by an administrative arrangement between
the competent authorities of the Contracting States.

Article 27
MEMBERS OF DIPLOMATIC MISSIONS AND CONSULAR POSTS

Nothing in this Convention shall affect the fiscal privileges of members of diplomatic missions or
consular posts under the general rules of international law or under the provisions of special agreements.

Article 28
ENTRY INTO FORCE

(1) The Contracting States shall notify each other when the constitutional requirements for the entry
into force of this Convention have been complied with.

(2) The Convention shall enter into force on the date of the later of the notifications referred to in
paragraph 1 and its provisions shall have effect in both Contracting States:
(a) in respect of taxes withheld at source, on income derived on or after the first day of January in
the calendar year next following the year in which the Convention enters into force;
(b) in respect of other taxes on income and taxes on capital, for taxes chargeable for any fiscal year
beginning on or after the first day of January in the calendar year next following the year in
which the Convention enters into force.

Article 29
TERMINATION

This Convention shall remain in force until terminated by a Contracting State. Either Contracting
State may terminate the Convention, through diplomatic channels, by giving written notice of termination
at least six months before the end of any calendar year. In such event, the Convention shall cease to have
effect in both Contracting States:

(a) in respect of taxes withheld at source, on income derived on or after the first day of January in
the calendar year next following the year in which the notice has been given;

(b) in respect of other taxes on income and taxes on capital, for taxes chargeable for any fiscal year
beginning on or after the first day of January in the calendar year next following the year in
which the notice has been given.

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned, duly authorised thereto, have signed this Convention.
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DONE in duplicate at Tallinn, on April 5, 2001, in the German, Estonian and English languages, all
three texts being equally authentic. In the case of divergence of interpretation the English text shall pre-
vail.

For the Republic of Austria:

Ferrero-Waldner

For the Republic of Estonia:

Ilves

Die Mitteilungen gemdB3 Art.28 Abs.1 des Abkommens wurden am 30. Oktober bzw.
12. November 2002 abgegeben; das Abkommen ist geméf seinem Art. 28 Abs. 2 mit 12. November 2002
in Kraft getreten.

Schiissel



	Gesamte Rechtsvorschrift für Doppelbesteuerung – Einkommen- und Vermögensteuern(Estland), Fassung vom 22.02.2024
	BGBl III 93/2018

	ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK ESTLAND
ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN
VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN
	CONVENTION BETWEEN THE REPUBLIC OF AUSTRIA AND THE REPUBLIC OF
ESTONIA FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION WITH RESPECT TO
TAXES ON INCOME AND ON CAPITAL

	BGBl III 11/2003

	ABKOMMEN
zwischen der Republik Österreich und der Republik Estland zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
	Austria Vabariigi ja Eesti Vabariigi
vaheline tulu- ja kapitalimaksuga topeltmaksustamise vältimise ning maksudest
hoidumise tõkestamise leping
	CONVENTION
between the Republic of Austria and the Republic of Estonia for the avoidance of double
taxation with respect to taxes on income and on capital




